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��Einleitung

Das vom WIK für die Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post entwickelte Kostenmodell wurde als Referenzdokument mit dem Titel "Ein analytisches Kostenmodell für das Ortsnetz" im Amtsblatt der Regulierungsbehörde vom 4. März 1998 veröffentlicht. Mit dieser Veröffentlichung war die Aufforderung an alle Interessierte verbunden, Kommentare zu dem Modell der Regulierungsbehörde vorzulegen. Die Kommentierungsfrist endete am 20. Mai 1998. Vor Ablauf der Kommentierungsfrist fand am 30. April 1998 in den Räumen der Regulierungsbehörde eine Informationsveranstaltung statt, auf der das Kostenmodell kurz vorgestellt und Interessierten die Gelegenheit geboten wurde, Verständnisfragen zu Konzeption und Aufbau des Modells zu stellen. Insgesamt wurden von 23 Parteien Kommentare zum Referenzdokument abgegeben (siehe nachfolgende Liste der Stellungnehmenden). Das vorliegende Dokument setzt sich mit diesen Stellungnahmen auseinander

Die Stellungnahmen variieren nicht nur hinsichtlich der Einschätzung zu einzelnen Punkten, sondern auch in bezug auf Umfang und Detaillierungsgrad. Während einige Parteien lediglich grundsätzliche Auffassungen äußern, gehen einige Kommentierende soweit, daß sie sich nicht nur dem Fragenkatalog widmen, sondern grundsätzlich und systematisch die dem Kostenmodell zugrunde liegende Philosophie und die gesetzlichen Bestimmungen zur Entgeltregulierung aus ihrer Sicht analysieren. Andere wiederum konzentrieren sich in ihren Äußerungen auf bestimmte Themenfelder, behandeln diese jedoch dann zum Teil sehr ausführlich. Einige der Kommentierenden haben an der Stellungnahme des VATM mitgewirkt und schließen sich dieser Stellungnahme grundsätzlich an. Es sind dies ACC, ARCOR, AT&T, Eurokom, ISIS, o.tel.o, tesion und VIAG. Gleichwohl haben einige dieser Parteien zusätzlich eigene Stellungnahmen verfaßt, die wiederum hinsichtlich des Umfanges, des Detaillierungsgrades und der gesetzten Schwerpunkte starke Unterschiede aufweisen.

Ziel der hier vorgenommenen Auswertung der Stellungnahmen ist es zunächst, die relevanten Äußerungen vollständig und nach Themenfeldern bzw. nach dem vorgegebenen Katalog von Diskussionsthemen strukturiert wiederzugeben. Diese Zusammenfassung bildet den Teil A des vorgelegten Dokumentes.

Der Abschnitt 2 des Teils A enthält die Zusammenfassung der Kommentare zu dem im Anhang A des Referenzdokuments vom 4.3.98 enthaltenen Katalog von Diskussions�themen. Eine Reihe von Kommentaren geht das Problem der Entgeltregulierung und Kostenermittlung jedoch sehr grundsätzlich an, so daß es angemessen erscheint, darüber hinaus eine Reihe von prinzipiellen Diskussionspunkten zu definieren und gewissermaßen vor die Klammer zu ziehen. Diese bilden den Abschnitt 1. Abschnitt 3 faßt Stellungnahmen zusammen, die auf prozedurale Fragen sowie auf Fragen der Datenlieferung eingehen. Aufgrund der Art der Stellungnahmen, die sich zum Teil sehr weitgehend vom Fragekatalog lösen, bedingt jedoch auch durch die Thematik - Interdependenz der verschiedenen Themenkomplexe - war es nicht immer möglich, eine eindeutige Zuordnung vorzunehmen. In Zweifelsfällen werden Passagen in mehreren Zusammenhängen berücksichtigt. Dadurch wird zwar eine gewisse Redundanz in Kauf genommen, andererseits aber sichergestellt, daß keine Argumente vernachlässigt werden.�

Der Teil B des vorliegenden Dokumentes enthält die vom WIK vorgenommene kritische Auseinandersetzung mit den eingereichten Stellungnahmen. Ziel ist es, wesentliche Kritikpunkte und Anregungen aufzugreifen, zu werten und konkrete Schlußfolgerungen für die nun anstehende Phase der Modellüberarbeitung zu ziehen. Die Gliederung dieses Teiles entspricht weitgehend der Systematik der Wiedergabe der Stellungnahmen in Teil A.

�Liste der Stellungnehmenden

Kommentierende Partei:�Kürzel im Text��American Chamber of Commerce in Germany�ACC��ATekom Arbeitsgemeinschaft Telekommunikation im �Verband kommunaler Unternehmen�ATekom��AT&T Communications Services Deutschland GmbH�AT&T��BASF AG�BASF��DETECON GmbH�DETECON��Deutsche Post AG�DP AG��Deutsche Postgewerkschaft�DPG��Deutsche Telekom AG�DT AG��Deutscher Industrie- und Handelstag�DIHT��Rainer Hoffmann Telecommunications Consultant�Hoffmann��Verband der Postbenutzer/Wilhelm Hübner�Hübner��INFO COM Consultancy in Telecommunications�INFO COM��ISIS Multimedia Net GmbH�ISIS��Prof. Dr. G. Knieps, Universität Freiburg�Prof. Knieps��Mannesmann Arcor AG & Co�Arcor��Mannesmann Eurokom GmbH�Eurokom��NORTEL DASA Network Systems GmbH�NORTEL��o.tel.o communications GmbH & Co�o.tel.o��Prof. J.C. Panzar, Northwestern University, Evanston/IL�Prof. Panzar��TeleLev Telekommunikation GmbH�TeleLev��tesion Communikationsnetze Südwest GmbH & Co KG�tesion��Verband der Anbieter von Telekommunikations- und Mehrwertdiensten e.V.�VATM��VIAG Interkom GmbH & Co�VIAG����Teil A:	Zusammenfassung der Stellungnahmen

A.1	Stellungnahmen zu grundsätzlichen Themen

A.1.1	Der Entwicklungsprozeß eines Kostenmodells

Grundsätzlich wird von nahezu allen Parteien die Möglichkeit zur Kommentierung des WIK-Kostenmodells explizit begrüßt. Ferner geben die meisten Unternehmen und Organisationen an, für Rückfragen und eine weitere Zusammenarbeit zur Verfügung zu stehen. Die nachfolgenden grundsätzlichen Äußerungen nehmen nicht die Ansicht der Stellungnehmenden zu Detailfragen vorweg. Insofern kann es sein, daß ein Kommentar, der dem Modell grundsätzlich positiv gegenübersteht, in einigen Aspekten durchaus Revisionsbedarf anmeldet. 

Die grundsätzlichen Einschätzungen variieren stark in ihrer Bandbreite. Während einige das Kostenmodell als wichtiges und zentrales Instrument für zukünftige Regulierungsentscheidungen sehen (Arcor, VATM), lehnen andere das Modell als ungeeignet ab. In der Tendenz eher kritisch äußern sich: DP AG, DPG, DT AG, DIHT, Prof. Knieps und Prof. Panzar. 

ACC begrüßt ausdrücklich die Entwicklung eines Kostenmodells als Grundlage für zukünftige Entgeltregulierungsverfahren. Gleichzeitig weist ACC darauf hin, daß in den USA bereits seit längerer Zeit Studien zur Kostenermittlung sowohl von der FCC, als auch von den Public Utility Commissions zugrunde gelegt würden. Es wird ferner auf entsprechende Kriterien verwiesen, die beispielsweise von der FCC für Kostenstudien aufgestellt worden wären.

Die ATekom begrüßt den Versuch, durch ein analytisches Modell mehr Transparenz in die Kosten der Leistungsbereitstellung zu bringen. Es wird jedoch darauf hingewiesen, daß auch Technologien anderer Hersteller mitberücksichtigt werden sollten. Ferner wird eine benutzerfreundliche Variablenbeschreibung eingefordert, sowie die Bereitstellung einer Software. Für die Bestimmung der zugrundezulegenden Zinssätze, Abschreibungsmethoden sowie Abschreibungszeiträume fordert ATekom die Regulierungsbehörde auf, eine entsprechende Untersuchung in Auftrag zu geben. Ferner weist ATekom darauf hin, daß für die Investitionsentscheidungen die Kenngröße "Investment / Wohneinheit" auch auf der Basis von Kostenvoranschlägen Dritter ermittelt werden könnte, ohne daß die Preise jedes einzelnen eingesetzten Teiles spezifiziert werden müßten.

ISIS begrüßt die Entwicklung eines Kostenmodells als Grundlage für zukünftige Ent�geltregulierungsverfahren sowie die Möglichkeit zur Kommentierung und verweist als Mitglied des VATM auf dessen detaillierte Stellungnahme.

Der VATM begrüßt und unterstützt ausdrücklich die Entwicklung eines Kostenmodells als Grundlage für zukünftige Entgeltregulierungsverfahren. Die grundsätzlichen Aussagen des VATM werden nachfolgend aufgelistet: Die Entwicklung eines Kostenmodells mache zukünftige Entscheidungen der Reg TP vorhersehbarer und transparenter. Die Interpretation des Begriffs der "langfristigen zusätzlichen Kosten" durch das WIK und seine Umsetzung mit einem TELRIC-Ansatz entspreche dem Verständnis des VATM. Nach Auffassung des VATM erlaube das Modell in Zukunft eine elementbezogene Tarifierung der Interconnection-Entgelte im Gegensatz zu der derzeitigen geographischen Tarifierung. Mit Hilfe des Modells könne eine geographische Differenzierung der Tarife für die Teilnehmeranschlüsse vorgenommen werden.

Der VATM fordert, daß das Netz an den Teilnehmervermittlungsstellen der DT AG in die beiden Teile Anschlußnetz und Verbindungsnetz aufgeteilt werden müsse. Zur Ermittlung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung müsse für beide Teile ein optimiertes Netz angesetzt werden. Aus pragmatischen Gründen erscheint dem VATM aber folgende Vorgehensweise als sinnvoll:

Der Anschlußbereichsteil bis zum jeweiligen Hauptverteiler wird gemäß dem Ist-Status der DT AG abgebildet.

Das übertragungstechnische Zuführungsnetz des Anschlußbereichs sowie das Verbindungsnetz werden gemäß effizienter netzplanerischer Vorgaben modelliert.

Arcor sieht das Kostenmodell ebenfalls als wichtiges und zentrales Instrument für zukünftige Regulierungsentscheidungen. Einen wesentlichen Vorteil sieht Arcor darin, daß durch dieses Modell die Einzelentscheidungen zu konkreten Regulierungsfragen in den Gesamtkontext eines geschlossenen Kostensystems gestellt würden.

Eurokom begrüßt die Entwicklung eines Kostenmodells für den Ortsnetzbereich als eine Grundlage für transparente und nachvollziehbare Entgeltregulierungsentscheidungen. Nach Einschätzung von Eurokom sei die Entwicklung eines solchen Modells ohne Zweifel eine schwierige und komplexe Aufgabe. Nach Auffassung von Eurokom sei es jedoch für die Akzeptanz des Modells notwendig, daß alle Parteien die Möglichkeit erhalten, Parameterabhängigkeiten und Sensitivitätsanalysen in einer konkreten Modellimplementierung zu studieren. Ferner sei zu beachten, daß der Detaillierungsgrad eines Modells immer vor dem Hintergrund der Genauigkeit verfügbarer Eingangsdaten gesehen werden müsse. Vor einer Entscheidung über den Grad der Regionalisierung von Kostenanalysen müsse daher die Verfügbarkeit von Informationen bezüglich Anschlußdichte und Verkehrsaufkommen in den Ortsnetzen der DT AG diskutiert werden.

Auch NORTEL begrüßt den Ansatz der Regulierungsbehörde, ein analytisches Kostenmodell einzusetzen, da es die Transparenz in der Entscheidungsfindung fördere. Es sei jedoch offenkundig, daß die Ergebnisse, die sich aus dem Einsatz des Kostenmodells ergäben, nicht der einzige Entscheidungsmaßstab für die Regulierungsbehörde sein würden. NORTEL würde es daher begrüßen, wenn die anderen Kriterien ebenfalls transparent gemacht würden.

Nach o.tel.o stellt die Entwicklung eines funktionsfähigen (bottom-up) Kostenmodells einen Eckpfeiler der zukünftigen Entgeltregulierung dar. Ein solches Kostenmodell sei für o.tel.o von zentraler Bedeutung, da auf dieser Basis die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung für Gesprächsterminierung/-originierung und den Zugang zur Teilnehmeranschlußleitung bestimmt werden könnten. Dabei handele es sich um die zentralen Vorleistungen, die ein Wettbewerber bei der DT AG einkaufe. Eine kostenorientierte Entgeltermittlung für diese Leistungen sei für die Schaffung eines chancengleichen und funktionsfähigen Wettbewerbs von herausragender Bedeutung. Darüber hinaus würden durch die Entwicklung eines funktionsfähigen Kostenmodells die Entscheidungen der Regulierungsbehörde vorhersehbarer und transparenter. Dadurch würde auch eine für den Telekommunikationsmarkt notwendige Investitionsstabilität erreicht. 

Das Kostenmodell sei nach Auffassung der TeleLev ein wichtiger erster Ansatz, die Intransparenz der Kostensituation im Ortsnetz zu beseitigen. Allerdings bestehe die grundsätzliche Problematik des vorgelegten analytischen Kostenmodells darin, daß es sich praktisch an der historisch gewachsenen Ortsnetzstruktur der Deutschen Telekom orientiere. Die Validität des Kostenmodells sei daher zu überprüfen, indem Kostenanalysen von TeleLev und anderen City Carriern in das Modell eingegeben würden. Auf dieser Grundlage könnte das Modell dann verfeinert und innovative Netzstrukturen berücksichtigt werden. Das vorgelegte Kostenmodell sollte daher nicht als alleinige Grundlage für die Prüfung von Kosten im Ortsnetz zum Einsatz kommen.

VIAG begrüßt die von der Regulierungsbehörde angeregte Diskussion über die Umsetzung der kostenbasierten Regulierung marktmächtiger Telekommunikationsunternehmen in Deutschland. Dies erscheint VIAG als ein wesentlicher Fortschritt in dem von der Regulierungsbehörde eingeschlagenen Weg, die Informationsbasis wichtiger Entgeltentscheidungen zu objektivieren und transparenter zu gestalten. Das Bottom-up-Kostenmodell wird begrüßt.

VIAG stimmt nicht nur der Vorgehensweise und den Grundsätzen des WIK-Kosten�modells zu, sondern begrüßt auch den Detaillierungsgrad, da dies die Transparenz zukünftiger Regulierungsentscheidungen positiv beeinflusse. Ferner wird die WIK-Modellierung als sorgfältig durchgeführt bezeichnet. Aus Sicht der VIAG sei das vorliegende Kostenmodell prinzipiell ein guter Ausgangspunkt für eine konstruktive Debatte über die zukünftige transparente Regulierung der entsprechenden Dienstleistungen der DT AG.

Ausdrücklich begrüßt o.tel.o die Vorgehensweise des WIK, in einem ersten Schritt zunächst die methodischen Fragen zu diskutieren und erst in einem zweiten Schritt die konkreten Zahlenwerte in das Modell einzusetzen.

Der VATM sowie o.tel.o bitten darum, über die weitere Vorgehensweise und den konkreten Zeitplan der Entwicklung des Kostenmodells in Kenntnis gesetzt zu werden, um z.B. firmenspezifische Inputs rechtzeitig liefern zu können. Dieser Zeitplan sollte genau spezifiziert sein und bestimmen, nach welchen Schritten und zu welchem Zeitpunkt ein funktionsfähiges Modell vorliegen solle. 

AT&T sieht sich durch die Äußerungen des VATM vertreten. Gleichzeitig weist AT&T auf zwei Dokumente der FCC hin, die die Erfahrungen aus den USA mit Kostenmodellen dokumentieren:

"State Forward-Looking Cost Studies, CC Docket Nos. 96-45 and 967-160" (Anleitung für die Kommentierung sowie Kriterien für die Aufstellung von Kostenstudien).

"CC Docket No. 96-45" (Anordnung zur Bereitstellung von Inputdaten der involvierten Netzbetreiber).

Grundsätzlich begrüßt BASF, daß das Thema "Kosten des Ortsnetzes" objektiv untersucht werde. Ob dieser außerordentlich aufwendige "analytische" Ansatz zu praktikablen verwertbaren Ergebnissen führe, wird von BASF jedoch eher skeptisch gesehen.

Die DPG erachtet es als wünschenswert, wenn die in den USA und Großbritannien gemachten Erfahrungen und Diskussionsergebnisse aufbereitet würden und in die laufende deutsche Diskussion einflössen. Darüber hinaus sei der vom WIK vertretene kostentheoretische Ansatz zu überprüfen.

Die DPG begrüßt ausdrücklich, daß die Regulierungsbehörde sich einer weiteren Diskussion in diesem Zusammenhang stelle. Jedoch weist die DPG darauf hin, daß bei der Entgeltregulierung - also auch im Zusammenhang mit dem analytischen Kostenmodell - die Regulierungsziele des Telekommunikationsgesetzes zu berücksichtigen seien. Es sei jedoch fraglich, ob die Rahmenbedingungen der Telekommunikationsentgeltregulierung eine entsprechende Reduktion des komplexen Produktionsprozesses für Telekommunikationsdienstleistungen durch ein Kostenmodell überhaupt zulassen würden. Nach Ansicht der DPG könne das analytische Kostenmodell allenfalls eine unterstützende Funktion bei der Ermittlung der Kosten des beantragenden Unternehmens haben. Ein Modell könne nach Ansicht der DPG nicht die Kostenrechnung eines Unternehmens abbilden. Unabhängig davon sieht die DPG beim WIK-Modell einen beträchtlichen Ergänzung-, Überarbeitung- und Konkretisierungsbedarf.

Nach Auffassung des DIHT erscheine ein Kostenmodell auf den ersten Blick - losgelöst von den Kostennachweisen des regulierten Unternehmens - als Lösung. Auf den zweiten Blick stelle man jedoch fest, daß ein Kostenmodell die Informationsprobleme nur an andere Stelle verlagere. Jetzt würden vielfältige externe Daten zu Angebot und Nachfrage benötigt. Diese Daten müßten herbeigeschafft werden. Einige Daten seien nicht verfügbar und müßten mit erheblichem Aufwand zusammengetragen werden. Deshalb enthalte das Modell explizit ad-hoc-Annahmen, Arbeitshypothesen, Schätzungen, Näherungsverfahren, Plausibilitätsüberlegungen und Vereinfachungen. Hier würden sich � so der DIHT - die Grenzen der Aussagefähigkeit des Modells zeigen. Unabhängig davon müsse sich die Qualität und damit auch der Nutzen des Kostenmodells an den nachfolgend angeführten Kriterien messen lassen:

Realitätsnähe,

Aktualität,

Verwirklichung des Verursacherprinzips,

Intensivierung des Wettbewerbs,

Aufwand für Modellierung und Anwendung,

Allgemeingültigkeit / Regionalisierung,

Sicherung auch der Qualität des Netzes,

Schaffung von Investitions- und Innovationsanreizen,

Berücksichtigung der Dynamik von Angebot und Nachfrage.

Gemäß der Schlußbemerkung der DT AG fokussiere das WIK-Modell einen begrenzten Einsatzbereich, nämlich die Abbildung von Netzkosten. Die erste Untersuchung des WIK-Modells habe gezeigt, daß erheblicher Konkretisierungs- und Änderungsbedarf bestehe. Um der Modellierung ein plausibles Kostenverständnis zugrunde zu legen und dem Anspruch der Pfadabhängigkeit gerecht zu werden, seien umfassende Anpassungen in der Modellmechanik erforderlich. Eine Anwendung des WIK-Modells in seiner jetzigen Fassung erscheine aus Sicht der DT AG ordnungspolitisch wenig hilfreich. Selbst nach entsprechender Modifizierung komme nach Erachten der DT AG ein Einsatz des Modells lediglich als Referenz für einen Teilbereich regulatorischer Entscheidungen in Betracht.

DETECON äußert die Auffassung, daß komplexe sozioökonomische bzw. soziotechnische Strukturen und Zusammenhänge oft in guter Näherung durch mathematische Funktionen approximierbar seien. Mit Hilfe des analytischen Kostenmodells und seiner Anwendung auf repräsentative Fälle könnte im ausreichenden Umfang pseudoempirisches Datenmaterial generiert werden, mit dem sich mathematische Kostenfunktionen für die jeweils geforderten exogenen Variablen identifizieren und kalibrieren lassen würden. Solche Funktionen seien viel einfacher als komplexe Kostenmodelle zu nutzen, ohne signifikant an Genauigkeit einzubüßen. Durch die Beschränkung auf wenige exogene Variable und Parameter reduziere sich die Datenbereitstellung und der Interpretationsbedarf der Ergebnisse. Funktionen dieser Art könnten im übrigen oft sehr einfach tabellarisch dargestellt und in ein eindeutiges Regelwerk gepackt werden.

Die DP AG hält die Anwendung von analytischen Kostenmodellen zur Bestimmung der effizienten Kosten der Leistungsbereitstellung für nicht angemessen: Die DP AG lehnt deshalb die Anwendung von analytischen Kostenmodellen zur Bestimmung der effizienten Kosten ab. Die relevanten Kosten könnten nach Ansicht der DP AG auf Basis anzupassender Kostenrechnungsdaten ermittelt werden. Die vom Unternehmen realisierbaren und in dessen Planung eingestellten Effizienzmaßnahmen, wie z.B. Prozeßverbesserungen, könnten dabei berücksichtigt werden.

Schon der dem Modell zugrunde liegende Effizienzbegriff sei aus Sicht der DP AG undeutlich und darüber hinaus wissenschaftlich-juristisch nicht begründet. Es sei offensichtlich, daß wesentliche Annahmen des Modells, insbesondere bzgl. der zugrunde liegenden Netzstruktur, auf reinen Plausibilitätsüberlegungen beruhen würden und daß weiterhin nicht immer aktuelles Datenmaterial zur Verfügung gestanden hätte, so daß die Validität der Ergebnisse teilweise gering sei. Weil somit die Ergebnisse des Kostenmodells nicht prognostizierbar seien, würden die Unternehmen einer unzumutbaren Planungsunsicherheit ausgesetzt. Ferner werde nicht berücksichtigt, daß dem marktbeherrschenden Unternehmen im Rahmen der Universaldienstverpflichtung eine flächendeckende Versorgung und bestimmte Qualitätsstandards oblägen, wodurch die effizienten Strukturen nachhaltig beeinflußt würden.

Ferner hält die DP AG das Kostenmodell verfassungsrechtlich für nicht haltbar, weil es in die Kernbereiche der unternehmerischen Entscheidungsfreiheit eingreife. Das Modell weise in keiner Weise aus, was originär unternehmerische Entscheidungen seien und wo die Grenzlinie regulatorischer Mißbrauchskontrolle zu ziehen sei. Aus Sicht der DP AG sei in keinem Fall gerechtfertigt, daß das Kostenmodell dazu führe, daß die Regulierungsbehörde anstelle des Unternehmens die Rolle des Preissetzers wahr�nehme. Würden sich nämlich die Entscheidungen des Regulierers im nachhinein als fehlerhaft herausstellen, hätte das Unternehmen die alleinige Verantwortung für die negativen Konsequenzen zu tragen. Schließlich - so die DP AG - wäre es auch mit unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden, die Produktionsstrukturen an die Vorgaben des Modells anzupassen.

Prof. Knieps vertritt die Auffassung, daß die Entwicklung eines analytischen Kostenmodells einen regulatorischen Irrweg darstelle. Dies liege im Kern darin begründet, daß analytische Kostenmodelle Schattenrechnungen darstellen würden, die weder die konkreten unternehmerischen Entscheidungssituationen des etablierten Anbieters, noch diejenigen der Marktneulinge erfassen würden. Sie seien daher ungeeignet, die erforderlichen Kostensignale auf wettbewerblichen Telekommunikationsmärkten zu erzeugen. Darüber hinaus vernachlässige das vorliegende WIK-Modell die Auswirkungen der umfassenden Netzöffnung und der damit einhergehenden neuartigen Anbieterstrategie in Ortsnetzen (z.B. Bypass, aktive Netzkonkurrenz).

Die Studie von WIK intendiere nach Prof. Panzar, die "wrong costs" zu messen, nämlich die eines hypothetischen effizienten Newcomers. Sofern dessen Stand-alone-Kosten höher seien als die langfristigen zusätzlichen Kosten des etablierten Unternehmens, seien sie als Kostenobergrenze prinzipiell ungeeignet. Von daher sei eine solche Studie nur von begrenztem Wert. 

A.1.2	Internationale Erfahrungen mit Kostenmodellen 

Die DT AG präsentiert ausführlich ihre Einschätzung über die Erfahrungen mit der Entwicklung von Kostenmodellen in den USA und Großbritannien. Die daraus zu gewinnenden Erkenntnisse sollten nach Ansicht der DT AG von der deutschen Regulierungsbehörde genutzt werden.

A.1.2.1	Kostenmodelle in den USA

Nach Auskunft der DT AG würden von nordamerikanischen Telekommunikationsunternehmen seit 1970 Bottom-up-Kostenmodelle genutzt. Die erste Generation dieser Modelle sei von Bell Laboratories entwickelt worden, und seit der Aufsplittung von AT&T im Jahre 1984 seien diese Modelle für Ortsnetzbetreibergesellschaften von Bell Communications Research (Bellcore) entwickelt worden. Die amerikanische Regulierungsbehörde fordere, daß sich die Tarife für die jeweilige Leistung (außer des Universaldienstes) an den langfristigen Kosten plus einem Zuschlag für Gemeinkosten orientieren und gleichzeitig zur Deckung der Kosten des Universaldienstes beitragen sollten. Die unternehmensspezifischen Kostenrechnungssysteme seien so konstruiert, daß sie die langfristigen zusätzlichen Kosten der einzelnen Dienstleistungen bis zu einem sehr feinen Grad aufschlüsseln würden, soweit Investitionskosten betroffen seien. Diese unternehmensspezifischen Modelle bezögen sich auf reale Netzstrukturen. Auch eine Bottom-up-Prozeßkostenmodellierung - so die DT AG - werde von manchen Unternehmen genutzt. Die Unternehmen würden diese Modelle für interne Entscheidungsfindungen und Kostenanalysen benutzen, selbst wenn sie einer Price-Cap Regulierung unterworfen seien, bei welcher keine öffentlichen Tarifanträge gestellt würden. Diese Modelle und auch die genutzten Inputdaten würden als Unternehmenseigentum angesehen, die nur während des regulatorischen Prüfungsprozesses für die Regulierungsbehörde verfügbar seien und nicht an die Öffentlichkeit gelängen.

Im Oktober 1991 - so die DT AG - hätten David Gabel und Mark Kennet in den USA ein Computermodell veröffentlicht, das sie im Auftrag des National Regulatory Research Institutes (NRRI) an der Ohio State University entwickelt hätten. Den Regulierungsbehörden sollte damit ein Instrument an die Hand gegeben werden, das es erlaube, unabhängig von Kostendaten der regulierten Unternehmen, die Kosten verschiedener Dienste zu bestimmen. Mit dem entwickelten Local Exchange Cost Optimization Model (LECOM) sollten u.a. die Kosten von vermittelten Telekommunikationsdiensten untersucht werden. 

LECOM wäre in den USA aufgrund seiner gravierenden Mängel hinsichtlich der Nachfragemodellierung und der unzureichenden Berücksichtigung von Betriebskosten nicht ernsthaft diskutiert worden und sei auch nicht Teil des derzeitigen "Public Hearing" zu Kostenmodellen. Im Sommer 1996 hätte die FCC eine bis heute andauernde intensive und detaillierte öffentliche Diskussion über Kostenmodelle initiiert. Verschiedene Netzbetreiberallianzen würden Kostenmodelle entwickeln und würden diese im Rahmen des "Public Hearing" zur Diskussion stellen. Die DT AG betont, daß sowohl die jeweilige Modellphilosophie und Modellmechanik wie auch die Qualität der verwendeten Inputdaten strittig sei. Besondere Kritikpunkte an den Kostenmodellen seien die unvollständige Erfassung aller Netzwerkelemente, die ungenaue Abbildung der Nachfrage sowie eine unzulängliche Ermittlung der Betriebskosten. Des weiteren würden Inputdaten wie Abschreibungsraten, ausreichende Beachtung von Reservekapazitäten und die Eingabe richtiger Einkaufspreise für Investitionsgüter heftig diskutiert. Darüber hinaus umfasse die Diskussion noch eine Vielzahl weiterer Themen, z.B. den Einfluß von verschiedenen Bodenbeschaffenheiten und Steigungen auf die zu modellierenden Tiefbaukosten für Kabelkanäle. Die Dokumentation des Anhörungsverfahrens sei inzwischen auf etwa 80.000 Seiten angewachsen. Dies gebe eine Vorstellung von Umfang und Tiefe der Diskussion.

In den USA - so die DT AG - würden Kostenmodelle bezeichnenderweise als "Cost Proxy Models" (Approximation = Annäherung) bezeichnet, weil sie nur Annäherungswerte für Kosten modellieren könnten. Anfang 1997 hätte die FCC eine eigene Untersuchung der Cost Proxy Models vorgestellt. Die FCC hätte festgelegt, daß die Modellierungen auf Basis der bestehenden Lage der Vermittlungsstellen zu erfolgen habe. Grundsätzlich habe sich die FCC für die Verwendung von Proxy Models ausgesprochen, doch hätte sie bei allen diskutierten Modellen gravierende Schwächen festgestellt, wie z.B. eine unvollständige Modellierung aller Netzwerkelemente und die Unterschätzung von Investitionsvolumen und -kosten. Die FCC sei der Auffassung, daß Cost Proxy Models gegenwärtig keine adäquate Methode zur Kostenrechnung böten und sehe deshalb weitere Studien und Modellverbesserungen als notwendig an.

Im Februar 1998 hätte die FCC ein eigenes Modell, das Hybrid Cost Proxy Model, als Kompromißvorschlag in die Diskussion eingebracht. 

Abbildung 1:	Zeitpfad der Entwicklung von Kostenmodellen in den USA
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Das Hybrid Cost Proxy Model enthalte Module der anderen diskutierten Modelle. Bis heute werde der offene, intensive und langwierige Diskussionsprozeß über die Kostenmodelle fortgesetzt. In Kürze solle eine Entscheidung über die einzusetzende "Plattform", also die Modellmechanik getroffen werden. Danach wolle die FCC die Diskussion auf die Inputvariablen beschränken. Unternehmenseigene Kostenrechnungssysteme wären nicht Teil des öffentlichen Diskussionsprozesses und wären - so die DT AG - wegen der sensiblen Informationen auch nicht veröffentlicht worden.

Die Erfahrungen in den USA würden nach Auffassung der DT AG zeigen, wie umstritten die Philosophie und der Aufbau der verschiedenen dort diskutierten Kostenmodelle sowie deren möglicher Einsatz bei Regulierungsentscheidungen seien. Weiterhin werde deutlich, daß sich ein möglicher Konsens über Kostenmodelle nur schrittweise nach einer umfassenden Diskussion der komplexen Thematik entwickeln könne.

A.1.2.2	Kostenmodelle in Großbritannien

Nach Informationen der DT AG wären betriebliches Kostenrechnungssystem und -Kostenmodelle von August 1995 bis Anfang 1997 entwickelt, intensiv öffentlich diskutiert und schrittweise angepaßt worden. Dabei wären parallel zwei alternative methodische Ansätze verfolgt worden. Zum einen hätten Industrievertreter und Wissenschaftler im Auftrag der Regulierungsbehörde OFTEL ein sogenanntes Bottom-up-Kostenmodell entwickelt. Von der grundsätzlichen Methodik her sei dieses Bottom-up-Kostenmodell nach Auffassung der DT AG mit dem WIK-Modell zu vergleichen. Bottom-up-Kosten�modelle würden versuchen, mit Hilfe von Ingenieursregeln zu bestimmen, welche Netz�werkelemente notwendig seien, um eine bestimmte Nachfrage effizient zu befriedigen. So würden Teile eines Netzwerkes (gewöhnlich ein Ortsnetz) und dessen Kosten "von unten", d.h. von der Nachfrageseite kommend, modelliert. Das in Großbritannien entwickelte Bottom-up-Kostenmodell folge dem sogenannten "scorched node" - Ansatz. Dabei würden Zahl und Lage der British Telecom-Vermittlungsstellen als gegeben in das Modell einfließen.

Parallel zur Entwicklung des Bottom-up-Kostenmodells hätte British Telecom (BT) in Zusammenarbeit mit dem Regulierer ein neues Kostenrechnungssystem entwickelt, das inkrementelle Kosten ermitteln könne. Dabei würde der sogenannte Top-down-Ansatz verfolgt und BTs Rechnungswesen diene als Ausgangspunkt. Dort seien die auf hohem Aggregationsniveau ermittelten, tatsächlichen und gesamten Kosten, d.h. Kapitalkosten für die physischen Netzwerkelemente und die Prozeßkosten erfaßt. "Von oben" würden diese Kosten dann anhand von Kostentreibern immer feiner aufgeschlüsselt, um sie einzelnen Telekommunikationsdiensten zurechnen zu können. Nicht-inkrementelle Kosten würden identifiziert und abgezogen. Insgesamt wären u.a. für mehr als 500 Kostenkategorien Kostentreiber und langfristige Kosten-Volumen-Beziehungen identifiziert worden. Um eine zukunftsorientierte Bewertung der Volumen vornehmen zu können, würden das sogenannte "Current Cost Accounting" (CCA), also Wiederbeschaffungswerte, eingesetzt. 

Die DT AG betont, daß die Koexistenz beider Ansätze bewußt gewählt worden wäre, weil beide Ansätze spezifische Stärken und Schwächen aufweisen würden. 

Ein Vorteil des von BT genutzten Top-down-Ansatzes liege in seiner Detaillierung, die dadurch erreicht werde, daß BTs Rechnungswesen und interne Daten als Ausgangspunkt dienen würden. So könnten Kosten-Volumen-Beziehungen auf einem disaggregierten Level genau und verursachungsgerecht ermittelt werden. Zudem könnten indirekte Kostenwirkungen von Volumenänderungen, z.B. auf verschiedene Betriebskosten, gut erfaßt werden. Der Nachteil des Top-down-Ansatzes liege in seiner Komplexität, wodurch er weniger transparent und schwieriger nachzuvollziehen sei. Des weiteren erfolge die Umrechnung von historischen Kosten der Buchhaltung auf inkrementelle Kosten auf einem hohen Aggregationsniveau.

Der Bottom-up-Ansatz mittels des von OFTEL entwickelten simpleren Kostenmodells sei nach Meinung der DT AG vergleichsweise transparenter, einfacher zu verstehen, und sei auf die wichtigsten Kostentreiber fokussiert. Aus dieser geringeren Komplexität ergäben sich gleichzeitig die Schwächen und Ungenauigkeiten. So stelle das Bottom-up-Kostenmodell die Kosten-Volumen-Beziehungen nicht detailliert genug dar. Direkte und indirekte Kapitalkosten würden undifferenziert in einem Block ermittelt. Betriebskosten flössen nur anhand extern festgestellter Schätzwerte in das Modell ein und könnten beträchtliche Fehler bei der Kostenermittlung verursachen. Weiterhin arbeite das Bottom-up-Kostenmodell mit zahlreichen Annahmen, die nicht im einzelnen modelliert und geprüft würden. Einige Betriebskosten im Zusammenhang mit Interconnection (z.B. Interconnection Billing) könnten gar nicht modelliert werden.

Theoretisch würden - so die DT AG - beide Ansätze die gleichen Kosten ermitteln und sollten deshalb zu gleichen Ergebnissen kommen, was praktisch jedoch nicht zugetroffen hätte. In einem zweiten Schritt wären deshalb beim sogenannten "Reconciliation" detailliert die Ursachen für abweichende Ergebnisse analysiert und soweit möglich Anpassungen vorgenommen worden. Die schließlich erzielten Hybrid-Ergebnisse würden als Grundlage für die seit Oktober 1997 geltenden neuen Interconnection-Preise dienen.

Folgt man der DT AG, so würden sich die Erkenntnisse aus den britischen Erfahrungen auf zwei Punkte bringen lassen. Erstens erfordere eine sachgerechte Auseinandersetzung mit der komplexen Thematik der Kostenermittlung umfangreiche und detaillierte Analysen und Diskussionen. Zweitens zeige sich, daß vereinfachte Kostenmodelle zwar transparenter und übersichtlicher als komplexe Kostenrechnungssysteme der Netzbetreiber (Carrier) seien, aber auch noch nach notwendigen Verbesserungen weit ungenauer seien. Ein Grund dafür sei die fehlende Verbindung mit British Telecoms Rechnungswesen. Dennoch würden sie sich nach sorgfältiger Überarbeitung als zusätzliche Referenz bei der Beurteilung von Kostendaten heranziehen lassen. 

Abbildung 2:	Reconciliation of bottom-up and top-down
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A.1.3	Rahmenbedingungen der Telekommunikationsentgeltregulierung

Im nachfolgenden werden die Äußerungen präsentiert, die sich mit der gesetzlichen Legitimation analytischer Kostenmodelle zur Bestimmung der effizienten Kosten befassen. Die DPG, die DT AG und der DIHT widmen sich dieser Thematik. 

Nach § 24 Telekommunikationsgesetz (TKG) haben sich die Entgelte an den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung zu orientieren. Diese ergeben sich nach § 3 Abs. 2 Telekommunikations-Entgeltregulierungsverordnung (TEntgV) "aus den langfristigen zusätzlichen Kosten der Leistungsbereitstellung und einem angemessenen Zuschlag für leistungsmengenneutrale Gemeinkosten, jeweils einschließlich einer angemessenen Verzinsung des eingesetzten Kapitals, soweit diese Kosten jeweils für die Leistungsbereitstellung notwendig sind."

Die DPG vertritt die Auffassung, daß die Regulierungsbehörde die vom beantragenden Unternehmen vorgelegten Nachweise entsprechend zu überprüfen habe. Damit sei das vom beantragten Unternehmen benutzte Kostenrechnungssystem Ausgangspunkt der Prüfung. So auch § 2 Absatz 2 TEntgV, wonach im Rahmen der Kostennachweise das beantragende Unternehmen die Ermittlungsmethode der Kosten darzulegen habe. Danach - so die DPG - seien die Kosten grundsätzlich von dem unternehmenseigenen Kostenrechnungssystem zu ermitteln. Für dieses Verfahren spreche der reale Bezug, die Verfügbarkeit und die Vollständigkeit der erforderlichen Daten.

Die deutsche Rechtslage wird ausführlich von der DT AG erörtert. Nach § 24 Abs. 1 des TKG haben sich regulierte Entgelte an den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung zu orientieren. Die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung seien damit Gegenstand von Entgeltregulierungsentscheidungen, sowohl im Rahmen der Entgeltgenehmigung nach § 27 Abs. 1 Nr. 1 TKG als auch im Rahmen der nachträglichen Überprüfung von Entgelten nach § 30 TKG. Die Kosten der effizienten Leistungbereitstellung ergäben sich gemäß § 3 Abs. 2 der TEntgV aus den für die Leistungsbereitstellung notwendigen langfristigen zusätzlichen Kosten der Leistungsbereitstellung und einem angemessenen Zuschlag für leistungsmengenneutrale Gemeinkosten, jeweils einschließlich einer angemessenen Kapitalverzinsung. Damit - so die DT AG - seien nicht die historischen Vollkosten, sondern die zukunftsgerichteten ökonomischen Kosten des Angebots einer bestimmten Leistung der Kostenmaßstab. Ob und inwieweit sich die beantragten bzw. verlangten Entgelte an den so definierten Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung orientieren würden, habe die Regulierungsbehörde anhand der nach § 2 TEntgV vorgelegten Kostennachweise des betroffenen Unternehmens zu prüfen. Im Rahmen dieser Prüfung solle die Regulierungsbehörde anhand des § 3 Abs. 3 TEntgV zusätzlich insbesondere Preise und Kosten solcher Unternehmen als Vergleich heranziehen, die entsprechende Leistungen auf vergleichbaren Märkten im Wettbewerb anböten.

Gegenstand der Prüfung nach § 3 TEntgV seien damit zwingend die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung des betroffenen Unternehmens. Diese zunächst festzustellenden Kosten des betroffenen Unternehmens sollten dann im Hinblick auf ihre Effizienz mit Hilfe des in der allgemeinen Kartellrechtspraxis eingeführten Vergleichsmarktkonzepts beurteilt werden. Die DT AG weist darauf hin, daß analytische Kostenmodelle als Instrument der Entgeltregulierung weder im TKG noch in der TEntgV genannt seien. Aus der amtlichen Begründung zu § 3 Abs. 3 des Entwurfs der TEntgV sei wörtlich zu entnehmen, daß "der in Absatz 3 enthaltene explizite Hinweis auf das Konzepts des Vergleichsmarktes [... klarstellt], daß nicht theoretische Modellrechnungen (die damit nicht ausgeschlossen werden), sondern reale, im Wettbewerb stehende Unternehmen als Vergleichsbasis bei der Beurteilung der Kosten im Hinblick auf ihre Effizienz im Vordergrund stehen sollen." Bedeutung und Stellenwert von analytischen Kostenmodellen im Rahmen der Entgeltregulierung seien daher - so die DT AG - von vornherein begrenzt. 

Als Fazit führt die DT AG an, daß gemäß der Rechtslage die Kostennachweise der Deutschen Telekom zwingend Gegenstand der Prüfung der kostenorientierten Entgelt�regulierung des Unternehmens bilden würden. Diese würden durch das Kostenrechnungssystem der Deutschen Telekom generiert und der Regulierungsbehörde im Rahmen von Tarifanträgen vorgelegt. Einfache Kostenmodelle könnten nach Auffassung der DT AG allenfalls als sekundäre, zusätzliche Referenz eingesetzt werden. Dies setze voraus, daß sie hinsichtlich Modellphilosophie, Modellmechanik und der Güte der verwendeten Inputdaten Mindestanforderungen genügen würden.

Die DT AG verweist auch auf das Recht der Europäischen Gemeinschaft. Dieses verlange durchweg eine Kostenorientierung der Entgelte für bestimmte Telekommunikations- bzw. Netzzugangsleistungen, schreibe aber keine bestimmte Kostenrechnungsmethode vor. So würden in der ONP-Zusammenschaltungsrichtlinie Vollkosten, langfristige durchschnittliche zusätzliche Kosten, Grenzkosten, Stand-alone-Kosten, eingeschlossene direkte Kosten usw. als Beispiele für Kostenstandards genannt. Umgekehrt könne daraus geschlossen werden, daß keine spezifischen Vorgaben in dieser Richtung durch die Richtlinie gemacht würden, d.h. jeder der genannten Kostenstandards sei zulässig. Die Kommission empfehle allerdings die zukunftsrelevanten langfristigen durchschnittlichen Zusatzkosten als Maßstab für Zusammenschaltungsentgelte.

Die einschlägigen Richtlinien von Rat und Kommission würden - so die DT AG - verlangen, daß die von den betroffenen Telekommunikationsunternehmen eingeführten Kostenrechnungssysteme bestimmte Anforderungen erfüllen, z.B. daß sie die detaillierte Feststellung und Zuschlüsselung der Kosten ermöglichen. Das Recht der europäischen Gemeinschaft enthalte damit ausschließlich Vorgaben für Kostenrechnungssysteme der betroffenen Telekommunikationsunternehmen im Hinblick auf Grad und Nachvollziehbarkeit der Zurechnung von Kosten für die Bereitstellung einzelner Dienst�leistungen. Dabei würden die Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft immer von den Kostenrechnungssystemen der betroffenenen Telekommunikationsunternehmen und deren "tatsächlichen Kosten" als Grundlage für die Überprüfung der Kosten�orientierung von Entgelten ausgehen. 

Eine Erwähnung von Kostenmodellen in Hinblick auf die Validierung der Kostennachweise von Telekommunikationsunternehmen finde sich - so die DT AG - in europarechtlichen Vorschriften nicht. Lediglich in Arbeitspapieren und Empfehlungen, etwa in der Empfehlung der Kommission zu den Zusammenschaltungsentgelten, spreche sich die Europäische Kommission für die Entwicklung von Kostenmodellen aus. Deren Aufgabe werde darin gesehen, aufzuzeigen, daß die Kosteninformationen der Netzbetreiber "grob richtig" seien. Ferner weist die DT AG darauf hin, daß die Kommission im Oktober 1997 eine für sie erstellte Studie zu Universaldienstkosten veröffentlicht habe. Darin werde zur Kostenermittlung das amerikanische LECOM-Kostenmodell eingesetzt. Dazu habe die Kommission weder positiv noch ablehnend Stellung bezogen. 

An anderer Stelle mache die EU jedoch wegen der Qualität bisheriger Kostenmodelle erhebliche Einschränkungen. So werde in der Empfehlung zu getrennter Buchführung und Kostenrechnung ausgeführt, daß Kostenmodelle für grundsätzlich geeignet gehalten werden, die Beurteilung der Effizienz der Leistungsbereitstellung zu unterstützen. Doch würden sie trotz ihrer Fortentwicklung für "noch nicht ausgereift" gehalten.

In diesem Zusammenhang äußert sich der DIHT wie folgt. Der DIHT erkennt an, daß im Rahmen der Entgeltregulierung möglichst objektive und transparente Informationen über die Kosten des Ortsnetzes vorliegen müßten. Hierbei könne ein Kostenmodell nur ein Instrument sein, um sich diesen Kosten zu nähern. Die Ergebnisse des Modells sollten nach Auffassung des DIHT nicht alleiniger Maßstab für die Genehmigung von Entgelten sein, da sie naturgemäß von den Prämissen und der Modellmechanik abhängig seien. Plausibilitätskontrollen müßten mit Blick auf die vorgelegten Kostennachweise folgen. Zu berücksichtigen seien ferner vergleichbare Infrastrukturkosten und Interconnection-Gebühren in anderen Ländern mit Wettbewerb. Letztlich sei eine Ermittlung der Kosten des Ortsnetzes, die sich unter Wettbewerbsbedingungen einstellen würden, ein iteratives Verfahren. Dem "richtigen" Wert müsse man sich - so der DIHT - von mehreren Seiten nähern.

Nach Ansicht des DIHT beantwortet das Kostenmodell die Frage: "Wieviel würde ein Neuaufbau des Netzes heute kosten?" Aus diesem optimalen Ortsnetz würden dann die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung abgeleitet, woraus sich dann letztlich die Preise ergäben. Mit dem Modell würden somit zunächst die Kosten des Netzes getrennt von den nicht-netzbezogenen Kosten. Dieser Rechenschritt sei mit Blick auf die Grundsätze und das Ziel der Entgeltregulierung sachgerecht. Die Kostennachweise des regulierten Unternehmens sollten dann - soweit möglich - an den mit dem Modell berechneten Kosten für die einzelnen Netzelemente gespiegelt werden. Die Gründe für eventuelle Abweichungen sollten dargelegt und entsprechend der Beurteilung in die Regulierungsentscheidung einfließen. Folgt man dem DIHT, so könnten auch bei Abweichungen über festgelegte Toleranzgrenzen hinaus Nachbesserungen verlangt werden.

A.1.4	Der Kostenbegriff

Im folgenden werden die Äußerungen zum Kostenbegriff, der dem analytischen Kostenmodell zugrundeliegt, zusammengefaßt, wobei dessen Konkretisierung und Umsetzung im Vordergrund steht.

Die DP AG äußert die Auffassung, daß der Begriff der langfristigen Zusatzkosten des Kostenmodells impliziere, daß das Unternehmen bei seinen Produktionsentscheidungen an keine Restriktion gebunden sei, weil es langfristig keine irreversiblen Investitions- und Kapazitätsentscheidungen gebe. Dies würde bedeuten, daß möglicherweise alle heutigen Produktionsstrukturen, die zu einem früheren Entscheidungszeitpunkt effi�zient gewesen wären, ineffizient seien, weil in einem analytischen Kostenmodell langfristig effizientere Alternativen vorstellbar seien. Diese langfristig optimalen Strukturen würden durch hypothetische Annahmen einer nicht näher definierten Expertengruppe oder durch internationale Vergleichsmärkte generiert.

Da im analytischen Kostenmodell keine pfadabhängige Annäherung an eine effiziente Struktur vorgeschlagen würde, werde dem regulierten Unternehmen eine Produktions�struktur zum Maßstab gesetzt, die es womöglich gar nicht erreichen könne. Nach Auffassung der DP AG würde eine sofortige Umstellung auf die angeblich effiziente Struktur im Gegenteil ggf. größere Ineffizienzen nach sich ziehen. Langfristig effiziente Vorgaben als Grundlage der heutigen Preisregulierung würden in jedem Fall zu einer nachhaltigen Kostenunterdeckung für das regulierte Unternehmen führen, wenn die vorgegebenen effizienten Kosten unter den kurzfristigen Kosten des regulierten Unternehmens liegen würden.

Die DP AG bemängelt, daß im WIK-Modell nur unzureichend deutlich würde, welche Kriterien den Effizienzannahmen zugrundeliegen und stellt daher die folgenden Fragen:

Was bedeutet der Maßstab der Wettbewerbsüblichkeit (s. Seite 6)?

Welcher Referenzmaßstab wird für eine effiziente Produktionsstruktur angelegt?

Werden beim Heranziehen von Vergleichsmarktdaten die strukturellen Marktunterschiede, wie z.B. Faktorkostenunterschiede, Unterschiede in der Qualität des Dienstleistungsangebotes oder Produktivitätsunterschiede berücksichtigt?

Ist bei Vergleichen immer die kostengünstigste Lösung effizient oder muß nicht die Qualität einer Dienstleistung als wesentlicher Bestimmungsfaktor der Effizienz in das Kostenmodell einbezogen werden?

Zudem würde der Effizienzbegriff durch die Anwendung des analytischen Kostenmodells für alle regulierten Unternehmen in gleicher Weise angewandt. Alternative Produktionsstrukturen und Technologien, die ebenfalls effizient sein könnten, würden im Modell nicht berücksichtigt (s. Seite 84).

Das WIK-Modell treffe zudem keine Aussagen über die Behandlung von Kosten, die einzelnen Unternehmen etwa aus der Verpflichtung zur flächendeckenden Versorgung mit Dienstleistungen entstünden. Sind sie - so fragt die DP AG - Teil der effizienten Kosten oder werden sie als Ineffizienzen herausgerechnet? Auch andere unternehmenspolitische Restriktionen wie z.B. knappe Investitionsbudgets müßten berücksichtigt werden: Sind Prozesse ineffizient, nur weil sie kurzfristig aufgrund eines zu geringen Investitionsbudgets nicht durch Erneuerungsinvestitionen optimiert würden. Ein allgemeingültiges analytisches Kostenmodell gebe nach Auffassung der DP AG darauf keine Antwort.

Dagegen könnten Ist-Kosten oder mittelfristige Plankosten der Kostenrechnung eines Unternehmens um realisierbare Prozeßverbesserungen und daraus resultierende Kosteneinsparungen angepaßt werden, so daß ein ökonomisch sinnvoller Effizienzpfad des Unternehmens beschrieben werde. Die aktuell im Unternehmen gewählte Produktionsstruktur sollte - so die DP AG - die jeweilige Grundlage der Effizienzbestimmung sein.

Eher indirekt äußert sich die DPG zum Kostenbegriff. Konkurrenz, sich wandelnde Kundenbedürfnisse und -verhalten sowie die dynamische technologische Entwicklung seien stetige Einflußfaktoren auf unternehmerische Entscheidungen. Modellierte Netzwerke unterlägen damit starken Veränderungen. Ein Kostenmodell habe diese prozeßhaften Aspekte zu berücksichtigen. Das WIK-Modell werde dem nach Ansicht der DPG nicht gerecht. Nach Erachten der DPG sei dieses zu statisch - auch wenn regelmäßig Abänderungen des Modells vorgesehen seien.

Auch nach der Ansicht von NORTEL sei es von zentraler Bedeutung, die Leistungen, für die Entgelte durch die Regulierungsbehörde festzulegen sind, genauer zu definieren als dies im gegenwärtigen Kostenmodell bisher der Fall sei: Insbesondere seien Mindestanforderungen für den entbündelten Zugang zur Kupferdoppelader zu definieren, etwa die physikalischen Eigenschaften eines solchen Zugangs.

Die DT AG überprüft weiterhin, welche Konkretisierung der langfristigen zusätzlichen Kosten der Leistungsbereitstellung - wie im TKG und der TEntgV formuliert - mit den regulatorischen Zielsetzungen in Einklang steht und ob sie praktikabel und plausibel ist. 

Der Greenfield-Ansatz wird von der DT AG als ein rein theoretisches Konzept klassifiziert. Die Begründung dieser These liest sich dann wie folgt: 

"Zum Begriff der Langfristigkeit der Kosten wird in der theoretischen Diskussion teilweise die Auffassung vertreten, daß langfristig - wenn der gewählte Zeitraum sehr langfristig ist - alle Produktionsfaktoren variabel sind. Entsprechend diesem sogenannten Greenfield-Ansatz könnten Unternehmen theoretisch ein neues, optimales Netzwerk 'auf der grünen Wiese' errichten; und zwar permanent. Theoretisch müßte jeder Netzbetreiber also jederzeit und immer sein bestehendes Netzwerk durch ein neues mit 'bester' Technologie und Topologie ersetzen. Ein fortlaufender Neubau des Netzes ist aber nicht wirtschaftlich, da die Effizienzvorteile eines neuen Netzes die Kosten der Desinvestition bestehender, fast neuwertiger Technik nicht aufwiegen.

Weiterhin gehen die reine ökonomische Lehre und der Greenfield-Ansatz davon aus, daß Unternehmen eine hypothetische, hundertprozentige Effizienz erzielen können. Das setzt voraus, daß alle Unternehmen perfekte Kenntnis des Marktes, der Nachfrageentwicklungen, der besten verfügbaren Technologie und Netzwerkdesigns sowie der Arbeitsprozesse besitzen. Basierend auf dieser perfekten Information können dann ebenso fehlerfreie, rationale Entscheidungen getroffen und ad hoc umgesetzt werden. Auf diese Weise ist theoretisch eine hundertprozentige Effizienz zu erzielen."

"Entsprechend dieser Theorie werden also die Termini 'langfristig' als extrem langfristig und 'effizient' als hypothetische Effizienz definiert. Folgt ein Kostenmodell dieser reinen Lehre und Definition des Kostenbegriffes, würde es ein unrealistisches, völlig optimiertes Netzwerk modellieren." Die DT AG stellt daraufhin dar, warum ein solcher Greenfield-Ansatz unhaltbar sei. Er entspreche weder den regulatorischen Zielsetzungen, noch sei er sinnvoll und praktikabel.

Nachdem das Ziel der Entgeltregulierung unter Erfüllung des Art. 87 f. GG dargelegt wird, argumentiert die DT AG wie folgt: "Jedes Unternehmen wird langfristig nur dann bestimmte Leistungen anbieten, wenn die Gesamtkosten, die durch die Produktionsentscheidung, bzw. durch die Bereitstellung der Leistung verursacht werden, durch die erzielbaren Erlöse wenigstens gedeckt werden. Falls sich aber eine Preisregulierung an den durch einen Greenfield-Ansatz ermittelten Kosten orientiert, können einmal getätigte Investitionen nicht mehr amortisiert werden." Der daraus resultierende negative Effekt auf die Investitionsbereitschaft von etablierten Unternehmen und neuen Wettbewerbern sei - so die DT AG - offensichtlich.

Außerdem vertritt die DT AG die Ansicht, daß eine Kostenmodellierung und Entgeltregulierung entsprechend dem Greenfield-Ansatz Infrastruktur- und Dienstewettbewerb definitiv ausschließe. Denn per definitionem könnte kein Wettbewerber besser und effizienter produzieren als ein hypothetischer, hundertprozentig effizienter Netzbetreiber. Folglich hätte kein Wettbewerber ein Interesse am Aufbau und Betrieb eines eigenen Netzwerkes. Zudem impliziere § 24 TKG, daß Unterschiede zwischen Wholesale- und Retailpreisen allenfalls durch Kostenunterschiede gerechtfertigt sein müssen. Würden aber die Endkundenpreise der Deutschen Telekom auch basierend auf dem Greenfield-Ansatz reguliert, könnte per definitionem kein Reseller Leistungen effizienter und damit profitabler als die Deutsche Telekom erbringen. Somit würde auch Dienstewettbewerb ausgeschlossen. 

Als weiteres Argument gegen den Greenfield-Ansatz führt die DT AG an, daß es bei Verwendung dieses Konzepts unvermeidbar sei, daß die so ermittelten Kosten unterhalb der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung des jeweiligen etablierten Netzbetreibers liegen würden. Unter Umständen könnte dies Bedenken hervorrufen, daß wettbewerbswidriges Dumping betrieben werde. 

Aus den zuvor angeführten Argumenten lehnt die DT AG einen Greenfield-Ansatz entschieden ab. Im Anschluß geht die DT AG auf die Thematik hypothetische versus erreichbare Effizienz realer Unternehmen ein. Dabei skizziert die DT AG, wie in einer realen Welt unternehmerische Entscheidungen gefällt würden.

Der Greenfield-Ansatz befürworte den Wettbewerb als bevorzugte Marktform. Gleichzeitig klammere er aus der Theorie gerade die Aspekte aus, die einen dynamischen Wettbewerb kennzeichnen: das Auftauchen neuer Technologien und Betriebsprozesse sowie verändertes Nachfrageverhalten der Konsumenten. Auch die Annahme hypothetischer, hundertprozentiger Effizienz sei nicht plausibel. Denn realer Wettbewerb finde in einer realen, nicht perfekten Welt mit realen Unternehmen statt. Diese könnten keine hundertprozentige Effizienz erzielen, selbst wenn sie (nach praktischen Maßstäben) effizient handeln würden. Jedes Unternehmen unterliege in einer realen Welt Restriktionen. 

Ferner betont die DT AG, daß perfekte Information über Entwicklungen von Nachfrage und Technologie nie gegeben sei. Entsprechend seien alle Prognosen und darauf basierende Investitionsentscheidungen auch bei effizient produzierenden Unternehmen mit Fehlern behaftet. Des weiteren müßten reale Unternehmen reale Gegebenheiten wie z.B. Topographie und Bauvorschriften beachten. Weiterhin könne kein Unternehmen neue Technologien ad hoc einführen. Vielmehr finde im Zeitlauf eine schrittweise Implementierung neuer Technologien und Prozesse und damit ein Upgrading, d.h. eine Effizienzsteigerung, der bestehenden Produktionsweise statt. Vor allem träfen - so die DT AG - reale Unternehmen rationale Entscheidungen über ihre zukünftige Produktion, über ihr zukünftiges Angebot von Leistungen und besonders darüber, wie sie diese effizient anbieten und die Gesamtkosten decken könnten. Diese Entscheidungen würden sich an einem vorhersehbaren Planungshorizont orientieren, und nicht immer bei Null anfangen. Deshalb könne ihr Ausgangspunkt nicht der permanente völlige Neubau eines Netzwerkes auf der "grünen Wiese" sein. Vielmehr würden Investitionsentscheidungen nicht frei von Zwängen der gegenwärtigen Situation des Unternehmens, sondern ausgehend von seinem Ist-Anpassungspfad gewählt. Entsprechend sei auch die Entwicklung und Optimierung im Sinne eines Upgradings von Ortsnetzen für den (schmalbandigen) Telekommunikationsverkehr pfadabhängig. Diese Vorgehensweise sei anders als der ständige Wiederaufbau des Netzes effizient, da er die Nutzungsmöglichkeiten des bestehenden Netzes in die Optimierung mit einbeziehe.

Die Pfadabhängigkeit der unternehmerischen Entscheidung und der vorhersehbare Planungshorizont wird von der DT AG im Anschluß daran diskutiert. Eine passende Konkretisierung des Kostenbegriffes definiert nach Ansicht der DT AG "langfristig" als vorhersehbaren Planungshorizont. Je größer die Risiken und Unsicherheiten für ein Unternehmen durch die Wettbewerbssituation seien, desto kürzer werde der gewählte Planungshorizont sein und desto größer würden die Prognosefehler sein. Die DT AG fordert daher nachdrücklich, daß Effizienz als die von realen Unternehmen realisierbare Effizienz zu konkretisieren sei. Beides impliziere die notwendige Beachtung der Pfadabhängigkeit von Investitionsentscheidungen.

Den Ausgangspunkt für einen effizienten Anpassungspfad bildet daher die existierende Netzstruktur. Dazu würden Art, Zahl und Standorte von Konzentratoren und Vermittlungsstellen gehören. Die DT AG betont, daß ein völliger Neubau inklusive neuer Standorte weder realistisch noch effizient sei. Pfadabhängigkeit bedeute auch die Beachtung der vorhandenen Nachfragestruktur. Denn darauf basierend ließe sich am besten die zukünftige Nachfrage prognostizieren und ein effizienter Anpassungspfad ermitteln. Ebenso - so die Ansicht der DT AG - würden die aktuellen Technologien und Prozesse als Ausgangspunkt dienen. In Abhängigkeit von diesem Pfad finde ein dynamisches Upgrading statt. So würden Technologien zu heutigen Wiederbeschaffungspreisen bewertet. Entsprechend müßten die langfristigen Kosten der zusätzlichen Leistungsbereitstellung auf der Basis der Netzstruktur der Deutschen Telekom unter Zugrundelegung der heute vorhandenen, wirtschaftlich effizienten technischen Konfiguration zu Wiederbeschaffungspreisen ermittelt werden.

Die DT AG weist darauf hin, daß die FCC und OFTEL den Greenfield-Ansatz verwerfen und daß diese bei der Kostenermittlung von der bestehenden Netztopologie ausgehen. Die FCC definiere "langfristig" als "reasonably foreseeable future" und gehe deshalb davon aus, daß die Vermittlungsstellen des etablierten Netzbetreibers als Ausgangspunkt genommen würden: "the understanding that the models will use the incumbent LECs’ wire centers as the center of the loop network for the reasonably foreseeable future." Weiterhin stelle die FCC fest, daß dies zwar der "reinen" Lehre widerspreche, aber dennoch richtig sei. "While the constraint to existing wire center locations is not fully consistent with forward-looking cost methodology, we believe that a cost proxy model should, in the near term, include the above assumptions in estimating the cost of unbundled network elements and supported services." OFTEL verwende die "scorched node" - Annahme, die sich ausdrücklich vom Greenfield-Ansatz abhebe. Statt dessen erfolge die Berechnung der Kosten auf Basis der aktuellen Netztopologie, wobei Zahl und Standorte der existierenden Vermittlungsstellen als gegeben gälten.

Im Anschluß präzisiert die DT AG ihre Auffassung von dem Begriff "zusätzlich". Demnach entspricht langfristig der Umfang der zusätzlichen Leistungsbereitstellung der gesamten absetzbaren Produktionsmenge einer Leistung. Der Umfang der zusätzlichen Leistungsbereitstellung werde folglich durch die prognostizierte gesamte Nachfrage nach dieser Leistung bestimmt. Die genauesten Prognosen über die Nachfrageentwicklung ließen sich auf der Basis der bestehenden Nachfragestrukturen treffen. Bezogen auf eine Leistungseinheit müßten die langfristigen Durchschnittskosten der zusätzlichen Leistungsbereitstellung ermittelt werden. Sie würden alle direkt und indirekt dieser Leistungsbereitstellung zurechenbaren Kosten beinhalten. Leistungsmengenneutrale Gemeinkosten, die sich per definitionem nicht einzelnen Leistungseinheiten zurechnen lassen, seien nicht in den langfristigen Kosten der zusätzlichen Leistungsbereitstellung enthalten. Sie müßten durch angemessene Zuschläge berücksichtigt werden, wie dies auch in der TEntgV vorgesehen sei. 

Um den dynamischen Aspekt der Entscheidungssituation eines Unternehmens noch weiter zu verdeutlichen, gibt die DT AG nachfolgende Ausführungen: Wie oben dargelegt verändern Wettbewerb, sich wandelndes Kundenverhalten und technologische Entwicklungen das wirtschaftliche und soziale Umfeld eines Unternehmens im Zeitablauf. Es sei z.B. anzunehmen, daß Wettbewerber besonders die lukrativen Kunden in vergleichsweise kostengünstig zu versorgenden Ballungsgebieten umwerben würden. Durch diese Wettbewerbswirkungen würde sich sowohl die Zahl als auch insbesondere die Verteilung der Nachfrage verändern. Des weiteren würde sich die zur Verfügung stehende Technologie weiter entwickeln. Allerdings könne keine neue Technologie sofort und überall gleichzeitig eingesetzt werden. Auch der Einsatz neuer Technik vollziehe sich im Zeitablauf und erfordere somit eine dynamische Betrachtungsweise über einen Zeitraum. Schließlich könnten sich auch rechtliche und regulatorische Rahmenbedingungen im Zeitablauf verändern.

Ein effizientes Management - so die DT AG - müsse diese Änderungen im Zeitablauf berücksichtigen und dynamische Optimierungsentscheidungen treffen. Entsprechend unterlägen auch die modellierten Netzwerke dynamischen Veränderungen. Um den Wandel von Nachfrage, Technologie und Wettbewerberverhalten zu berücksichtigen, müsse nach Auffassung der DT AG ein Kostenmodell Zeitraum - anstelle von Zeitpunktbetrachtungen ermöglichen. Jedes Kostenmodell würde danach beurteilt, inwieweit die Kostenmodellierung auf einem plausiblen Kostenbegriff aufbaue und inwieweit diese Philosophie in der Mechanik umgesetzt würde. 

Vor dem so dargestellten Hintergrund sieht die DT AG gewisse Äußerungen im Referenzdokument etwas ambivalent. An der Stelle im Dokument, wo die Standorte von Vermittlungsstellen und Konzentratoren als durch das DT AG-Netzwerk vorgegeben bezeichnet würden, verfolge das WIK-Modell keinen umfassenden Optimierungsansatz. Dies spreche für die Befürwortung der Pfadabhängigkeit. Insofern entspreche das WIK-Modell den von der DT AG genannten Anforderungen an die Modellphilosophie. Andererseits heiße es im Referenzdokument: "In welchem Umfang das derzeitige Netz der DT AG oder eines anderen Netzbetreibers die Referenz darstellt, ist im Rahmen dieses Verfahrens zu klären." Weiterhin würde nach Information der DT AG beabsichtigt, die Kostenberechnungen auf der Basis eines generellen und nicht betreiberspezifischen Referenznetzes durchzuführen. Derartige Äußerungen werden von der DT AG als Befürwortung des Greenfield-Ansatzes interpretiert. In diesem Zusammenhang betont die DT AG nochmals, daß ein plausibles Kostenverständnis zugrunde zu legen und die befürwortete Pfadabhängigkeit in der Modellmechanik umzusetzen sei. Dazu seien im WIK-Modell umfassende Anpassungen zwingend erforderlich. Die DT AG wolle aktiv zu den möglichen Verbesserungen beitragen. 

Die DT AG sieht, daß in bezug auf die Abbildung dynamischer Aspekte Anpassungen im WIK-Modell mit großem Aufwand verbunden wären. Ein rein statischer Ansatz des WIK-Modells führe jedoch zu erheblich verfälschten Ergebnissen: Im Referenzdokument würden regelmäßige Revisionen gefordert, um sicherzustellen, "daß Änderungen der technischen, betrieblichen und ökonomischen Bedingungen in angemessener Weise in der Netzkonfiguration und somit in der Kostenbetrachtung berücksichtigt werden". Dies sei zwar ein richtiger und wichtiger Ansatz, der aber den grundlegenden Mangel einer rein statischen Betrachtung innerhalb des WIK-Modells nicht ausgleichen könne. Diese Schwäche des WIK-Modells müsse in die Bewertung der Kostendaten einfließen, die mit dem WIK-Modell ermittelt werden.

Nach Hoffmann impliziert das Kostenmodell mit dem gewählten Ansatz der Kapitalkosten für ein Referenznetz offenbar von vornherein, daß die von der früheren Deutschen Bundespost durch Gewinne aus dem Fernmelde-Monopol (d.h. durch die Allgemeinheit) finanzierten Investitionen dem Rechtsnachfolger Deutsche Telekom AG vorbehaltslos zugeschlagen worden seien. Vorbehaltslos in dem Sinne, daß gewissermaßen "historische" Investitionen, wenngleich auf der Basis eines "idealisierten" Referenznetzes gewissermaßen "abgemildert", nun erneut mit ihren Kapitalkosten bewertet werden sollten. Dieser Ansatz habe aber zur Folge, daß über die den neuen Netzbetreibern zu unterstellende Weitergabe dergestalt definierter Netzzugangskosten an ihre Endkunden letztere erneut für einen Teil der Investitionen in das betreffende Ortsnetz aufkommen müßten. Möglicherweise sei dies bereits als Arbeitsgrundlage in das analytische Kostenmodell eingeflossen und war eine regulierungspolitisch bereits entschiedene Frage, die hiermit zumindest offengelegt sein solle. Ferner weist Hoffmann darauf hin, daß die vorgeschlagenen Kostenansätze für ein (wie immer auch definiertes) Referenznetz zum Zwecke der Bestimmung der Netzzugangskosten für ein reales Ortsnetz zur Folge haben könnten, daß der Ortsnetzbetreiber wirtschaftliche und technische Entscheidungen im Sinne einer lediglich dem Modell folgenden Optimierung der Erlöse für den Zugang durch andere Netzbetreiber treffe. Insofern würden sich die für die Beschreibung eines Referenznetzes gewählten Konventionen rückkoppelnd auf die reale Gestaltung von Ortsnetzen auswirken, was wiederum zu (volkswirtschaftlich gesehen) suboptimalen Lösungen führen müßte.

Eher grundsätzlich äußert sich auch Prof. Knieps in diesem Zusammenhang unter der Überschrift "Unternehmerische Kostenrechnung". Er verweist darauf, daß auf wettbewerblichen Märkten Kosten- und Investitionsrechnungen genuin unternehmerische Aufgaben darstellen würden. Entscheidungen über Preissetzung, Marketing, Produktdesign und Sortimentgestaltung sowie Investitionen stellen nach seiner Auffassung wichtige Managemententscheidungen dar, die zwangsläufig eine leistungsfähige, entscheidungsorientierte Kostenrechnung zur Erzeugung der relevanten Kosteninformationen erfordern würden. Die unternehmerische Perspektive sei dabei notgedrungen in die Zukunft gerichtet (forward looking), wobei abhängig von den erwarteten Marktchancen eine regelmäßige Neubewertung der Anlagenbestände sowie die Anpassung der ökonomischen Abschreibungen erforderlich werde.

Auch auf den wettbewerblichen Telekommunikationsmärkten sei ein zukunftsgerichtetes, entscheidungsorientiertes Costing unerläßlich. Von besonderer Bedeutung seien dabei Top-down-Verfahren auf der Basis realer Kostendaten des Unternehmens (z.B. Activity Based Accounting/Deckungsbeitragskostenrechnung). Aber auch Prozeßanalyse-Modelle ("engineering-economic models") könnten, abhängig von der zugrundeliegenden Entscheidungssituation, zur Deckung der Informationserfordernisse eines Unternehmens beitragen. Die Grundidee der Prozeßanalyse-Modelle bestehe darin, im ersten Schritt eine Produktionsfunktion auf der Basis von Ingenieur-Daten zu modellieren, um darauf aufbauend in einem zweiten Schritt Kostenfunktionen bei gegebenen Inputpreisen abzuleiten. Bei den dabei ermittelten Kostendaten handele es sich nicht um reale Daten aus der Buchhaltung, sondern um simulierte Daten (Pseudodaten), deren Informationswert ganz entscheidend von der Qualität und der Vollständigkeit des zugrundeliegenden Modells abhänge. Hervorzuheben sei, daß in solchen Bottom-up-Verfahren nur die Unternehmen selbst die zugrundeliegenden Entscheidungssituationen formulieren und davon ausgehend die erforderlichen Rechnungen aufstellen könn�ten, da sie auch die Konsequenzen von Fehlentscheidungen tragen müßten. Nur so könne - wie den Ausführungen von Prof. Knieps zu entnehmen - die aus volkswirtschaftlicher Sicht optimale Ressourcenallokation gewährleistet werden. 

Nach Auffassung von Prof. Knieps ist die Beantwortung der Frage, ob bestimmte Netzzugangsleistungen eingestellt bzw. zusätzlich angeboten werden sollten, nur auf der Basis der Zusatzkosten des etablierten Netzbetreibers bestimmbar. Die Zusatzkosten auf der Basis des konkret bestehenden Netzes seien relevant, da nur diese Kosten den sozialen Ressourcenverbrauch reflektieren würden, der eingespart würde, falls die zusätzlichen Leistungen nicht angeboten würden. Die Zusatzkosten eines hypothetischen Anbieters könnten bei der Bestimmung der allokativen Effizienz dagegen keine Rolle spielen. Die Bestimmung der entscheidungsrelevanten Zusatzkosten müsse folglich auf der Basis realer Kostendaten des etablierten Unternehmens erfolgen. Insbesondere dürfe die Pfadabhängigkeit (Upgrading versus Neubau) der Investitionsentscheidungen des etablierten Netzbetreibers nicht vernachlässigt werden. Solange die zusätzlichen Kosten des Ausbaus eines bestehenden Netzes geringer seien als die Kosten des Neubaus, lohne sich die Upgrading-Strategie. Die Entwicklung von Ortsnetzen sei daher pfadabhängig. Die extrem langfristige Betrachtungsweise von vollständig variablen Kosten erweise sich für die Bestimmung der relevante Netzzugangskosten als ungeeignet. Die auf Seite 6 der WIK-Studie geforderte "Orientierung an den Kosten eines effizienten potentiellen Newcomers" vernachlässige diese Pfadabhängigkeit. 

Die Abwägung zwischen den Zusatzkosten auf der Basis bestehender Netztopologien und den Kosten eines völligen Neubaus - so Prof. Knieps in seinen weiteren Ausführungen - bedeute jedoch keineswegs ein Beharren auf der herkömmlichen Technologie von Ortsnetzen. Selbst ein völliger Neubau von Netzteilen könne sich unter bestimmten Voraussetzungen lohnen. Entscheidend sei daher eine differenzierte Analyse der erforderlichen Ausbaustrategien. Die Frage, ob der Aufbau alternativer Teilnetze sich trage, erfordere die Bestimmung der Stand-alone-Kosten hypothetischer Netze. Prozeßkostenrechnungen (bottom-up) Modellrechnungen könnten sehr wertvolle Informationen über die Kosten alternativer hypothetischer Netzstrukturen liefern. Da die Ergebnisse von Ingenieur-Optimierungsansätzen stark abhängig von den jeweils zugrundeliegenden Modellannahmen seien, müsse es den potentiellen Marktneulingen überlassen bleiben, ob sie auf der Informationsbasis solcher Modellrechnungen in den Markt eintreten wollen. Als Regulierungsbasis zur Disziplinierung des etablierten Anbieters seien solche Modellrechnungen jedoch ungeeignet, da sie sowohl an der konkreten Entscheidungssituation des etablierten Anbieters als auch an derjenigen der potentiellen Marktneulinge vorbeigehen würden.

Ferner äußert Prof. Knieps, daß es inzwischen unbestritten sei, daß die traditionellen Regulierungsauflagen auf die Top-down-Kostenrechnungsverfahren zu ineffizientem Verhalten der regulierten Telekommunikationsunternehmen anspornen würden. Auf der Basis von "historical cost accounting" ermittelte Kostendaten seien ungeeignet, um die im Wettbewerb entscheidungsrelevanten forward looking-Kosten zu ermitteln. Regulierungsbedingte Auflagen an die Abschreibungsgeschwindigkeiten, Lebensdauer der Anlagengüter etc. mit dem Ziel, die Kapitalkosten von Ortsnetzen - und damit einhergehend die Kosten des Netzzugangs und der Ortsgespräche - möglichst niedrig zu halten, seien nach einer umfassenden Marktöffnung nicht mehr aufrechtzuerhalten. Der politische Druck, die Preise für die Benutzung lokaler Telefongespräche möglichst niedrig zu halten, führe zu regulierungsbedingten Abschreibungsvorschriften, die an der fortlaufenden Änderung der ökonomischen Realität (technischer Fortschritt, geänderte Substitutionsmöglichkeiten etc.) vorbeizielen würden. Solcherlei regulierungsbedingte Abschreibungsvorschriften würden zwangsläufig zu überbewerteten Kapitalanlagen und "Phantom"-Kapital führen, die unter Wettbewerbsbedingungen obsolet seien. Im Wettbewerb werde es letztlich unvermeidbar, daß sowohl eingesessene als auch neue Telekommunikationsunternehmen die maximale Flexibilität besitzen, ökonomische Abschreibungsverfahren einzusetzen, die dem technischen Fortschritt und den Wandlungen der Kundenbedürfnisse Rechnung tragen. Der seit der umfassenden Öffnung der Telekommunikationsmärkte unerläßliche Übergang von "Historical Cost Accounting" zu "Current Cost Accounting" stelle grundsätzlich keinen Einwand gegen die Anwendung von Kostenrechnungsverfahren auf der Basis realer Kostendaten dar, da diese nach wie vor unerläßlich seien zur Ermittlung der entscheidungsrelevanten Zusatzkosten von Netzzugangs-/Zusammenschaltungsleistungen etablierter Netzbetreiber. 

Die Bestimmung von Größen- und Verbundvorteilen in Ortsnetzen nach der umfassenden Netzöffnung ist nach Auffassung von Prof. Knieps eine rein akademische Frage, da seither die bei freiem Marktzutritt sich entwickelnden unterschiedlichen Netzarchitekturen mit neuartigen Netzcharakteristika im Vordergrund stünden. Für die Ermittlung entscheidungsrelevanter Kosten der Bereitstellung von Netzzugangs-/Zusammenschal�tungsleistungen könnten "Engineering"-Modelle allerdings von Nutzen sein, sobald der Aufbau von neuen Netzteilen sich als lohnend erweise. Wichtig dabei sei, daß die potentiellen Netzbetreiber selbst solche Modelle entwickeln würden, um auf dieser Basis ihre Marktchancen zu beurteilen. Die Ermittlung von Pseudo-Kostendaten für die Regulierungsbehörde ohne unternehmerische Handlungskonsequenz würde unmittelbar strategisches Verhalten seitens der Wettbewerber des etablierten Anbieters hervorrufen. Selbst die Vorlage von Stand-alone-Kostendaten, die unter den Zusatzkosten des etablierten Anbieters lägen, hätten keine Marktzutrittsverpflichtung zur Folge. Andererseits wäre der etablierte Anbieter nicht in der Lage, zu solch niedrigen Kosten Netzzugangs-/Zusammenschaltungsleistungen zu erbringen. Leidtragende dieses strategischen Einsatzes von einfachen Referenzmodellen wären die Konsumenten, da die Anreize zur Erbringung der nachfragegerechten Netzleistungen fehlen würden.

Bei Ihren Ausführungen zum Maßstab der langfristigen zusätzlichen Kosten verweist o.tel.o nochmals auf das primäre Ziel des TKG, ein preiswertes, leistungsfähiges und modernes Angebot an Telekommunikationsdienstleistungen zum Nutzen von Verbrauchern und Wirtschaft sicherzustellen. Um bei der Einführung von Wettbewerb, der als leistungsfähig anzusehen sei, diese Zielvorstellung zu erreichen, seien die Wettbewerber - so o.tel.o - auf die Vorleistungen der DT AG angewiesen. Derartige Vorleistungen seien von den Wettbewerbern nicht unter schlechteren Konditionen zu erwerben, als sich die DT AG selber einräumt. Dies heiße insbesondere, daß die DT AG bei der Preissetzung ihre Größen- und Verbundvorteile an die Wettbewerber weitergeben müsse. Um die DT AG auch bei der Erbringung der kaum dem Wettbewerb unterliegenden Vorleistungen zur effizienten Produktion und damit preisgünstigen Endkundenpreisen anzuhalten, müßten sich deren Entgelte nicht an ihren tatsächlichen Kosten, sondern an den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung orientieren. Damit solle sichergestellt werden, daß die DT AG trotz ihrer marktbeherrschenden Stellung wettbewerbliche Preise anbieten müsse und daran gehindert werde, eine Monopolrente abzuschöpfen. Dieser wettbewerbliche Preismaßstab sei mit den langfristigen zusätzlichen Kosten beschrieben. Ein funktionsfähiger Wettbewerb liege nur dann vor, wenn die Unternehmen durch den Wettbewerbsdruck stets in der Lage seien, sich gegenüber Wettbewerbern zu behaupten, die sich der effizientesten verfügbaren Technologie oder Prozesse bedienen. 

o.tel.o hält daher fest, daß die Grundlage für die Ermittlung der langfristigen zusätzlichen Kosten nicht die von dem Unternehmen tatsächlich genutzten Ressourcen zur Leistungserbringung seien, sondern die jeweils aktuell beste verfügbare Technologie. 

Der Begriff "langfristig" wird von o.tel.o derart interpretiert, daß der Planungshorizont so weit sei, daß alle Produktionsfaktoren als variabel gälten. Dazu korrespondierend sei die kostenminimale Kombination die "effiziente" Produktion. Das Adjektiv "zusätzlich" impliziere, daß man die jeweiligen Gemeinkosten vernachlässige, sofern Verbundvorteile vorlägen. Dem würde - so o.tel.o. - jedoch wiederum durch einen angemessenen Zuschlag für leistungsmengenneutrale Gemeinkosten Rechnung getragen. 

Im folgenden konkretisiert o.tel.o. den TELRIC-Ansatz, indem sie die Ausführungen der FCC dazu anführt. 

o.tel.o zur Definition des Begriffes "element":

Für jedes Netzelement würden die Kosten ermittelt. Die Kosten eines TK-Dienstes ergäben sich dann aus der anteiligen Nutzung der jeweiligen Netzelemente. Der Umweg über die Netzelemente ergebe sich dadurch, daß sich diesen die Kosten einfacher zuordnen lassen als den darauf erbrachten Diensten. Zu den Kosten eines Netzelementes würden die Anschaffungskosten, Installationskosten, Finanzierungskosten, Wartungs- und Betriebskosten sowie die Zuordnung eines angemessenen Teils der Gemeinkosten gehören. Als praktikable Methode schlägt die FCC vor, die Gemeinkosten proportional zu den zurechenbaren Kosten zu verteilen. Die Finanzierungskosten müßten auf der am Kapitalmarkt erwarteten Rendite von Unternehmen mit vergleichbarem Geschäftsrisiko beruhen. Damit würde dem Investitionsrisiko des Netzbetreibers Rechnung getragen. Historische Kosten, Opportunitätskosten (i.S. der Baumol-Willig Regel) oder Universaldienstkosten würden nicht in die Entgelte mit einberechnet. Vertriebskosten gegenüber den Endkunden (Marketing, Billing,...) seien ebenfalls nicht zu berücksichtigen, da sie beim Verkauf an andere Carrier nicht anfallen. Dagegen könne ein angemessener Anteil der Kosten der Vertriebsstruktur, die für das Geschäft mit anderen Carriern errichtet würde, einbezogen werden.

o.tel.o zur Definition des Begriffes "incremental costs":

Inkrementelle Kosten seien die Kosten, die ausgehend von einer bestimmten Menge eines Produkts (dem Ausgangsniveau) für die Produktion einer bestimmten weiteren Menge dieses Produkts (dem Inkrement) entstehen. Die entgeltrelevanten Kosten einer Einheit des Produkts seien dann die Kosten des Inkrements dividiert durch die Anzahl der Einheiten des Inkrements. Ist das Inkrement nur eine Einheit, dann spreche man auch von Grenzkosten statt von inkrementellen Kosten. Sofern das Inkrement die gesamte Produktionsmenge umfasse, dann entsprächen die inkrementellen Kosten den durchschnittlichen Kosten einer Produktionseinheit.

o.tel.o zur Definition des Begriffes "total":

Dieses Adjektiv lege das im vorigen Abschnitt beschriebene Inkrement auf den gesamten Output des Produkts fest, d.h. das Ausgangsniveau sei Null Einheiten. Damit ergäben sich die Kosten des Inkrements aus den Gesamtkosten des Unternehmens, wenn es das betrachtete Produkt zusätzlich anbiete, abzüglich der Gesamtkosten des Unternehmens, falls es das betrachtete Produkt nicht anbiete. 

o.tel.o zur Definition des Begriffes "long run":

Relevant seien die zukünftigen langfristigen Kosten, d.h. die zum jetzigen Zeitpunkt voraussichtlichen Kosten bei Anwendung der derzeit effizientesten einsetzbaren Netzwerkarchitektur, Dimensionierung und Technologie. Dabei sei der Planungshorizont soweit zu wählen, daß alle Kosten als variabel und vermeidbar angesehen werden könnten. Die historische Entwicklung des tatsächlichen Netzes werde aber von der FCC insoweit berücksichtigt, als daß die Standorte der Netzknoten als gegeben vorausgesetzt würden. Die Entwertung von Anlagen durch den voraussichtlichen technologischen Fortschritt müsse durch eine entsprechende ökonomische Abschreibung berücksichtigt werden.

o.tel.o betont nochmals, daß die Verwendung des TELRIC-Maßstabes für Entgelte zu einem effizienten Niveau der Investitionen und Markteintritte führen solle. In einem Markt mit funktionsfähigem Wettbewerb tendiere der Preis einer Ware oder eines Dienstes zu den langfristigen Zusatzkosten der Leistungserstellung. Durch den Maßstab der TELRIC solle für neue Wettbewerber eine Umgebung geschaffen werden, die möglichst weitgehend den Verhältnissen eines Marktes mit funktionsfähigem Wettbewerb entspreche. Dies ermögliche es den Wettbewerbern, effizient zu produzieren und konkurrenzfähig zu sein, was letztendlich auch die Endkundenpreise auf ihr Wettbewerbsniveau herunterbringen sollte. So würden nach Auffassung von o.tel.o auch die Endkunden von den Größen- und Verbundvorteilen des marktbeherrschenden Anbieters profitieren.

VIAG äußert sich ebenfalls zum Prinzip der zukunftsgerichteten Kostenmodellierung. Die Regulierung marktmächtiger Telekommunikationsanbieter habe - so VIAG - u.a. das Ziel, Effizienz in Kosten, Preisen und Produkten für den deutschen Telekommunikationsmarkt sicherzustellen. Hierfür müsse das adäquate Maß einer Regulierung der Marktleistungen der Deutschen Telekom einerseits und den Anreizen für effiziente Infrastrukturinvestitionen der neuen Netzbetreiber andererseits gefunden werden. Notwendige Voraussetzung hierfür sei es, eine strikt zukunftsgerichtete Perspektive einzunehmen. In Zeiten technologischen Fortschritts und einer Veränderung der Nachfrage nach Telekommunikationsleistungen entstehe nach einer Marktliberalisierung nicht nur Wettbewerb zwischen alten und neuen Unternehmen, sondern auch Wettbewerb zwischen alten und neuen Technologien. In einem Markt, in dem diese Bedingungen vorherrschen würden, allerdings der etablierte Netzbetreiber nicht mehr über Marktmacht verfügen würde, würde der Wettbewerb zwischen den Unternehmen maßgeblich von dem frühzeitigen Einsatz neuer und effizienter Technologien bestimmt. Netzbetreiber mit einer überkommenen Technologie hätten nur dann eine Überlebenschance, wenn sie frühzeitig hohe Abschreibungen auf ihre Anlagegüter vornehmen würden. Es sei also die Tatsache der Marktmacht des Monopolanbieters, die in der vorliegenden Situation die Notwendigkeit einer Regulierung der Leistungen auf Basis zukunftsgerichteter Kosten bedinge. In einer Welt ohne übermächtige Marktmacht des ehemaligen Monopolisten würde diese Funktion der Wettbewerb übernehmen.

Volkswirtschaftlich effiziente Investitionsanreize beim eingesessenen Netzbetreiber und bei den in den Markt eintretenden neuen Anbietern würden entstehen, wenn die bestehenden Infrastrukturen unter zukunftsgerichteter Perspektive bewertet würden. Im Rahmen einer internen Kostenrechnung des Monopolisten könnte das in Form ökonomischer Abschreibungen erfolgen. Diese sollten im besonderen drei Faktoren berücksichten: den Wertverlust durch Abnutzung, durch technologisches Veraltern und sinkende Inputpreise einer Periode. Im Rahmen einer internen Kostenrechnung des Monopolanbieters sei es allerdings nicht möglich, den tatsächlichen Wertverlust infolge technologischen Fortschritts zu ermitteln. Darüber hinaus wäre diese Vorgehensweise nicht geeignet, Ineffizienzen, wie sie im Falle von Marktmacht auch in einem liberalisierten Umfeld weiterhin bestehen könnten, aufzudecken. Aus diesem Grund würde in Deutschland der Weg einer Bottom-up-Kostenmodellierung gewählt. Diese Vorgehensweise sei geeignet, sowohl die Änderungen im Kostenniveau und in der Kostenstruktur durch technischen Fortschritt zu erfassen, als auch mögliche Ineffizienzen als internes Managementproblem des ehemaligen Monopolanbieters zu kennzeichnen. Eine konsequente Anwendung dieses Prinzips der zukunftsgerichteten Kostenmodellierung sei daher in der Lage, die Kosten auszuweisen, die denen eines effizienten und wettbewerblich orientierten Netzbetreibers mit flächendeckender Marktbedienung entspräche. 

An anderer Stelle geht VIAG nochmals auf das in Deutschland verfolgte Prinzip der kostenbasierten Regulierung ein. Es werde betont, daß Effizienz durch das Produktionssystem, das ein zukunftsgerichteter und im Wettbewerb stehender Netzbetreiber einsetzen würde, zu definieren sei. Effizienz mache sich aber nicht nur an der verwendeten Technologie fest, sondern werde auch von der Ausrichtung des Unternehmens bestimmt. Die Telekommunikation sei ein Markt, der weiterhin in hohem Maße von Größenvorteilen und Verbundvorteilen gekennzeichnet sei. Aufgrund der ehemaligen Alleinanbieterstellung verfüge - so VIAG - der etablierte Netzbetreiber über das größte Potential für ein Ausschöpfen von sinkenden Durchschnittskosten und Verbundeffekten. Aus diesem Grund seien die Definition des Diensteportfolios und die Bestimmung möglichst realitätsnaher Nachfragewerte zwingender Bestandteil der Umsetzung des Effizienzprinzips in dem Kostenmodell. Diese Effizienz sieht VIAG im bestehenden Modell nicht hinreichend umgesetzt. Hierzu würden nach Auffassung von VIAG die Annahme einer traditionellen passiven Kupferkabeltechnologie sowie die Beschränkung des Produktspektrums und des Netzaufbaus auf schmalbandige (64Kbit) Dienste gehören.

VIAG betont, daß das WIK-Kostenmodell die Kosten eines Stand-alone-Sprach�telefonienetzes (PSTN) abbilde, in das auch die Bereitstellung von Festverbindungen integriert werden könne. Unter der Perspektive, daß der ehemalige Alleinanbieter das einzige Unternehmen am Markt sei, das zum Zeitpunkt der Liberalisierung ein vollständiges Produktspektrum anbiete, und vor dem Hintergrund bedeutender Verbund- und Größenvorteile erscheine dieser Modellfokus nicht gerechtfertigt. Eine Stand-alone-Betrachtung für PSTN entspreche nach Auffassung von VIAG weder dem Effizienzprinzip, noch den realen Produktionsbedingungen der Deutschen Telekom AG: Nach Ansicht der VIAG könne dies die Ursache für eine signifikante Kostenüberschätzung sein. Eine separate Bereitstellung verschiedener Telekommunikationsprodukte am Markt sei aufgrund der Verbundvorteile im Verkauf (One-Stop-Shopping) und in der Produktion nicht wirtschaftlich. In einem wettbewerblichen Umfeld könnten Netzbetreiber daher nur dann langfristig im Markt verbleiben, wenn sie ein umfassendes Angebot von verschiedenen Telekommunikationsdienstleistungen bedienen könnten. Hierzu würden auch breitbandige Anwendungen gehören, denen zudem ein großes Innovationspotential zugerechnet werde, und zukünftig ein entsprechendes Nachfragewachstum in diesem Segment zu erwarten sei.

Selbst dann - so die VIAG weiter -, wenn das der Regulierung zugrunde liegende Produkt des etablierten Netzbetreibers die Sprachtelefonie im weiteren Sinne sei, könne es keinesfalls zulässig sein, die langfristigen zusätzlichen Kosten von Zuführen und Terminieren von Gesprächen auf der Basis eines Stand-alone-Schmalbandnetzes zu berechnen. Dies entspreche weder den Realitäten der Deutschen Telekom AG, noch sei es unter zukunftsgerichteter Perspektive eine effiziente Netz- und Dienstestruktur. Der Effekt einer solchen Vorgehensweise sei eine systematische Kostenüberschätzung, da die Stand-alone-Kosten sämtliche Gemeinkosten beinhalten würden, die tatsächlich aber von einem umfassenden Produktspektrum getragen würden. Daher dürfe nach Ansicht der VIAG bei der Dimensionierung des Verbindungsnetzes nicht allein von dem Betrieb eines reinen Sprachdienstnetzes ausgegangen werden. Vielmehr bestünden angebots- und nachfrageseitige Synergien in dem Netzbetrieb für Schmalband- und Breitbandanwendungen. Die Modellierung von Breitbandverkehrsnetzen sei allerdings aufwendig und kurzfristig nicht durchführbar. Allerdings sollte hierdurch verdeutlicht werden, daß die im WIK-Kostenmodell in der Version vom 4.3.1998 berechneten Werte eine Kostenobergrenze und nicht die tatsächlichen zusätzlichen Kosten für Terminieren und Zuführen von Gesprächen eines integrierten Netzbetreibers darstellen würden.

In diesem Zusammenhang äußert die DP AG, daß ein analytisches Kostenmodell, das unabhängig von den unternehmensspezifischen Einschätzungen und Entscheidungen erstellt werde, aller Wahrscheinlichkeit nach von falschen Zielvorgaben und Annahmen ausgehe. Es sei die Aufgabe des Unternehmens, die Leistungsbereitschaft unter Berücksichtigung unternehmerischer Prognosen und im Hinblick auf strategische Entscheidungen - so die DP AG - zu gestalten:

Es obliege beispielsweise dem Unternehmen einzuschätzen, ob eine höhere Qualität und Zuverlässigkeit in der Zustellung vom Kunden so hoch geschätzt werde, daß ein höherer Preis verlangt werden könne.

Nur das Unternehmen könne aus einer Markteinschätzung heraus, ggf. mit Unterstützung externer Fachleute, eine Prognose des Marktwachstums erstellen und daraufhin entscheiden, wie beispielsweise die Kapazitäten seiner Sortieranlagen zu gestalten seien.

Allein das Unternehmen habe die Kompetenz, die Nutzungsdauer der Anlagen und damit die Abschreibungsdauer und den Zeitpunkt für Ersatzinvestitionen zu bestimmen. Auch bei der Renditeerwartungen der Eigenkapitalgeber und der dadurch beeinflußten Höhe des Kapitalkostensatzes handele es sich um unternehmensinterne Bestimmungsgrößen.

Der Regulierer oder ein von ihm beauftragtes Institut könne und dürfe sich in solchen Einschätzungen nicht an die Stelle des Unternehmens setzen - so die DP AG. Ansonsten würde er die Geschäftsführung de facto entmündigen, ohne gleichzeitig deren Ver�antwortung für eventuelle Fehleinschätzungen zu übernehmen. Die erforderlichen Effizienzkriterien könnten nach Meinung der DP AG auch nicht von einem Betreibergremium mit eigenen Zielen und Erfahrungshintergründen festgelegt werden.

Zudem mache es keinen Sinn, wenn das regulierte Unternehmen seine Daten in das Kostenmodell eingeben könne, die Parameter aber letztendlich vom Regulierer oder einem Betreibergremium bestimmt würden. Die bestehende Kostenrechnung bilde die Produktionsstruktur und letztlich das Zielsystem des Unternehmens ab. Ihre Daten sollten daher nicht in ein Kostenmodell eingehen, dessen Zielfunktionen nicht mit denen des Unternehmens übereinstimmen würden.

Die durch ein analytisches Kostenmodell abgebildete "optimale" Netzstruktur und die daraus abgeleitete, für die Entgeltregulierung relevante Kostenbasis, schreibe den Marktteilnehmern implizit vor, wie sie ihre Produktionsstrukturen zu gestalten hätten. Diese Verhaltensvorgabe könne der Behörde als Lenkungsinstrument für den gesamten Markt dienen. Unternehmerische Entscheidungen seien damit ständig im Sinne des Regulierers beeinflußbar. Abschließend stellt die DP AG die Frage, aufgrund welcher gesetzlichen Grundlage dem Regulierer die Aufgabe der Unternehmensführung zufalle?

�A.2	Stellungnahmen zu den vorgestellten Diskussionsthemen

A.2.1	Thema 1: Elementbezogene Kostenermittlung

Nach der beschriebenen Kostenmodellierung werden die Kosten der Netzinfrastruktur grundsätzlich elementbezogen ermittelt, d.h. das Netz wird in Elemente zerlegt, die durch die von ihnen bereitgestellte Funktionalität, wie Vermittlung oder Übertragung, definiert werden. Dienstangebote werden durch die Kombina�tion der Funktionalitäten mehrerer Netzelemente beschrieben.

-	Ist die im Modell vorgenommene Netzzerlegung hinreichend detailliert oder bereits zu weitgehend?

Die Frage wird in den Kommentaren unterschiedlich interpretiert: Zum einen wird auf die Zerlegung des Netzes in Elemente (Endkabel, Verzweigerkabel etc.) eingegangen. Hier wird vor allem die Abgrenzung zwischen Ortsnetz und Fernnetz problematisiert. An dieser Stelle werden aber auch eine Reihe von Anmerkungen zum Detaillierungsgrad der Modellierung für einzelne Elemente gemacht. Die führt zum Teil zu unterschiedlichen Akzentuierungen, kann aber auch in die gleiche Richtung weisen, wenn etwa eine größere Detaillierung zugleich zu einer weiteren Aufspaltung der Elemente führen würde. Kommentare zu Details und Detaillierungsgrad von Modellrechnungen tauchen insbesondere auch bei den Antworten zu den Themen 3, 4 und 5 auf. 

Der VATM trifft zunächst die grundsätzliche Aussage, daß das Modell "eine elementorientierte Tarifierung der Interconnection Entgelte im Gegensatz zu der derzeitigen geographischen Tarifierung" erlaube. Es wird festgestellt, daß die Nachfrage nach besonderen Netzzugängen in Zukunft vielfältiger werde und daher neue Anforderungen an die Kostenermittlung erwartet werden könnten. Dies solle bei der Weiterentwicklung des Modells berücksichtigt werden. Für den Moment, also vermutlich i.W. für den Zugang zur Anschlußleitung, wird das Modell als hinreichend detailliert angesehen. 

Nicht akzeptiert wird die im Modell vorgenommene Trennung zwischen Ortsverbindungs- und Fernebene. Statt dessen wird eine "gemeinsame Modellierung der Regional- und Fernnetzebene" gefordert.

Die DT AG hält einen elementorientierten Rechnungsansatz für grundsätzlich angemessen, weist aber darauf hin, daß die Netzzerlegung nicht hinreichend differenziert sei. Verwiesen wird auf die Vernachlässigung verschiedener Anschlußarten und Bereitstellungsverfahren (z.B. Glasfaser) im Zugangsnetz. Im Verbindungsnetz sei u.a. das Zeichengabenetz nicht berücksichtigt worden. Kosten entstünden auch durch Einrichtungen des Intelligenten Netzes, Einrichtungen für Zusammenschaltung sowie Software in den Vermittlungsstellen für Funktionen wie Virtual Private Networks (VPN), Centrex und Nummernportierung. Vorgeschlagen wird vordringlich eine Unterscheidung der Beschaltungseinrichtungen nach Anschlußarten. Darüber hinaus wird der Bezug der Modellierung auf einen Systemlieferanten (Siemens) mit dem Hinweis darauf kritisiert, daß das ebenfalls eingesetzte Alcatel System abweichende Kostenstrukturen aufweise.

Die Zerlegung des Verbindungsnetzes in Orts- und Fernnetz wird nicht grundsätzlich problematisiert. Allerdings weist die DT AG darauf hin, daß die Modellierung des Verbindungsnetzes aus ihrer Sicht wesentliche Schwächen aufweise, wie etwa bei der Ableitung der Verkehrsnachfrage, der Nicht-Berücksichtigung von Verkehrslenkungs�verfahren, der mangelnden zeitlichen Differenzierung der Nachfrage sowie bei der feh�lenden Möglichkeit zur Ermittlung dienstspezifischer Netznutzung. 

Die Anwendung der Modellierung für das Ortsverbindungsnetz wird als "wenig hilfreich" angesehen, vor einer Übertragung auf das Fernnetz wird "dringend gewarnt".

ISIS merkt an, daß die Unterscheidung zwischen Orts- und Fernnetz berücksichtigen müsse, daß eine regionale Verbindungsnetzebene existiere. Die Netzzerlegung wird als nicht hinreichend detailliert im Hinblick auf die Unternehmensbelange betrachtet. Hingewiesen wird darauf, daß die sogenannte Inhouse-Infrastruktur nicht im Detail modelliert werde. Nach Ansicht von ISIS stelle dieses Netzsegment einen nicht zu vernachlässigenden Kostenfaktor dar. 

Auch Prof. Knieps geht am Rande auf die vorgenommene Netzzerlegung ein. Er kritisiert die erwogene Integration des lokalen Verbindungsnetzes in die Fernnetzmodellierung, da diese zu einer aus seiner Sicht nicht akzeptablen "Verwischung der Abgrenzung des monopolistischen Engpaßbereiches" führen würde. An anderer Stelle weist er auf technologische Entwicklungen im Ortsnetzbereich hin. Die Beschränkung auf ein passives Kupferkabelnetz greife daher zu kurz.

NORTEL kritisiert zwar nicht die grundsätzliche Art der Netzzerlegung, wohl aber den Detaillierungsgrad einiger Modellelemente: So würden die gemeinsame Nutzung von Gebäuden und Kabeltrassen, die Erfassung leistungsmengenneutraler Gemeinkosten und die Vermittlungsstellen nicht hinreichend detailliert modelliert. Bemerkenswert ist, daß NORTEL seine Kommentare mit einer sehr dezidierten Bekundung verbindet, bei der Weiterentwicklung des Modells umfangreiche Unterstützung zu liefern.

o.tel.o begründet in seinen Ausführungen zum Thema 1 zunächst noch einmal, warum aus ihrer Sicht eine elementorientierte Kostenermittlung den richtigen Ansatz darstelle. Für das passive Kupferanschlußnetz wird die Berücksichtigung der wesentlichen Netz�elemente konzediert. Zugleich wird darauf hingewiesen, daß diese Anschlußnetzstruktur derjenigen der DT AG in den alten Bundesländern entspreche. Die im Modell vorgenommene verkehrsabhängige Dimensionierung der Anbindung abgesetzter Hauptverteiler an die Vermittlungsstelle wird verworfen. Nach Ansicht von o.tel.o ist dies zukunftsgerichtet nicht zu rechtfertigen. Verwiesen wird auf die auch von der DT AG in den alten Bundesländern eingeführte ISIS-Technik, im Zuge deren Einführung optische Einrichtungen an die Stelle der abgesetzten Konzentratoren treten. Hierbei werde bei der Anbindung an die Vermittlungsstelle über Glasfaserkabel keine Verkehrskonzentration vorgenommen. Folge man diesem Ansatz, so seien die Kosten der Verbindung nicht verkehrsabhängig und wären ggf. nicht den (inkrementellen) Kosten der Zusammenschaltung, sondern den (inkrementellen) Kosten des Teilnehmeranschlusses zuzurechnen.

Die Zerlegung der Vermittlungsstelle in Anschlußgruppen, Koppelnetz und Prozessor wird als hinreichend angesehen. Hinsichtlich der Behandlung von Kosten für Unterbringung und Ausstattung der VSt wird eine Kostenaufteilung auf die Subelemente der VSt nach dem Verhältnis der Anschaffungskosten angeregt. Problematisiert wird die Einteilung des Verbindungnetzes in Orts- und Fernnetz. Die Abgrenzung des Ortsnetzes bleibe grundsätzlich unklar. Die Orientierung an Vorwahlräumen könne nicht sinnvoll sein, da dann in vielen Fällen keine VSt im Ortsnetz vorhanden wäre. Die vorhandenen Vermittlungsstellen und ihre Einzugsbereiche könnten nach Meinung von o.tel.o ebenfalls nicht als Kriterium dienen, da so zugleich die Struktur des vermittelnden Netzes übernommen würde. Es wird schließlich die (rhetorische) Frage gestellt, ob Ortsnetze überhaupt noch eine sinnvolle Größe der Netzplanung seien oder ob man lediglich von einem nationalen Verbindungsnetz sprechen müsse. 

VIAG hält ebenfalls einen elementbezogenen Ansatz zur Ermittlung von Kosten entbündelter Netzelemente für sinnvoll. Betont wird in diesem Zusammenhang, daß die im Modell vorgenommene Zerlegung nur anhand der genauen Beschreibung der kostenmäßig zu erfassenden Leistungen beurteilt werden könne. Hieraus resultiert die Forderung nach Definition derjenigen der Entgeltregulierung unterliegenden Leistungen, deren Kosten mit Hilfe des Modells erfaßt werden sollten. Ausdrücklich kritisiert wird die separate Modellierung der Orts- und Fernnetzebene. Statt dessen sollte nach Ansicht von VIAG lediglich zwischen Anschluß- und Verbindungsnetz unterschieden werden, da hier unterschiedliche Kostentreiber zu konstatieren seien.

Betont wird die Relevanz der Netzzugangspreise für eine effiziente Ressourcenallokation. Die Trennung Ortsnetz/Fernnetz könne hier zu nicht korrekten Preissignalen und folglich zu ineffizienten Allokationen führen. Kostenüberschätzungen würden nach VIAG aus separaten physikalischen Netzen aufgrund der Vollvermaschungsannahme resultieren, die gelockert werden könne, wenn Elemente des Fernnetzes in die Analyse einbezogen würden. Hier wird vermutlich an Fernvermittlungsstellen gedacht, über die unökonomische Verbindungen zwischen TVSt geführt werden könnten und die auch Redundanz ermöglichen würden. Aus diesem Grund wird die schnelle Integration der Fernnetzebene als notwendig angesehen. 

Angemerkt wird darüber hinaus daß Kostenermittlungen im Zusammenhang mit Preisentscheidungen zu sehen seien. Angeführt wird die Differenzierung von Tarifen in Peak- und Off-peak Perioden. Für derartige Differenzierungen müßten ggf. entsprechende Kosteninformationen bereitgestellt werden, was bei der Modellierung zu berücksichtigen sei.

Der Detailgrad der vorgenommenen Modellierung wird begrüßt, da dies die Entscheidungstransparenz positiv beeinflusse. 

A.2.2	Thema 2: Gemeinsame Nutzung von Infrastruktur

Das Ausmaß der gemeinsamen Nutzung bestimmter Infrastruktureinrichtungen (Gebäude, insbesondere aber Gräben und Kabelkanalanlagen) zwischen Netzele�menten, sowie zwischen den hier untersuchten Telekommunikationsnetzen für schmalbandige Dienste und anderen Netzen (Breitbandverteilnetze, Breitband-Overlay-Netze, Gas-, Wasser-, Elektrizitätsnetze) stellt einen wichtigen Faktor bei der Kostenermittlung dar. Der dargelegte Modellierungsansatz berücksichtigt die Komponente gemeinsamer Nutzung zunächst nicht. 

-	Wie sollte nach Ihren Vorstellungen das Ausmaß der gemeinsamen Nutzung zwischen Netzelementen oder Netzen erfaßt und operationalisiert werden? 

-	Ist es für Sie hinreichend, Inputpreise, etwa für Tiefbauleistungen, entsprechend anzupassen oder sollte ein expliziter Kostenallokationsalgorithmus in das Modell integriert werden?

Fünf der Kommentierenden äußern sich zum Thema der gemeinsamen Nutzung von Infrastruktur. Es herrscht Einigkeit darin, daß die gemeinsame Nutzung in das Kostenmodell einzubeziehen sei, wobei verschiedene Wege vorgeschlagen werden.

In Übereinstimmung mit ihrem Ansatz, die Pfadabhängigkeit in den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung zu berücksichtigen, fordert die DT AG, daß die bei einer evolutorischen Entwicklung des Netzes mögliche gemeinsame Nutzung von Infrastruktur einbezogen werden sollte. Anders sei dies bei dem von der DT AG abgelehnten 'Greenfield'-Ansatz: In einem heute ohne Rücksicht auf bestehende Strukturen aufgebauten Stand-alone-Netz könne nur von einem sehr geringen Anteil gemeinsam genutzter Infrastruktureinrichtungen ausgegangen werden. Dies liege daran, daß bei einem Neubau des Netzes Verbundvorteile im Tiefbau nur im Umfang von Ersatzinvestitionsmaßnahmen anderer Netzinfrastrukturanbieter realisiert werden könnten. Durch ein solches Vorgehen im Modell würden die tatsächlich realisierten Verbundvorteile beim Aufbau des Netzes der DT AG unterschätzt.

Nach der DT AG könne die Berücksichtigung des Beilaufs durch Einführung eines nach Netzbereich differenzierten Beilauffaktors geschehen; alternativ sei auch die Anpassung der Preise von Tiefbauleistungen denkbar, wenn diese getrennt nach Netzbereichen eingestellt werden könnten. Die erforderlichen Daten zur Berechnung eines repräsentativen, flächendeckenden Beilauffaktors stünden derzeit jedoch nicht zur Verfügung und müßten erst erhoben werden. Der Grund dafür sei, daß sich die der DT AG vorliegenden Abrechnungen nur auf den Teil der Gesamtgewerke bezögen, der von der DT AG bezahlt wurde. Über den von Kooperationspartnern, wie zum Beispiel Energieversorgern, getragenen Teil, lägen keine unmittelbar verwertbaren Informationen vor.

Schließlich fordert die DT AG, daß das Ausmaß der gemeinsamen Nutzung auf keinen Fall aus einem gezielten kleinräumigen Marktzutritt abgeleitet werden dürfe, da diesen Angaben keine Repräsentativität für das Gesamtnetz zukommen könne. Entsprechend könne die gemeinsame Infrastrukturnutzung bei City-Carriern mit ihren Glasfaserring�strukturen in Kernstädten von Ballungsgebieten oder bei Regionalcarriern, die den eigenen Netzausbau weitgehend an die Ersatzinvestition der mit ihnen verbundenen örtlichen Infrastrukturanbieter koppeln würden, nicht zum Maßstab für die gesamte Bundesrepublik gemacht werden.

NORTEL ist grundsätzlich der Meinung, daß beide Vorgehensweisen, Anpassung der Inputpreise und explizite Berücksichtigung im Kostenmodell, geeignet seien. Im Fall der Anpassung der Inputpreise sei es allerdings nötig, den Anpassungsprozeß genau zu definieren und zu formalisieren.

Der VATM und gleichlautend o.tel.o stellen fest, daß schon aus dem Wort "zusätzlich" in dem Begriff "langfristige zusätzliche Kosten" folge, daß die Verbundvorteile des betrachteten Unternehmens zu berücksichtigen seien. Einerseits könnten Verbundvorteile im Telekommunikationsunternehmen selber realisiert werden (z.B. gemeinsame Nutzung von Trassen durch Telefonkabel, Mietleitungen und Fernsehkabel). Andererseits könnten Telekommunikationsunternehmen von Verbundvorteilen anderer Anbieter, wie z.B. lokaler Versorgungsgesellschaften, in Form reduzierter Inputpreise profitieren. Die gemeinsame Nutzung von Gräben mit Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerken sei eine gängige Praxis. Im Kostenmodell seien also Synergien der Sprachtelefonie mit anderen Übertragungswegen und dem Breitbandverteilnetz sowie Kostenteilung mit öffentlichen Versorgern bei den Grabungsarbeiten zu berücksichtigen.

Hinsichtlich der konkreten Berücksichtigung der Verbundvorteile schlagen der VATM und o.tel.o ein differenziertes Vorgehen vor. Übertragungswege bis 2 Mbit/s, die gemeinsam mit der Sprachtelefonie genutzt werden, seien direkt bei der Dimensionierung des Anschlußnetzes im Modell zu berücksichtigen. Auf den Verbindungslinien zwischen den Vermittlungsstellen komme es dagegen lediglich zur gemeinsamen Nutzung der Glasfaserkabel, was über einen Kostenteilungsfaktor berücksichtigt werden könne. Bei Übertragungswegen höherer Bandbreite und Breitbandverteilnetzen komme es im Anschlußbereich zur gemeinsamen Nutzung von Trassen und Räumen und in der Verbindungslinie zur gemeinsamen Nutzung von Glasfaserkabeln, was ebenfalls jeweils über Kostenteilungsfaktoren berücksichtigt werden könne. Mit öffentlichen Versorgungsunternehmen komme es schließlich zu einer Teilung der Grabungskosten bei der Verlegung von Kabeln und Rohren. Dies könne ebenfalls mit einem Kostenteilungsfaktor für Grabungsarbeiten erfaßt werden. Dabei sei die Erschließung eines Neubaugebietes ein angemessenes Szenario, da es auch im Kostenmodell um die Versorgung eines unerschlossenen Gebietes gehe. Die gemeinsame Nutzung von Gebäuden durch Elemente verschiedener Netze könne entsprechend dem jeweiligen Platzbedarf über eine anteilige Raummiete erfaßt werden. Zur Ermittlung der jeweiligen Kostenteilungsfaktoren müßten konkrete Kostenallokationsalgorithmen diskutiert werden.

VIAG stellt zunächst fest, daß ein effizienter Netzbetreiber grundsätzlich in der Lage sei, auf verschiedenen Ebenen Verbundvorteile bei der gemeinsamen Nutzung von Infrastruktureinrichtungen zu realisieren. Verbundvorteile im Unternehmen selber bestünden vor allem zwischen Kabelfernsehnetzen und Telekommunikationsnetzen und bezögen sich auf gemeinsam genutzte Kabelkanalanlagen, Räume für die Unterbringung von Vermittlungselektronik und Kopfstationen, sowie auf Verbundvorteile bei der Netzwartung. Diese Faktoren könnten nach Ansicht der VIAG als Gemeinkosten zwischen Telekommunikations- und Kabelfernsehnetzen eingeordnet werden und müßten nach Anwendung eines bestimmten Schlüssels den beiden Diensten zugeordnet werden. Andererseits könnten Telekommunikationsunternehmen von Verbundvorteilen anderer Anbieter, wie z.B. lokaler Versorgungsgesellschaften, in Form von geringeren Inputpreisen profitieren. Diese Verbundvorteile könnten durch einen Abschlag von den Stand-alone-Preisen, wie z.B. für Tiefbauarbeiten, erfaßt werden.

A.2.3	Thema 3: Quellen für Nachfrageparameter

Für die im Ortsnetzbereich angebotenen Leistungen - Bereitstellung von Anschlüssen, Vermittlungs- und Übertragungsleistungen sowie ggf. Festverbindungen - sind zukunftsgerichtete Nachfrageparameter anzugeben, die sowohl der Kostenermittlung dienen als auch die Ausgangsbasis für die Ermittlung der jährlichen Leistungsnachfrage darstellen.

Welche Informationsquellen sollten bei der Bestimmung der Anschlußnachfrage neben Daten der Bevölkerungsstatistik und Netzbetreiberangaben herangezogen werden?

Die DT AG äußert sich detailliert hinsichtlich der Modellierung der im WIK vorgenommenen Nachfragemodellierung. Dabei wird betont, daß die vorgeschlagene Quelle zur Erfassung der Siedlungsstruktur, die Wohnplatzstatistik, aus dem Jahre 1970 stamme, und nach knapp 30 Jahren intensiven Siedlungsbaus völlig überholt sei. Gegenwärtig würden allein in den alten Bundesländern jährlich rd. 300.000 zusätzlich zu versorgende Wohneinheiten fertiggestellt. Die Anzahl und die räumliche Verteilung der Wohneinheiten, die in einer Gemeinde durch ein Zugangsnetz zu erschließen seien, würden durch das zur Verwendung vorgeschlagene veraltete statistische Material in ihrer räumlichen Verteilung grob fehlrepräsentiert. Insgesamt würden ihre Zahl und damit auch die Investitionen für die in der Realität zu errichtenden Zugangsnetze drastisch unterschätzt. Dieser Mangel sei allein durch einen Zuschlagsfaktor auf die Zahl der Haushalte nicht zu beseitigen. Ein veraltetes Abbild der Siedlungsstruktur wie die Wohnplatzstatistik aus dem Jahre 1970 könne die siedlungsstrukturellen Veränderungen der letzten drei Jahrzehnte nicht wiedergeben und sei daher keine geeignete Datengrundlage für die Ermittlung der Anschlußnachfrage der Privat- und Geschäftskunden.

Die DT AG hebt hervor, daß in amtlichen Statistiken kleinräumig aufbereitete Daten zu Wohneinheiten auf aktuellem Stand nicht verfügbar seien. Aus der Gebäude- und Woh�nungszählung aus dem Jahre 1987 könnten für die alten Bundesländer zwar Wohn�einheiten bis auf Blockseiten-Ebene abgerufen werden. Eine Fortschreibung dieser Zählergebnisse beinhalte allerdings Zu- und Abgänge von Wohneinheiten nur auf Gemeindeebene und biete keine feinere Gliederung.

Im Jahr 1993 sei bundesweit eine 1% Stichprobe zum Gebäude- und Wohnungsbestand erhoben worden, um die Veränderung seit 1987 tendenziell abschätzen zu können. Aber auch diese Ergebnisse lägen nur auf Gemeindeebene vor. Hochrechnungsfaktoren zur Ableitung der aktuellen Anzahl von Wohneinheiten in Gemeindeteilen oder Baublöcken/Blockseiten könnten daraus - so die DT AG - nicht abgeleitet werden.

Die kleinste räumliche Einheit, für die von der amtlichen Statistik aktuelle Informationen zum Bestand und zur Veränderung von Wohneinheiten abgerufen werden könnten, sei also die Gemeinde. Eine angenommene Gleichverteilung der Nachfrage über Gemeinden, Stadtteile bzw. Stadtviertel sei jedoch unzureichend, da sie die räumlichen Verbreitungsmuster der privaten Haushalte und damit die Strukturen der Anschlußnachfrage nicht korrekt abbilde. Daher seien - so die DT AG - die aktuellen Informationen zu Wohneinheiten aus der amtlichen Statistik kaum eine geeignete Datengrundlage für die Ermittlung der Anschlußnachfrage der Privat- und Geschäftskunden.

Es müsse also grundsätzlich darüber nachgedacht werden, welche sonstigen öffentlichen Datenquellen existieren, aus denen die Nachfrage nach Anschlußleitungen verläßlich abgeleitet werden könnte. Sollte es keine öffentlich zugänglichen Statistiken dieser Art geben, sei nach Auffassung der DT AG der WIK-Ansatz generell in Frage zu stellen. 

Im Rahmen sonstiger Anmerkungen äußert die DPG, daß die Aktualität des Datenmaterials zu überprüfen sei. Nach dem Modell würden die ermittelten Haushaltszahlen den besiedelten Flächen innerhalb eines Ortsnetzes zugeordnet und mit der Anschlußpenetration gewichtet. Hinzu würden geschäftlich genutzte Anschlüsse kommen, die in Form von Zuschlagsfaktoren differenziert nach Bevölkerungsdichte addiert würden, so daß die Anschlußdichte überproportional mit der Bevölkerungsdichte steige. Die Folge sei, daß in Industrie-, Büro- und Citybereichen von Städten kaum Geschäftskunden-, dagegen in klassischen Wohngebieten ein zu hoher Anteil von Geschäftskundenleitungen ausgewiesen werde. Dies seien nicht nachvollziehbare Ergebnisse.

Nach Auffassung des VATM gebe der Geschäftsbericht der DT AG Aufschluß über die Anschlußnachfrage. Die nachfolgende Tabelle 1 und die Abbildung 3 zeigen die Entwicklung von 1990 bis 1997. o.tel.o führt die Tabelle ebenfalls an.

Tabelle 1:	Entwicklung der Anschlußnachfrage

Jahr�1990�1991�1992�1993�1994�1995�1996�1997��Telefonver�bindungen (Mrd.)�36.197�41.922�45.612�50.38�52.384�53.75�52.12�54.198��Kanäle (Mio.)�32.0000�33.7000�35.6000�37.5000�39.9000�42.0000�44.2000�45.2000��Kupferdoppeladern (Mio.)�31.9181�33.5466�35.3122�36.9444�38.7103�40.1164�41.0095�40.7432��analoge Anschlüsse�31.9000�33.5000�35.2000�36.7000�38.2000�39.2000�39.0000�37.8000��ISDN-Basisanschlüsse�0.0145�0.0414�0.0984�0.2172�0.4605�0.8464�1.9183�2.8312��ISDN-Primär�multiplexanschlüsse�0.0018�0.0026�0.0069�0.0136�0.0249�0.0350�0.0456�0.0560��

Abbildung 3:	Entwicklung laut Geschäftsbericht der DT AG 1997
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Die Anzahl der theoretisch für Sprachtelefonie genutzten Kupferdoppeladern habe sich danach auf einem Niveau von 41 Mio. eingependelt, während die Anzahl der genutzten Sprachkanäle seit 1990 jährlich um ca. 1,9 Mio. auf ein Niveau von derzeit 45,2 Mio gestiegen sei. Dies sei im wesentlichen auf eine Substitution von analogen Anschlüssen durch ISDN-Anschlüsse zu erklären. Die zunehmende Umwandlung von analogen Anschlüssen in ISDN-Basisanschlüsse wirke sich nach Auffassung des VATM auf die Netzelemente des Modells lediglich durch eine Änderung der Line Cards von SLMA zu SLMD aus. Da die Line Card beim entbündelten Zugang zum Teilnehmeranschluß nicht genutzt werde, habe dies aber keine Auswirkung auf das zugehörige Entgelt. 

Ferner verweist der VATM auf das Statistische Jahrbuch 1996 (S. 249). Gemäß den dortigen Angaben hätte es 1994 in Deutschland 35,55 Mio. Wohnungen gegeben. Mit einem durchschnittlichen Geschäftskundenaufschlag von ca. 15% würde man die derzeitige Nachfrage nach Kupferdoppeladern von 41 Mio. erhalten. Insofern stelle die Anzahl der Wohneinheiten eine gute Orientierungsgröße dar. Der VATM vertritt die Auffassung, daß die DT AG in die Pflicht genommen werden müsse, die genauen Bestandszahlen pro Anschlußbereich zu liefern. 

Der VATM weist darauf hin, daß durch das Heranziehen der Gelben Seiten die Anzahl der Geschäftskundenanschlüsse besser abgeschätzt werden könne, als dies bisher in der Modellannahme hinsichtlich des Verhältnisses Privatkunden / zusätzliche Geschäftskunden der Fall sei.

Im Hinblick auf die geographische Verteilung der Nachfrage nach Teilnehmeranschlüssen könnten - so VIAG - alternativ zu den Netzbetreiberangaben auch PLZ-bezogene Bevölkerungsdaten herangezogen werden. Möglicherweise könnten hierüber auch die Anteile der Geschäftskunden an der Gesamtzahl der Anschlüsse in den Regionen geschätzt werden.

Die DT AG betont, daß die Prognose der Nachfrage im Raum Grundvoraussetzung für die Dimensionierung der Anschlußleitung, der Vermittlungstechnik und des Verbindungsnetzes sei. Bei der abschließenden Kostenverteilung auf die verschiedenen Dienste und Kostentreiber sei die nach Kunden, Diensten, Regionen, usw. differenzierte Nachfrage erneut die entscheidende Basis. Wegen der grundlegenden Bedeutung der Nachfrage sollte daher nach Auffassung der DT AG in keinem Fall nur auf Ergebnisse der Bevölkerungsstatistik zurückgegriffen werden, wie an anderer Stelle bereits betont worden sei.

Die DT AG gibt an, daß für den Ausbau von Zugangsnetzen für Privatkunden Wohn�einheiten die ausschlaggebende Größe seien. Die Anzahl und die regionale Verteilung von Wohneinheiten weiche durch Zweit- und Ferienwohnungen unter Umständen erheblich von der Anzahl der Haushalte und ihrer regionalen Verteilung ab. Hinzu kämen die in der amtlichen Statistik besonders behandelten Bevölkerungsgruppen wie z.B. Bundeswehrangehörige. Diese Effekte seien zwar in bundesweiten Auswertungen vernachlässigbar, nicht aber bei der Berechnung einzelner Ortsnetze. 

Die DT AG empfiehlt, bei der Modellierung auf kartographische Unterlagen zurückzugreifen. Dieses Material sei öffentlich zugänglich und liefere ein realistisches Bild von der Siedlungsstruktur und den zu berücksichtigenden Entfernungen.

Die DT AG weist darauf hin, daß die Kopplung der Geschäftskundenmodellierung an die Anzahl der Privatkunden zu grob falschen Modellergebnissen führe. Dementsprechend müsse die Verteilung der Geschäftskunden in die Modellbildung einbezogen werden. Dabei solle die Branchenstruktur berücksichtigt werden, da der Kommunikationsbedarf stark von der Unternehmensart abhänge. Die Arbeitsstättenstatistik des Statistischen Bundesamtes, Branchenverzeichnisse und Informationen von Adreßverlagen könnten für den Geschäftskundenbereich wichtige Informationen liefern. Auf detaillierte Äußerungen an anderer Stelle wird verwiesen.

Auf Basis welcher empirischen bzw. originären Quellen sollten aus ihrer Sicht erwartete Teilnehmerverkehrswerte ermittelt werden?

Der VATM äußert, daß alle Netzbetreiber und Diensteanbieter bei der Dimensionierung ihrer Anlagen Planungswerte für den Teilnehmerverkehr in der Hauptverkehrsstunde ansetzen würden, die von der Regulierungsbehörde abgefragt werden könnten, soweit sie für die Dimensionierung der im Modell abgebildeten Netzelemente relevant seien. Zur Prognose der Verkehrsentwicklung könne man außerdem auf Erfahrungen aus bereits liberalisierten Märkten zurückgreifen. o.tel.o weist zusätzlich darauf hin, daß bei den Herstellern von Vermittlungstechnik Erfahrungswerte vorlägen.

Wie an anderer Stelle bereits angeführt, seien nach Auffassung der DT AG die öffentlich zugänglichen Daten (z.B. Bevölkerungsstatistik) nicht genügend genau. Nur umfangreiche Erhebungen vor Ort und ein Zusammenführen verschiedener Datenquellen könnten eine ausreichend detaillierte Datenbasis ergeben. Die DT AG betont, daß in der Realität die Nachfrage nach Geschäftskundenleitungen nicht kausal mit der Nachfrage nach Privatkundenleitungen zusammenhänge. Eine Gegenüberstellung bezogen auf das Ortsnetz Köln, zeige erhebliche Abweichungen des Bedarfs in den Planquadraten, ermittelt durch einen Vergleich mit der Straßenübersicht (StrÜ) der Deutschen Telekom). In reinen Wohngebieten werde im Modell ein erheblich zu hoher Anteil der Geschäftskundenleitungen als tatsächlich vorhanden berechnet. Dagegen würden nach dieser Vorgehensweise in Industriegebieten bzw. Stadtkernen kaum Geschäftskundenleitungen ausgewiesen, weil sich dort kaum Privathaushalte befänden. Auch finde keine Differenzierung der Geschäftskunden hinsichtlich ihrer Größe, Branche oder Anzahl der Beschäftigten statt. Dies sei jedoch die Voraussetzung für die Ermittlung der Anzahl und Art der von diesen Kunden benötigten Leitungen und des generierten Verkehrsaufkommens. 

Die Berechnung der Nachfrage nach Anschlußleitungen im Modell sei bei Privatkunden zu ungenau und bei Geschäftskunden erheblich verzerrt. Die modellierte Nachfrage weiche somit wesentlich von der Realität ab. Damit werde die Aussagekraft der Modell�ergebnisse insgesamt in Frage gestellt.

Im Rahmen der Erörterung von Verbesserungsvorschlägen weist die DT AG darauf hin, daß die erheblichen Mängel nicht über Korrekturfaktoren behoben werden könnten. Eine Verbesserung des Modells könnte aber durch eine punktuelle Zuordnung der Anschlußnachfrage der privaten Haushalte erreicht werden. Hier biete sich z.B. die Beschaffung von ausgewerteten und auch öffentlich verfügbaren Satellitenaufnahmen zu Siedlungs- bzw. Bebauungskorrekturen an. Die an anderer Stelle genannten bevölkerungsstatistischen Daten könnten dann zur Korrektur bzw. Verifikation herangezogen werden. Darüber hinaus sei ein bevölkerungsabhängiger Korrekturfaktor für die Anschlußleitungen der Privatkunden in Erwägung zu ziehen. 

Nach Auffassung der DT AG sei die Nachfrage nach Geschäftskundenanschlüssen grundlegend neu zu modellieren. Die Arbeitsstättenzählung des Statistischen Bundesamtes und Erhebungen aus anderen öffentlich zugänglichen Quellen (Adressenver�zeichnisse etc.) könnten hier als Basis dienen. 

Alternativ könnten - so die DT AG - unternehmensinterne Daten, wie Meßwerte, Abrechnungsinformationen von Kunden oder Prognosen aus der Geschäftsfeldplanung verwendet werden. Diese Daten seien jedoch hoch sensibel und würden teilweise Datenschutzaspekte berühren, so daß sie nicht ohne weitergehende Prüfung zur Verfügung gestellt werden könnten.

In der Regel hätten - so VIAG - die etablierten Netzbetreiber für die Abschätzung der Teilnehmerverkehrswerte alle relevanten Daten. Diese sollten daher von der Deutschen Telekom vorgelegt werden. Dabei gelte es zu beachten, daß infolge der Liberalisierung im allgemeinen mit steigendem Verkehr zu rechnen sei. In den USA sei beispielsweise der Verkehr pro Anschluß von 7.000 Minuten auf 21.000 Minuten gestiegen. Aufgrund einer möglichen Interessengebundenheit der Informationsquellen sollte nach Ansicht von VIAG eine Überprüfung der Angaben der Deutschen Telekom und der Systemhersteller durch einen Vergleich mit den Daten von etablierten Telekommunikationsunternehmen anderer Länder, wie z.B. Großbritannien und den USA, erfolgen. 

VIAG weist darauf hin, daß bei der Berechnung der Kosten für Teilnehmeranschlußleitungen nicht nur die Nachfrage nach Festnetzanschlüssen von Privat- und Geschäftskunden anzusetzen sei. Vielmehr müßten auch andere Sprachtelefonanschlüsse im Ortsnetz, die über Dichtevorteile mit den Privat- und Geschäftskundenanschlüssen in Beziehung stünden, berücksichtigt werden. Hierzu würden - so VIAG - Münz- und Kar�tentelefone sowie Basisstationen des D1-Netzes gehören. Da die Kosten pro Anschluß mit der Anzahl der Anschlüsse pro Planquadrat sänken, hätte eine Vernachlässigung dieser Faktoren eine systematische Kostenüberschätzung zur Folge.

In welchem Umfang sollten Differenzierungen zwischen Anschlußtypen oder Kundenarten vorgenommen werden?

Zur Bestimmung der Kosten für den entbündelten Zugang zur Kupferdoppelader spiele nach Auffassung von VATM / o.tel.o eine Differenzierung in Anschlußarten und Kundenarten keine Rolle. Die Kosten von gebündelten Zugängen wie z.B. ISDN-Anschlüs�sen ergäben sich durch Hinzuaddieren der Kosten der zusätzlich notwendigen Netzkomponenten (NTBA, NTPM). Eine Differenzierung der Kundenarten sei lediglich relevant für das Verkehrsaufkommen.

Bei der Nachfrage nach Verbindungsleistungen sieht VIAG die Notwendigkeit, durch eine Unterscheidung nach Anschlußtypen eine genauere Verkehrsabschätzung zu erzielen. Die Modellierung der Nachfrage sollte nach Netzsegment unterschieden werden: einerseits die Nachfrage nach Anschlüssen und andererseits die hiervon ausgehende Nachfrage nach Verbindungsleistungen im Netz. Diese Struktur liege zwar dem WIK-Modell zugrunde, jedoch würden einige systematische Fehler auftreten. Die Annahme einer Gleichverteilung der Anschlüsse wird von VIAG kritisiert, was an anderer Stelle der Auswertung der Stellungnahmen expliziter präsentiert wird.

Für die Netzdimensionierung sei eine Unterscheidung der Busy Hour Erlang-Werte (BHE) nach Anschlußtypen (wie auch im nachfolgenden grundsätzlichen Teil dargestellt wird) und Zeit wichtig. Aufgrund der zeitlich verschiedenen BHE-Werte für Privat- und Geschäftskunden würde eine einfache Addition der Werte einen systematischen Fehler herbeiführen. Daher schlägt VIAG vor, den Erlang-Wert der Stunde der höchsten Verkehrslast als Maximum der stundenweise aufaddierten Privat- und Geschäftskundennachfrage zu ermitteln.

Für die Netzdimensionierung nutzt die DT AG sehr detaillierte kunden- und dienstespezifische Verkehrswerte. Im Zugangsnetz würden die Anschlußlinien grundsätzlich mittels genauer Dienstnachfragedaten geplant. Dies sei unerläßlich für die richtige Auswahl der eingesetzten Technik (Glasfaser oder Kupferdoppelader in der Linientechnik, Gerätetyp in der Übertragungstechnik) und die Dimensionierung der Netzelemente.

Zumindest sollte - so die DT AG - nach drei Anschlußarten unterschieden werden:

Analoger Telefonanschluß (TelAs),

Basisanschluß (BaAs),

Primärmultiplexanschluß (PMxAs).

Eine feinere Segmentierung als die existierende Unterscheidung von Privat- und Geschäftskunden im WIK-Modell sei nach Auffassung der DT AG unerläßlich, wenn die Anschluß- und Verbindungsnachfrage annähernd richtig abgeschätzt werden solle. Aufgrund der starken Heterogenität der Gruppe der Geschäftskunden sei es vor allem dort zwingend, weiter zu differenzieren. Merkmal zur Differenzierung seien - so die DT AG - beispielsweise Branche, Umsatz, Mitarbeiterzahl. Bei Privatanschlüssen biete sich eine Segmentierung nach soziodemographischen, oder als Näherung städtebaulichen Merkmalen an.

NORTEL vertritt die Ansicht, daß in bezug auf den entbündelten Zugang zur Kupferdoppelader eine Differenzierung nach Anschlußtyp nicht erforderlich sei. Im Gegensatz dazu sei die Unterscheidung nach Kundenart, etwa nach Privatkunden und Geschäftskunden notwendig, da sich das verkehrsrelevante Verhalten der Kundenarten z.T. stark unterscheide. Diese Unterschiede müßten bei der Ermittlung der Kosten einer Vermittlungsstelle berücksichtigt werden. Hier sei auch anzumerken, daß in bezug auf die Anforderungen, die die verschiedenen Dienste an eine Vermittlungsstelle stellen würden, z.T. erhebliche Unterschiede zwischen den Produkten verschiedener Hersteller bestünden. So würden sich die verschiedenen Vermittlungsstellen, z.B. hinsichtlich ihrer maximalen Verkehrslast, Anrufversuchskapazität und Verarbeitung von Mehrwertdiensten unterscheiden.

Nach Auffassung der VIAG sollte man für eine möglichst realistische Abschätzung der Nachfrage nach Verbindungsleistungen eine Unterscheidung zwischen Anschlußtypen vornehmen, für die unterschiedliche Verkehrsmengen im Netz anfallen würden. Folgende Differenzierung könne man dabei verwenden:

Einzel- und Anlagenanschlüsse für POTS,

Einzel und Anlagenanschlüsse für ISDN: bei ISDN Einzelanschlüssen sollte man darauf achten, daß eine asymmetrische Nutzung der zwei B-Kanäle sehr wahrscheinlich sei, da ISDN-Einzelanschlüsse in der Regel als Ersatz für einen zweiten analogen Anschluß eingesetzt würden.

Primary Rate-Anschlüsse: ein PRI-Anschluß biete 30 Kanäle. Für jeden Kanal könne man einen Erlang-Wert von 0,8 ansetzen. Entsprechende Effekte auf die Kapazität im Verbindungsnetz müßten berücksichtigt werden.

Für jeden Anschlußtyp bestünden nach Auffassung von VIAG unterschiedliche BHE-Werte. Bei der Bestimmung eines repräsentativen Ortsnetzes werde man entsprechend die Zusammensetzung verschiedener Anschlußtypen bestimmen und auf diesem Wege die tatsächliche Verbindungsnachfrage ermitteln. Nach Ansicht der VIAG sei diese Unterscheidung eine notwendige Voraussetzung für eine korrekte Verkehrsabschätzung und folglich eine effiziente Dimensionierung des Netzes.

Grundsätzliche Äußerungen zur Modellierung der Nachfrage

VIAG fordert, daß die Modellierung der Nachfrage nach Netzsegment unterschieden werden sollte: einerseits die Nachfrage nach Anschlüssen und andererseits die hiervon ausgehende Nachfrage nach Verbindungsleistungen im Netz. Diese Struktur liege dem WIK-Kostenmodell zugrunde. Allerdings würden einige systematische Fehler auftreten.

Die Modellierung der Nachfrage nach Teilnehmeranschlußleitungen erfolge durch die Annahme, daß die aus Bevölkerungsdaten geschätzte Anzahl der Teilnehmeranschlüsse pro Planquadrat räumlich gleich verteilt sei. Für Planquadrate inmitten eines größeren Wohnbereichs sei diese Annahme plausibel. In Randlagen größerer bebauter Gebiete würden die Telekommunikationsanschlüsse allerdings einen räumlichen Schwerpunkt in Richtung einer, zweier oder dreier Seite(n) benachbarter Planquadrate aufweisen (wie in der nachfolgenden Abbildung 4 skizziert). Die Annahme, die der Gleichung 3.1.6-6 zugrunde liege, führe demnach für die Planquadrate der Randlagen zu einer systematischen Kostenüberschätzung, da stets die maximale Distanz der Teilnehmeranschlüsse angenommen werde. Dies - so VIAG - lasse sich anhand der Abbildung 3.1.1-A, S. 33 im WIK-Kostenmodell, verdeutlichen. In den vier Planquadraten der Ecke links oben würden sich die Anschlüsse auf etwa 50 % der Gesamtfläche der 4 Planquadrate konzentrieren. Die dem Modell zugrunde gelegte Anschlußdichte weiche also in den Randgebieten eines Bezirks systematisch von der tatsächlichen Anschlußdichte ab und habe den Effekt, daß die Anschlußkosten entsprechend hoch ausgewiesen würden.

Der tatsächliche Wert der Überschätzung von Trassenlängen im Verzweigerbereich variiere mit der Form des betrachteten Wohngebietes und sei folglich schwierig modellierbar. Allerdings geht VIAG davon aus, daß über eine einfache Veränderung in Gleichung 3.1.6-6 dieser Effekt erfaßt werden könne. Für Verzweigerbereiche in Ecklage zum Bevölkerungszentrum könne man annehmen, daß die tatsächliche Trassenlänge der Hälfte der in Gleichung 3.1.6-6 berechneten Trassenlänge entspreche. Mit dieser Annahme müsse man für die repräsentativen Ortsnetze nur noch das Verhältnis der Anzahl der "Randlagen-Planquadrate" zu den "Zentrum-Planquadraten" schätzen. Für ein Verhältnis 1:1 würde sich die gesamte Länge der lokalen Verzweigertrassen um 25 % reduzieren.

Die Annahme einer Gleichverteilung der Bevölkerungszahl auf alle bewohnten Planquadrate habe darüber hinaus eine systematische Unterschätzung der Anzahl der Geschäftskunden pro Planquadrat zur Folge. Da die Anzahl der Geschäftskunden in Abhängigkeit der Anzahl der Privatkunden pro Planquadrat angesetzt werde, komme es durch die Gleichverteilung der Privatkunden auf alle bewohnten Planquadrate zu einer geringeren Anzahl an Geschäftskunden im Modell, als tatsächlich vorhanden.

Zur Verdeutlichung präsentiert VIAG ein Beispiel: Es werde ein Bezirk mit 2 Planquadraten und insgesamt 600 Privatkundenanschlüssen betrachtet (vgl. auch S. 35, Gleichung 3.1.2-1 WIK-Kostenmodell). Planquadrat 1 weise eine tatsächliche Anzahl von Privatkunden von 500, Planquadrat 2 hingegen von 100 Privatkunden auf. Durchschnittlich seien 300 Privatkunden pro Planquadrat anzuschließen. Bei einem Faktor von 30 % berechne das Modell 90 Geschäftskunden pro Planquadrat, für den Bezirk folglich 180 Geschäftskunden zusammen. In der Realität seien in dem ersten Planquadrat aber 250 Geschäftskunden anzusetzen, da mehr als 499 Privatkundenanschlüsse existieren. Im zweiten Planquadrat hingegen sei ein Minimum von 10 % anzusetzen, weshalb hier 10 Geschäftskundenanschlüsse berechnet würden. Die disaggregierte Berechnung ergebe 260 Geschäftskunden pro Bezirk, hingegen die Durchschnittsbetrachtung des WIK-Kostenmodells einen Wert von 180. In dem Beispiel weiche die Modellösung von dem disaggregierten Wert um 30,775 ab. 

Analog zu der Vorgehensweise für Teilnehmeranschlußkosten in Randlagen - so VIAG - könne man auch für diesen Fall das Ausmaß des systematischen Fehlers schätzen und den Wert als Parameter in die Gleichung 3.1.2-1 des WIK-Kostenmodells aufnehmen. Eine weitere Möglichkeit wäre, die Berechnungsmethode für die Nachfrage nach Teilnehmeranschlüssen zu ändern. Hier könnte man z.B. auf die Zahl der Anschlüsse pro Straßenzug gehen, nach Stichproben die Länge von Straßenzügen berechnen und hieraus Durchschnittswerte bilden.

A.2.4	Thema 4: Topologie des Referenznetzes

Die getroffenen Annahmen über die Zahl und die Standorte von Hauptverteilern und Netzknoten des bei der Kostenermittlung zugrundegelegten Referenznetzes haben auf die Ergebnisse, insbesondere hinsichtlich der Kosten der Teilnehmer�anschlußleitung, bedeutenden Einfluß.

Welche Vorgaben sollten aus Ihrer Sicht hinsichtlich Zahl und Art der Netzknoten sowie der Standorte der Hauptverteiler gemacht werden?

Diese Frage Referenzdokumentes zielt zusammen mit der Frage 5, die auf Aspekte der Technologie abstellt, auf die Konkretisierung und Operationalisierung des Effizienzbegriffes. Effizienz der Leistungsbereitstellung wird im Referenzdokument stark problematisiert. Der dort dargestellte pragmatische Weg sieht eine Kostenberechnung weitgehend auf der Basis des bestehenden Netzes vor. Dennoch werden Aspekte der Netzoptimierung angesprochen und zur Diskussion gestellt.

Wie zu erwarten, nimmt die Auseinandersetzung mit der genannten Fragestellung in den Kommentaren einen relativ breiten Raum ein.

Der VATM schlägt eine Trennung des gesamten Netzes an den "...Teilnehmervermitt�lungsstellen der DT AG" vor, was zunächst eine Orientierung an vorhandenen Vermittlungsstellen nahelegt. Im folgenden wird allerdings argumentiert, daß sowohl für Anschluß- wie für Verbindungsnetz die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung nur die Kosten eines optimierten Netzes sein könnten. Es wird aber aus pragmatischen Gründen für sinnvoll und hinnehmbar betrachtet, das Anschlußnetz bis zum HVt dem Ist-Status der DT AG nachzubilden, wohingegen sowohl der übertragungstechnische Teil des Anschlußnetzes, also die Verbindung zwischen abgesetztem HVt und zugehöriger VSt, als auch das Verbindungsnetz "gemäß effizienter netzplanerischer Vorgaben modelliert" werden sollte. Der VATM bezeichnet das Kupfernetz der DT AG als diskriminierungsfrei nutzbare Ressource. Daher sollte Lage, Größe und Anzahl der Anschlußbereiche gemäß derzeitigem Ausbau der DT AG festgelegt werden, wobei die notwendigen Daten bei der DT AG anzufordern seien.

Demgegenüber hält der VATM die Übernahme der Vermittlungsstellenstruktur der DT AG für nicht akzeptabel. Insbesondere fürchtet der VATM eine ineffiziente VSt-Größe, wenn für jedes Ortsnetz eine VSt betrachtet werde. Hier wird auch auf die grundsätzliche Problematik der Betrachtung von Ortsnetzen in ihrer klassischen Form als Kennzahlbereich hingewiesen, die keine "netzplanerische Bezugsgröße" darstelle. Zur Erreichung einer optimalen Betriebsgröße einer VSt sei die Teilnehmerzahl und deren Verkehrsvolumen relevant. Hierbei könnten mehrere Ortsnetze zu einem Vermittlungsbereich zusammengefaßt werden. Diese Zusammenfassung setzt nach VATM-Sicht die Einbeziehung der Weitverkehrsebene in die Betrachtung voraus. Die Zahl und die Lage der notwendigen VSt sei zu optimieren, wobei eine optimale Kapazitätsauslastung bei ca. 100.000 Teilnehmern liege.

Die DT AG äußert sich zunächst generell zur Problematik der sogenannten Greenfield�Ansätze. Diese seien für die Regulierungspraxis insbesondere deshalb ungeeignet, weil die auf der Basis umfassend optimierter Netze ermittelten Kosten und daran orientierte Entgelte keinerlei Anreize für infrastukturbasierte Markteintritte setzen würden. Die DT AG plädiert für eine pfadabhängige Betrachtung, deren Ausgangspunkt "die existierende Technologie, Nachfrage- und Netzstruktur" sein müsse. Die DT AG fordert eine Kostenermittlung "unter Zugrundelegung der heute vorhandenen, wirtschaftlich und technisch effizienten Konfiguration zu Wiederbeschaffungspreisen." Im folgenden wird diese Argumentation weiter ausgeführt. Insbesondere der gedankliche Ausgangspunkt eines völligen Neubaus des Netzes werde abgelehnt, da in diesen Fällen "ein unrealistisches, völlig optimiertes Netzwerk" modelliert würde. Dies entspräche weder regulatorischen Zielsetzungen, noch sei es sinnvoll und praktikabel. Zu der als Ausgangspunkt als sinnvoll erachteten existierenden Netzstruktur werden "Art, Zahl und Standorte von Konzentratoren und Vermittlungsstellen" gerechnet. Die DT AG verweist auf OFTEL und die FCC, die jeweils die bestehende Netztopologie zum Ausgangspunkt der Kostenbetrachtungen gemacht hätten.

Die DT AG konstatiert, daß dem Modell kein umfassender Optimierungsansatz zugrundeliege, was dem eigenen Verständnis entspreche, merkt aber zugleich an, daß die im Referenzdokument angelegte Diskussion in die andere und daher in die aus Sicht der DT AG falsche Richtung gehe. Schließlich wird argumentiert, daß Art, Zahl und Standorte von Vermittlungsstellen "auch bei einem langfristigen Betrachtungsintervall im Sinne eines vorhersehbaren Planungshorizontes relativ unverändert (bleiben)". Sie sollten daher als feste Größe in das Modell einfließen. Dort wo Investitionsentscheidungen des Unternehmens zu einer Veränderung bestehender Strukturen führen würden, sei dem "mit einem angepaßten Ansatz für ein neues Betrachtungsintervall Rechnung zu tragen".

Der DIHT interpretiert das vorgelegte Modell als "Grüne-Wiese"-Ansatz, also als umfassend optimierend. Folglich seien die ermittelten Kosten eine Untergrenze, die, wenn sie bei der Entgeltgenehmigung zugrunde gelegt würden, Investitionen in neue Netze verhindern könnten.

Prof. Knieps hält eine Kostenermittlung nur auf Basis der Zusatzkosten des etablierten Netzbetreibers für akzeptabel. Daraus folge die Notwendigkeit einer pfadabhängigen Betrachtung von Investitionsentscheidungen, die wiederum auf "Basis bestehender Netztopologien" vorgenommen werde müsse. Dies bedeute nicht zwangsläufig auch das Beharren auf herkömmlichen Technologien.

NORTEL betrachtet die Übernahme der bestehenden Netztopologie bis zum Hauptverteiler als aus pragmatischen Gründen akzeptabel. Die Anzahl der Vermittlungsstellen im Ortsnetz und deren Verbindungen sollten gemäß effizienter Netzarchitektur ermittelt werden. Im Vermittlungsbereich sei die Kapazität moderner Vermittlungsstellen zu berücksichtigen, die jeweils ca. 100.000 Teilnehmer oder ca. 11 Ortsnetze durchschnittlicher Größe versorgen könnten. Darüber hinaus könne auch sogenanntes Intra-Switching am Hauptverteiler (d.i. eine Koppeleinrichtung, die Verbindungen innerhalb des Anschlußbereiches herstellen kann) berücksichtigt werden.

o.tel.o problematisiert die Annahme, daß jedes Ortsnetz eine Vermittlungsstelle enthalte. Dies entspräche nicht (mehr) der Realität. Die Anlehnung an gegebene Standorte von Vermittlungsstellen und deren Einzugsbereiche verhindere dagegen eine Optimierung von Lage und Zahl der Vermittlungsstellen, die im übrigen auch von der DT AG selber angestrebt würde. Die Übernahme der Hauptverteilerstandorte wird akzeptiert, da auch darüber hinaus sowohl im Anschluß als auch im Verbindungsnetz eine Netz�optimierung erfolgen könne. Hinsichtlich der Zahl der Vermittlungsstellen im Netz der DT AG merkt o.tel.o an, daß die DT AG eine Reduzierung der VSt-Zahl auf ca. 400 anstrebe (Ist: ca. 1600). Ohne dies an dieser Stelle auszusprechen, dürfte o.tel.o die Berücksichtigung somit absehbarer Effizienzgewinne bei der Kostenermittlung einfordern.

Dieser Standpunkt wird in den weiteren Ausführungen nochmals verdeutlicht. Betont wird, daß zwar die Standorte der HVt als Bezugspunkte der Anschlußnetze, nicht aber die derzeitige Vermittlungsstellenstruktur der DT AG bei der Ermittlung der Kosten effizienter Leistungsbereitstellung zu akzeptieren seien. Hier werde folglich ein Defizit des Modells gesehen: "Hinsichtlich der Ermittlung optimaler Standorte der Vermittlungsstellen und deren Anzahl weist das Modell keine geeignete Lösung auf." Die Fokussierung auf den Ortsnetzbereich führe zwangsläufig zu einer ineffizient hohen Zahl von Vermittlungsstellen. Der Maßstab der langfristigen zusätzlichen Kosten erfordere eine modell�endogene Optimierung der Zahl und Lage der Vermittlungsstellen.

Prof. Panzar betont, daß Preisuntergrenzen, die in der Regulierungspraxis zur Verhinderung von Behinderungsmißbrauch (hier: "entry deterrence") gesetzt werden könnten, auf den langfristigen zusätzlichen Kosten des bestehenden Netzes beruhen sollten. Dadurch werde sichergestellt, daß ein effizient produzierender Newcomer nicht am Markteintritt gehindert werden könne. Demgegenüber sollten Preisobergrenzen, die der Verhinderung von Ausbeutungsmißbrauch dienen würden, auf den Stand-alone-Kosten eines (auch hypothetisch) effizienten potientiellen Wettbewerbers beruhen. Regulatorisch relevant sei dieser letzte Wert jedoch nur dann, wenn er höher sei als die Untergrenze. In allen anderen Fällen habe der Regulierer lediglich diese Untergrenze einzufordern, um den Incumbent am Behinderungsmißbrauch zu hindern.

TeleLev sieht die Orientierung an der gewachsenen Ortsnetzstruktur als grundsätzliches Problem des Kostenmodells. Angesprochen werden allerdings überwiegend tech�nische Aspekte. Das Thema 4 wird nicht direkt adressiert.

Hinsichtlich der Zahl und Lokation der VSt argumentiert der VATM entsprechend etwa o.tel.o, daß die HVt in effizienter Weise an Vermittlungseinrichtungen angeschlossen werden sollten.

VIAG geht über die in den anderen Kommentaren artikulierten Standpunkte hinaus, wenn die Forderung aufgestellt wird, daß die Zahl und Lage der Hauptverteiler und Vermittlungseinrichtungen im Modell endogen ermittelt werden müsse. Später wird angemerkt, daß die Übernahme der HVt-Standorte (scorched-node-approach) zur Folge habe, "daß man den Aufbau und die historischen Kosten der Deutschen Telekom für den vollständigen Teilnehmeranschlußbereich als gegeben hinnimmt". Selbst bei konventioneller (d.h. Kupferdoppelader) Technologie sei zu vermuten, daß die Standorte ineffizient seien. Daher sei auch bei Beschränkung auf eine Technologie eine Standortoptimierung vorzunehmen. VIAG folgert, daß, falls sich man sich dennoch aus Gründen der "Modellklarheit" für einen Scorched-Node-Ansatz entscheide, die ermittelten Kosten als Obergrenze zu interpretieren seien. Auch die Zahl der (vermittelnden) Netzknoten sei zu endogenisieren und durch ein Optimierungsverfahren zu ermitteln.

A.2.5	Thema 5: Technik und Struktur des Referenznetzes

Im Rahmen der vorgestellten Kostenmodellierung werden Annahmen über die im Referenznetz eingesetzte Technik und über die Netzstruktur getroffen, mit denen die Produktionsverfahren abgedeckt werden sollen, die für die Bereitstellung von schmalbandigen Verbindungsleistungen und Teilnehmeranschlußleitungen derzeit relevant und effizient sind.

Wird aus Ihrer Sicht eine Erweiterung der Annahmen für notwendig erachtet?

An dieser Stelle werden Kommentare berücksichtigt, die zur Technologie und zu grundsätzlichen Fragen der Netztopologie Stellung nehmen. In der Frage 10 werden Bezugsgrößen für Kosten problematisiert und darüber hinaus die Strukturannahme des vollvermaschten Verbindungsnetzes zur Diskussion gestellt. Bei der Zusammenfassung der Stellungnahmen zu dieser Frage werden diejenigen Kommentare berücksichtigt, die explizit auf die Vermaschungsproblematik eingehen und die Detailprobleme der Modellierung, insbesondere im Bereich des Anschlußnetzes, wie etwa Trassenlängenbestimmung diskutieren. 

Schwerpunkte der Kommentierung zu Thema 5 liegen auf der herstellerspezifischen Modellierung der Vermittlungstechnik und des übertragungstechnischen Teils des Anschlußnetzes (Anbindung abgesetzter Konzentratoren). Im letzteren Fall werden auch grundsätzliche Aspekte diskutiert. Einige Kommentare gehen auf denkbare alternative Technologien im Zugangsnetz sowie auf nicht erfaßte Anschlußtypen ein. Schließlich gibt es Anmerkungen zu Netzelementen oder -funktionalitäten, die im Modell nicht erfaßt werden, wie etwa Routing oder Signalisierung.

Zu den Kommentaren im einzelnen:

ATekom kritisiert die starke Orientierung an der Technik der Fa. Siemens und merkt an, daß Lösungen anderer Hersteller "andere Technologie" beinhalten würden. Vermutlich würden auch andere Kostenstrukturen erwartet.

Der VATM hält die Annahme eines passiven Kupferkabelnetzes bis zum HVt nur für die Kostenberechnung des entbündelten Zugangs zur Teilnehmeranschlußleitung für akzeptabel. Hinsichtlich der Modellierung der Verbindung zwischen Konzentrator und VSt lehnt der VATM die Verwendung einer PDH-Architektur als ineffizient ab. Statt dessen sei ein SDH-Netz zu konzipieren. Die entsprechende Technik sei billiger als PDH, erlaube mehr Flexibilität und ermögliche eine logische Vollvermaschung mit geringerem Aufwand. Kritisiert wird auch die ausschließliche Ausrichtung auf die EWSD-Architektur von Siemens und die dort verwendeten abgesetzten Teilnehmerleitungseinheiten (DLU). Angeregt wird eine Anbindung der HVt über die herstellerunspezifische V5.1-Schnittstelle. Bei dieser Schnittstelle erfolge am HVt keine Kanalkonzentration, so daß die Kosten dieses Übertragungsabschnittes kanalabhängig und nicht verkehrsabhängig seien. 

Die DPG kritisiert, daß das Modell keine Verkehrsführung (Routing) berücksichtige, was zu einer falschen Lastberechnung für die Netzelemente führe.

Die DT AG geht an mehreren Stellen auf Technologie und Netzstruktur ein. So heißt es, daß das Modell "auf einer reinen Kupferkabelinfrastruktur und so stark vereinfachenden Strukturannahmen im Zugangs- und Verbindungsnetz [beruht], daß die Kosten eines realen Netzes selbst für das Produktspektrum von einfachen schmalbandigen Sprachtelefondiensten und Telefonanschlüssen nicht richtig abgebildet werden können."

Im Hauptteil des Kommentares geht die DT AG sehr detailliert auf den Modellaufbau ein. Hier ist zum einen die Einschätzung relevant, daß keine Kostenermittlung von (schmalbandigen) Anschlüssen auf Glasfaserbasis und von Primärmultiplexanschlüssen möglich sei. Weiterhin seien die Kosten des Angebotes von "modernen schmalbandigen" Diensten wie 180, 190 oder T-Vote-Call (IN-Netzplattform) nicht zu ermitteln. Die DT AG schließt, daß folglich ein hypothetisches Netzwerk konstruiert würde, das nicht funktionsfähig sei und die Kosten dadurch unterschätze. Die generelle Modellierung des Kupfer-Anschlußnetzes wird nicht kritisiert, sieht man von den umfangreichen Anmerkungen zu Nachfrage- und Kabellängenermittlung ab, die an anderer Stelle wiedergegeben sind. Hingewiesen wird auf die Existenz von VZB, die direkt (ohne KVz) an den Hauptverteiler angeschlossen seien. 

Hinsichtlich der Topologie des Verbindungsnetzes kritisiert die DT AG das Fehlen von Verkehrsführungsfunktionen im Netz, was zu unrealistischen Ergebnissen führe und die Kosten zusammen mit der Vollvermaschungsannahme überschätze.

Im Bereich der Vermittlungstechnik wird die Nicht-Berücksichtigung kostenrelevanter Netzelemente kritisiert. Es seien dies vor allem das Zeichengabenetz, das Intelligente Netz, Einrichtungen zur Zusammenschaltung sowie eine Reihe zusätzlicher Netzfunktionalitäten wie Nummernportierung oder Centrex. Gefordert wird zudem die Berücksichtigung differenzierter Beschaltungseinheiten, wenn zwischen Anschlußtypen unterschieden werden solle. Auch sei der Herstellermix (Siemens/Alcatel) im DT AG-Netz zu berücksichtigen, da von den Systemen unterschiedliche Kosten verursacht würden, so daß hier Durchschnitte zu bilden seien.

InfoCom kommentiert das Modell nicht, stellt jedoch die Frage nach der Berücksichtigung von Billing-Kosten sowohl als Funktionalität in den VSt als auch als damit verbundene Personalkosten.

ISIS weist darauf hin, daß das Unternehmen selbst SDH-Technik im Verbindungsnetz und hybride (Glasfaser-/Kupfer-) Kabel im Anschlußnetz einsetze.

Eurokom deutet mögliche methodische Verbesserungen an, von denen die Berücksichtigung von SDH an dieser Stelle erwähnenswert ist.

NORTEL weist darauf hin, daß abweichend vom Modellansatz in Kupferanschlußnetzen sog. "pair gain"-Systeme zum Einsatz kämen, die die Übertragung mehrerer Kanäle über eine Doppelader ermöglichen würden. Diese Technik sei je nach Definition der Anschlußleitung (bzw. der damit verbundenen Leistung) zu berücksichtigen. Im weiteren wird ebenfalls die Berücksichtigung von SDH im übertragungstechnischen Teil gefordert. Die Dimensionierung einer Vermittlungsstelle hänge neben der Verkehrslast von den verschiedenen Dienstangeboten ab, die herstellerabhängig unterschiedliche Kosten verursachen könnten. Daher werde eine Durchschnittsbetrachtung über verschiedene Typen/Hersteller als angemessen erachtet.

o.tel.o charakterisiert den Aufbau des Anschlußnetzes als Orientierung an der Struktur der DT AG in den alten Bundesländern. Darüber hinaus wird der grundsätzliche Ansatz nicht kritisiert, wohl aber die Details der Längenberechnung, die an anderer Stelle dargestellt werden. Allerdings erfolgt der Hinweis, daß bei einem nicht-entbündelten Zugang zum Teilnehmer, der lediglich der Bereitstellung einer bestimmten Übertragungsbandbreite entspreche, auch die Verwendung von Glasfaser im Hauptkabelbereich als mögliche effiziente Technologie zu prüfen sei. Die Verbindung zwischen HVt und VSt wie sie im Modell abgebildet sei, entspreche nach Meinung von o.tel.o in keinem Fall dem Gebot effizienter Leistungsbereitstellung. Als Beispiel für eine (vermutlich) effiziente Technologie wird das HYTAS 95 System der DT AG beschrieben, bei dem die Teilnehmerkanäle unkonzentriert über Glasfaser an die nächste VSt herangeführt würden. Dies könne im Rahmen von SDH-Ringstrukturen geschehen. Als Vorteile dieser Technologie würden vereinfachtes Netzmanagement und die einfache Integration verschiedener Dienste wie Telefon, ISDN, Festverbindungen und zukünftig auch Verteildienste angeführt. Eine derartige Anschlußnetzstruktur würde die Kosten der Verbindung zur VSt als durchgängig anschluß-/kanalabhängig erscheinen lassen. Folglich wären sie bei Interconnectionentgelten nicht zu berücksichtigen.

TeleLev hält im gesamten Ortsnetz und daher auch im Anschlußnetz die Orientierung an Netzstrukturen und Technologien neuer Netzbetreiber für dringend geboten und hält dies für die angemessene Interpretation der gesetzlichen Bestimmungen zur Entgeltregulierung. Ansonsten drohe die Refinanzierung einer veralteten und überteuerten Infrastruktur.

VIAG führt aus, daß sich eine zukunftsgerichtete Technologie für den Teilnehmeranschlußbereich nicht mehr auf ein passives Kupferkabelnetz stützen würde. Mittelfristig sollten daher in einem weiterführenden Projekt (im Anschluß an die erste Modellentscheidung) auch Glasfaserarchitekturen berücksichtigt werden. Die passive Kupfertechnologie und die Beschränkung des Produktspektrums auf Schmalbanddienste widerspreche in jedem Falle dem Effizienzprinzip. An anderer Stelle wird dagegen angemerkt, daß bestehende Strukturen unter zukunftsgerichteter Perspektive zu bewerten seien, wobei technologisches Veraltern zu berücksichtigen wäre.

Hinsichtlich der Anbindung der HVt an die Vermittlungsstellen plädiert auch VIAG für eine Modellierung auf der Basis einer herstellerunspezifischen Architektur. Für Anschlußbereiche mit geringem Verkehrsaufkommen werde eine geringere Bandbreite als 140 MBit/s (und entsprechend modifizierte Übertragungssysteme) für hinreichend gehalten. 

Im Verbindungsnetz sollte auch nach VIAG die SDH-Technologie berücksichtigt werden. Dies sei auch ohne vollständige Änderung der Netztopologie, d.h. durch Austausch von Endgeräten möglich. Die SDH-Technologie sei erprobt und aufgrund geringer Betriebskosten und hoher Flexibilität der PDH-Technik vorzuziehen.

A.2.6	Thema 6: Ermittlung der Kapitalkosten

Auch bei der Ermittlung der Kapitalkosten des eingesetzten Produktivkapitals werden eine Reihe von Konventionen getroffen. Das in diesem Dokument beschriebene Verfahren weist die folgenden Eckpunkte auf: Die Investitionsgüter gehen mit ihren Wiederbeschaffungszeitwerten, d.h. mit den aktuellen Tagespreisen in die Kostenberechnung ein; die Abschreibung erfolgt linear; das Kapital wird kalkulatorisch auf der Basis eines Zinssatzes verzinst, der sich aus der gewichteten Summe der Renditeforderungen der Eigenkapitalgeber (vor Abzug von Ertragssteuern) und der durchschnittlichen Fremdkapitalverzinsung sowie unter Berücksichtigung von Preisänderungen im Wert der Anlagegüter ergibt; Abschreibung und kalkulatorische Verzinsung werden im Kapitalwiedergewin�nungsfaktor in eine Annuität überführt.

Wie sollten aus Ihrer Sicht die Wiederbeschaffungszeitwerte ermittelt werden? 

Wie sollten Preisnachlässe, etwa für Großabnehmer, erfaßt werden und wie sind sie zu behandeln? 

Welche Überlegungen sollten Ihrer Ansicht nach bei der Bestimmung der für die Kostenrechnung relevanten Abschreibungszeiträume für verschiedene Kapitalgüterkategorien berücksichtigt werden?

Ist die vorgenommene Differenzierung zwischen Kapitalgüterkategorien hinreichend detailliert?

Wie sollte das spezifische Risiko eines Unternehmens, das bei der Eigenkapitalverzinsung neben dem allgemeinen Marktrisiko zu berücksichtigen ist, ermittelt werden?

Das Thema Kapitalkosten wird in den einzelnen Kommentaren sehr unterschiedlich behandelt. Viele Kommentierende gehen gar nicht oder nur kurz darauf ein, während sich einige wenige sehr detailliert mit dem WIK-Ansatz auseinandersetzen.

Generelle Äußerungen zur Kapitalkostenermittlung und zum WIK-Ansatz finden sich in vier Kommentaren:

ATekom merkt an, daß bei der Anwendung des Modells die Wahl von Zinssätzen sowie von Abschreibungsmethode und -laufzeit entscheidenden Einfluß auf die Höhe der zurechenbaren Kosten habe und daß eventuelle Vorgaben des Netz-Inhabers vor dem Hintergrund der Realität gesehen werden sollten. ATekom hält es für wünschenswert, wenn die Regulierungsbehörde hierzu eine entsprechende Untersuchung in Auftrag geben würde.

Die DT AG unterstützt das Konzept des WIK, daß sowohl die (kalkulatorische) Verzinsung des Kapitalgutes als auch die Abschreibungen zu berücksichtigen seien. Dies sei erforderlich, da rational handelnde Unternehmen nur dann forward looking-Investitionen tätigen würden, wenn zu erwarten sei, daß sich sowohl die getätigten Investitionen als auch der Ertrag aus dem investierten Kapital rechnen würden.

Nach Prof. Knieps sind regulatorische Einschätzungen von Zinssätzen und Abschreibungsdauern zwangsläufig willkürlich, da es sich um genuin unternehmerische Problemfelder handele.

VIAG unterstützt die Vorgehensweise des WIK-Papiers, die Kapitalkosten des etablierten Netzbetreibers explizit zu ermitteln. Ähnliche Ansätze seien in anderen Ländern ebenfalls zugrunde gelegt worden. Solange der etablierte Netzbetreiber keinem effektiven Wettbewerb im Infrastrukturbereich ausgesetzt sei, bestehe zur Berechnung der Kapitalkosten eines effizienten Netzbetreibers für Regulierungszwecke die Notwendigkeit, dies über einen Modellansatz zu errechnen.

Zu den spezifischen Aspekten des Ansatzes nehmen die Kommentierenden wie folgt Stellung.

Differenzierung zwischen Kapitalgüterkategorien

Die vorgenommene Differenzierung zwischen Kapitalgüterkategorien wird im allgemeinen akzeptiert. Der VATM und o.tel.o merken an, daß die Differenzierung soweit erfolgen müsse, wie es der Detaillierungsgrad der zur Verfügung stehenden Daten über Abschreibungszeiträume und Preisverfälle erlaube. Nach der VIAG-Stellungnahme sollte der Vollständigkeit halber noch eine Kategorie "Network Termination Equipment" definiert werden. Darüber hinaus sollte angestrebt werden, die Kosten für Kabelkanäle getrennt von den Kosten der Kabel zu ermitteln. Dies könne eine notwendige Voraussetzung für die Erfassung von Verbundvorteilen sein und werde zudem solchen Situationen gerecht, in denen auch der etablierte Netzbetreiber Kapazitäten in Leerrohren extern erwerbe. NORTEL empfiehlt in der Kategorie "Ausstattungsinvestitionen" eine detailliertere Aufteilung. 

Nach der DT AG sind die Kapitalgüterkategorien, die in diesem Modell präsentiert werden, bezüglich der vorgenommenen Differenzierung hinreichend detailliert. Aus der generellen Einschätzung der DT AG, daß das WIK-Modell das Netzwerk eines tatsächlichen Dienstleistungsanbieters nicht vollständig abbilde, folge jedoch, daß einige Kapitalgüterkategorien (wie z.B. Glasfaserkabel im Zugangsnetz) in dem Modellansatz fehlen würden. Die Zielsetzung der DT AG sei es, eine detaillierte Einsicht in die Kostenstruktur zuzulassen, wodurch die Anzahl und die Definition der Anlagegüterkategorien anders sein könne als die im WIK-Modell angegebene.

Ermittlung der Wiederbeschaffungszeitwerte

Zwei Kommentierende äußern sich positiv zu dem generellen Vorgehen, den Kostenberechnungen die aktuellen Wiederbeschaffungszeitwerte der Kapitalgüter und nicht die historischen Anschaffungskosten zugrunde zu legen, wobei sie daraus allerdings unterschiedliche Konsequenzen ziehen:

Prof. Knieps hält den Übergang von Historical Cost Accounting zu Current Cost Accounting für unerläßlich und fordert, daß er mit Hilfe der aktuellen Kostendaten, d.h. der Weiterentwicklung des internen Kostenrechnungswesens erfolgen müsse.

Für VIAG ist es der richtige Wertansatz, die Bewertung der Kapitalgüter aufgrund der Wiederbeschaffungszeitwerte des Bottom-up-Netzes vorzunehmen, solange tatsächlich nur Kapitalgüter eines effizienten Netzbetreibers angesetzt würden.

Bezüglich der Frage nach der Ermittlung der Wiederbeschaffungszeitwerte und der möglichen Erfassung von Preisnachlässen äußern sich die Kommentierenden wie folgt: Nach Ansicht der VIAG könne die Ermittlung der Wiederbeschaffungszeitwerte auf zwei Arten erfolgen: erstens, mit einer Indexierung der historischen Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten oder, zweitens über eine Bewertung zu aktuellen Marktpreisen. Adäquat sei auf jeden Fall der zweite Weg. Aktuelle Preise ergäben sich anhand von Vendor-Preislisten, abzüglich einem entsprechend vereinbarten Rabatt. Dieser sei üblicherweise volumenabhängig. Diese Werte könnten aus dem Modell ermittelt werden. Die Rabattstruktur aber müsse letztendlich auf Angaben von Systemlieferanten und verschiedenen Netzbetreibern beruhen.

Auch andere Kommentierende sprechen sich für den Ansatz aktueller Preise aus: NORTEL ist der Ansicht, daß jeweils aktuelle globale Marktpreise verwendet werden sollten. Nach dem VATM sollten die Inputgrößen des Modells auf Basis angemessener Einkaufspreise festgelegt werden, wobei für die Ermittlung der Wiederbeschaffungszeitwerte Vergleichsmärkte zugrunde gelegt werden sollten. Damit könne die Tatsache ausgenutzt werden, daß in Ländern, die schon länger ein solches Kostenmodell als Regulierungstool verwenden würden, entsprechende Werte für Equipmentpreise bereits ermittelt und festgelegt worden seien. Entsprechend müßten auch für Deutschland Prozesse etabliert werden, die einen entsprechenden Vertrauensschutz für die beteiligten Hersteller einerseits sowie für die betroffenen Diensteanbieter/Netzbetreiber andererseits sicherstellen. Auch nach Auffassung der DT AG sollten Wiederbeschaffungszeitwerte auf dem tatsächlichen Marktpreis für das jeweilige Anlagegut basieren, wobei der Preis die für einen Netzbetreiber wie die DT AG typischen Einkaufskonditionen widerspiegeln sollte.

o.tel.o hält Hersteller-Preislisten nur für bedingt verwendbar, da häufig bereits unverhandelt Preisnachlässe von 25 % angeboten würden. Ein sich in der Realität einstellender Marktpreis dürfte daher nur durch die Regulierungsbehörde bei verschiedenen Carriern unter Zusicherung der Vertraulichkeit erhoben werden können. Grundsätzlich sei davon auszugehen, daß die regulierten Unternehmen aufgrund ihrer marktbeherrschenden Stellung und der damit verbundenen Stückzahl der Nachfrage höhere Rabatte als neue Wettbewerber erzielen könnten. Zur Ermittlung der durchschnittlichen Preisverfälle bei den eingesetzten Investitionsgütern wäre eine Stichprobe bei verschiedenen Herstellern über einen Zeitraum von 5 Jahren durch die Regulierungsbehörde sinnvoll. Ergänzend sollte außerdem ein Abgleich mit den Daten der Regulierungsbehörden anderer Länder erfolgen.

Abschreibung und Verzinsung

Der in dem Modell verwendete Ansatz, Abschreibung und Verzinsung nicht separat, sondern in einem, als Wiedergewinnungsfaktor hergeleiteten Kapitalkostenfaktor integriert zu ermitteln, was im Ergebnis zu einer prozentual gleichbleibenden, also linearen Belastung im Zeitablauf führt, wird in den Kommentaren � teilweise sehr ausführlich � wie folgt diskutiert:

Nach der DT AG ist der Ansatz insofern im Einklang mit der Theorie, als darin die volle ökonomische Abschreibung Berücksichtigung finde. Deswegen werde der Ansatz von der DT AG unterstützt. Sie weist darauf hin, daß die Anwendung der Formel in Abhängigkeit von der Preisentwicklung bei den Anlagegütern Auswirkungen auf den Zeitrahmen der Kapitalwiedergewinnung habe. Für Anlagegüter mit sinkendem Marktwert führe die Formel in den ersten Jahren der Nutzungsdauer zu höheren Kapitalkosten als in späteren Jahren, während bei Anlagegütern mit steigendem Marktwert das Gegenteil gelte.

Prof. Knieps merkt an, daß lineare Abschreibungen, so wie sie in der WIK-Studie aus Vereinfachungsgründen angenommen würden, nur in den wenigsten Fällen mit den ökonomischen Abschreibungen übereinstimmen würden. Hinsichtlich der Abhängigkeit des Kapitalkostenfaktors von der erwarteten Preisveränderungsrate stellt Prof. Knieps fest, daß solche Erwartungen sowohl von der unternehmerischen Einschätzung der zukünftigen Marktentwicklung, als auch vom technischen Fortschritt abhängig seien und nur von den unternehmerischen Entscheidungsträgern innerhalb der betroffenen Unternehmen getroffen werden könnten.

Prof. Panzar diskutiert ausführlich die Vor- und Nachteile der linearen Abschreibungsmethode im Vergleich zur ökonomischen Abschreibung. Nach seiner Ansicht ergäben sich insbesondere zwei Probleme bei Anwendung der linearen Abschreibung: Erstens könne eine reguliertes Unternehmen im Falle von sinkenden Kapitalgüterpreisen seine Investitionskosten nicht decken, wenn Preise auf der Basis der Kapitalkosten der modernsten Anlagen gesetzt würden. Zweitens sei die Annahme fraglich, daß die volle Kapazität eines Anlageguts im Umfeld des Wettbewerbs bis zum Ende seiner Lebensdauer ausgenutzt werden könne. Prof. Panzar erkennt andererseits an, daß die Datenanforderungen für eine exakte Kalkulation ökonomischer Abschreibungsraten extrem hoch seien. Er hält es für möglich, daß sich der Einbezug von anlagenspezifischen erwarteten Preisänderungsraten in die Analyse als eine praktikable und auch theoretisch korrekte Anpassung der linearen Abschreibung erweise. In diesem Zusammenhang trete jedoch das Problem auf, wie mit unerwarteten Preissenkungen aufgrund von zunehmendem Wettbewerb auf den Input-Märkten umzugehen sei. Falls solche Fälle nicht formal zu integrieren seien, schlägt er als praktikablen Ausweg eine Verkürzung der Anlagennutzungsdauern vor.

o.tel.o leitet alternativ zum WIK-Ansatz einen Kapitalkostenfaktor für den Fall her, daß die aus einer Investition resultierenden Einzahlungen jeweils zum Periodenanfang und nicht am Periodenende erfolgen würden. Dies wird damit begründet, daß die DT AG für die Überlassung besonderer Netzzugänge gewöhnlich eine jährliche Vorauszahlung verlange. Die beiden Kapitalkostenfaktoren würden sich im wesentlichen durch den Faktor (1+KKS) unterscheiden. Zudem erhalte man nach dem WIK-Ansatz jährlich konstante Kosten, während sie nach der Herleitung von o.tel.o mit dem Preisverfall der Anlagegüter sänken. Die vom WIK verwendete Bezeichnung "realer Kalkulationszinssatz" für den Term KKS � (p hält o.tel.o für irreführend, da man damit als Ergebnis der Rechnung reale Kosten erwarten würde, während aber tatsächlich nominale Kosten ermittelt würden. Weiterhin merkt o.tel.o an, daß die ökonomische Abschreibung mit dem angesetzten Kapitalwiedergewinnungsfaktor nicht linear erfolge, sondern bei Preisverfall (Preisanstieg) der Wiederbeschaffungskosten in einer degressiven (pro�gressiven) Abschreibung resultiere. Wie die Herleitung des o.tel.o-Kapitalkostenfaktors zeige, müßte sich dies in entsprechend abnehmenden (zunehmenden) jährlichen Kosten reflektieren. Dieser Mißstand werde aber dadurch relativiert, daß die Entgeltgenehmigungen und damit die Prüfung der Kosten in regelmäßigen Abständen wiederholt würden.

Abschreibungszeiträume

Hinsichtlich der Festlegung der Abschreibungszeiträume sind sich die Kommentierenden darin einig, daß die tatsächliche wirtschaftliche Nutzungsdauer der Anlagegüter zugrunde gelegt werden sollte. Im einzelnen äußern sie sich zu dieser Frage wie folgt:

Nach der DT AG sollten in einer zukunftsgerichteten Perspektive nur die marktlichen und technischen Erwartungen die Kalkulationszeiträume bestimmen. Hier seien Prognosen über technologische Veränderungen, Veränderungen der Marktnachfrage und einzelner Kundengruppen bis hin zu volkswirtschaftlichen Veränderungen relevant. Insbesondere in einem sich immer schneller und stärker verändernden Markt wie der Telekommunikation seien diese Prognosen immer weniger mit den in der Vergangenheit verwendeten Nutzungsdauern vergleichbar. Dennoch sei die Extrapolation der Vergangenheitserfahrungen eine ergänzende Bestimmungsmethode. Dabei sollte berücksichtigt werden, daß das erhöhte Ertragsrisiko den Kalkulationszeitraum und damit die Abschreibungsdauer herabsetze.

Auch der VATM sieht die wirtschaftliche Nutzungszeit als die maßgebliche Größe für die Festlegung der Abschreibungsdauer. Es sollte dabei eher auf die konkreten Erfahrungswerte abgestellt werden, als mit der Begründung technischer Innovationen in der Zukunft zu pessimistische Abschreibungsdauern festzulegen. Insbesondere bei den Trassen müßten nach den Erfahrungen der Vergangenheit erheblich längere Zeiträume gegenüber sonstigen Investitionskosten zugrunde gelegt werden. Abzugrenzen sei hierbei vor allem, welche Kapitalgüter welchem Innovationszyklus unterlägen. Es empfehle sich insgesamt, Zeiträume für die Überprüfung der getroffenen Annahmen zu Abschreibungsdauern festzulegen.

Nach der VIAG bestimmt sich der Ansatz der Abschreibungsdauer durch die abdiskontierten zukünftigen Erträge. Ein Kapitalgut sollte so lange im Einsatz bleiben, wie die Differenz zwischen den abdiskontierten Erträgen und Kosten aus der alten Technologie höher sei als die entsprechende Differenz einer alternativen Technologie. Bei der Abschätzung der zukünftigen Kosten und Erträge bringe die Dynamik der Telekommunikation eine gewisse Fehlerwahrscheinlichkeit mit sich. Eine gute Referenz für angemessene Abschreibungszeiten bestimmter Kapitalgüterkategorien seien die Ansätze etablierter Netzbetreiber, die schon längere Zeit einem umfassenden Wettbewerb oder, äquivalent dazu, einer marktkonformen Regulierung (wie z.B. der Price-Cap Regulierung) unterlägen.

Auch o.tel.o spricht sich dafür aus, die voraussichtliche ökonomische Nutzungsdauer des betrachteten Kapitalguts anzusetzen. Diese könne sich im nachhinein als zu kurz bzw. zu lang herausstellen, was zum unternehmerischen Risiko gehöre. Darüber hinaus merkt o.tel.o an, daß beim Ansatz der ökonomischen Nutzungsdauer Innovationssprünge abgeschätzt werden müßten. Dabei sei bezüglich der Anschlußbereiche in Kupfertechnologie zu berücksichtigen, daß sich hier Innovationssprünge im Bereich der Übertragungstechnik vollzögen, die die Kupferleitungen noch lange von Nutzen sein lassen würden.

In drei Kommentaren werden für bestimmte Kapitalgüterkategorien bereits konkrete Angaben zu den Nutzungsdauern gemacht:

VIAG stellt fest, daß über die Abschreibungszeiten von Kabelanlagen, Übertragungs- und Vermittlungseinrichtungen Vergleichsdaten aus unterschiedlichen Ländern vorlägen. Diese Daten müßten vor dem Hintergrund des Regimewechsels von einem hoch regulierten Markt mit einem politischen Interesse an niedrigen Anschlußkosten hin zu einem liberalisierten Markt, in dem sowohl die Preisregulierung als auch eine stärkere Wettbewerbsorientierung den richtigen Kostenausweis unentbehrlich machen würden, gesehen werden. Im einzelnen nennt VIAG die folgenden Werte:

Kupfer:	20 Jahre	�Glasfaser:	20 Jahre	�Leerrohre:	40 Jahre	�Vermittlung:	10 Jahre	�Übertragungstechnik:	11 bis 15 Jahre	�Unterbringung:	35 bis 40 Jahre.

TeleLev geht beim entbündelten Zugang zur Anschlußleitung von einer Abschreibungsdauer von 30 Jahren aus.

NORTEL hält im Bereich der Vermittlungsstellen Abschreibungszeiträume von mindestens 10 Jahren für angemessen. Ein internationaler Vergleich sei hier zu befürworten.

Erfassung der Ertragsteuerwirkung

Ein spezieller Aspekt des WIK-Ansatzes, die Erfassung der Ertragsteuerwirkung, wird in der o.tel.o-Stellungnahme näher untersucht. In einer beispielhaften Investitionsrechnung zeigt o.tel.o auf, daß die Formel des WIK für den Kapitalkostenfaktor solange eine gute Näherung darstelle, wie die steuerliche Abschreibungsdauer die angesetzte ökonomische Nutzungsdauer nicht unterschreite und solange die steuerliche Abschreibung linear vorgenommen werde. Unterschreite die steuerliche Abschreibungsdauer dagegen die ökonomische Nutzungsdauer oder komme eine geometrisch-degressive Abschreibung in Betracht, dann führe der Kapitalkostenfaktor des WIK zu einer systematischen Überschätzung der Kapitalkosten, die z.B. bei der kürzlichen Entscheidung zu den monatlichen Entgelten für den Zugang zur Teilnehmeranschlußleitung von 20,65 DM zu einer Überschätzung von 8,8 % geführt haben könne. Nach Ansicht von o.tel.o stelle sich also die Frage, ob es in Zeiten leistungsfähiger Tabellenkalkulationsprogramme notwendig sei, die Grobheit einer griffigen Formel hinzunehmen.

Ermittlung des Kapitalkostensatzes 

In einigen Kommentaren werden teilweise sehr konkrete Vorschläge zur Ermittlung des Kapitalkostensatzes und des darin einfließenden unternehmensspezifischen Risikos gemacht:

Die DT AG stellt fest, daß der vom WIK vorgeschlagene Mechanismus zur Berechnung des Kapitalkostensatzes im Einklang mit der derzeit von der DT AG verwendeten Kalkulation sei und unterstützt werde. Darüber hinaus ermutige die DT AG das WIK, bei der Berechnung der Eigenkapitalkosten einen CAPM-Ansatz zu verwenden. Dieser Ansatz werde sowohl von der DT AG, als auch von vielen anderen Betreibern verwendet, wobei die Beschaffung der erforderlichen Daten entgegen der vom WIK vertretenen Ansicht keinen übermäßigen Aufwand darstelle. Im einzelnen sollten bei den Inputparametern für den Kapitalkostensatz folgende Punkte beachtet werden:

Die richtige Anwendung der Weighted Average Cost of Capital-Kalkulation erfordere, daß Eigen- und Fremdkapitalanteile auf den jeweiligen Marktwerten (im Gegensatz zu den Buchwerten) beruhen. Da die Zinssätze unternehmensspezifisch seien, sei es methodisch konsistent und konsequent, wenn auch die für den Betrachtungszeitraum prognostizierte Kapitalstruktur des investierenden Unternehmens in das Modell einfließe, wobei die durchschnittliche Struktur für die nächsten 5 Jahre eine geeignete Lösung sein könnte.

Die für die Kalkulation der Eigenkapitalkosten erforderlichen CAPM-Parameter könn�ten durch öffentliche Quellen bestätigt werden. Der Zins des risikofreien Kapitalanteils sollte auf dem Zinssatz für langfristige Staatsanleihen beruhen; der Betafaktor für die DT AG sowie der Aufschlag für das Marktrisiko seien über mehrere spezielle Beratungsunternehmen (z.B. BARRA Associates) erhältlich.

Der angewandte Steuersatz sollte dem effektiven � im Gegensatz zum gesetzlichen � internen Steuersatz entsprechen und die maßgeblichen steuerlichen Regelungen angemessen berücksichtigen.

Zur Bestimmung des Fremdkapitalzinssatzes sollten entsprechend den Investitionszeiträumen bei Netzinfrastruktur langfristige Titel betrachtet werden. Um dem forward looking-Ansatz vollends gerecht zu werden, müßte eigentlich der tatsächlich zu zahlende Zinssatz für den Kalkulationszeitraum prognostiziert werden. Er sei eine Funktion des gesamten Risikos eines Unternehmens und des Ausmaßes seiner Kreditaufnahme. Der eigentliche Fremdkapitalzins entspreche nicht dem einer risikolosen Kapitalanlage, wie im WIK-Modell angenommen werde.

Nach Ansicht des VATM (entsprechend o.tel.o) lasse sich die Eigenkapitalrendite der DT AG mit herkömmlichen Verfahren wie dem CAPM, DGM oder Benchmarking abschätzen. Bei der Fremdkapitalverzinsung könne sich, wie vom WIK vorgeschlagen, an Bundesanleihen orientiert werden. Bei der Betrachtung eines bestimmten Investitionsprojekts sei die Mischfinanzierung aus Fremd- und Eigenkapital dem spezifischen unternehmerischen Risiko des Projekts anzupassen. Da das Fremdkapital in jedem Fall mit einem bestimmten Zinssatz bedient werden müsse, sei der Fremdkapitalanteil durch das Projektrisiko nach oben begrenzt. Da ein Unternehmen wie die DT AG wesentlich risikoreichere Geschäftsfelder als die besonderen Netzzugänge habe, müsse der Fremdkapitalanteil bei der Investitionsrechnung für besondere Netzzugänge deutlich höher als der durchschnittliche Fremdkapitalanteil der DT AG sein. Entsprechend ergebe sich für besondere Netzzugänge ein geringerer gewichteter Kalkulationszinssatz als für risikoreichere Geschäftsfelder.

Auch o.tel.o argumentiert, daß die besonderen Netzzugänge ein unterdurchschnittliches Geschäftsrisiko ausweisen würden, womit für deren Finanzierung eine geringere Eigenkapitalquote anzusetzen sei und der beispielhaft ermittelte Kalkulationszinssatz für diese Dienste nur eine Obergrenze darstellen könne. In der Beispielrechnung ermittelt o.tel.o auf der Basis des Dividend Growth Models (DGM) eine Eigenkapitalrendite nach Steuern von 10 %. Unter Berücksichtigung eines effektiven Ertragsteuersatzes von 42 %, eines Fremdkapitalzinses von 4,65 % (Rendite im Emissionsgeschäft bei einer Restlaufzeit von 5 Jahren) und eines Eigenkapitalanteils von 31,8 % (Buchwert laut DT AG-Geschäftsbericht 1996) ergebe sich ein durchschnittlicher Kalkulationszinssatz von 8,64 %.

Für VIAG ist bei der Berechnung der Eigenkapitalrendite die Schätzung des spezifischen Unternehmensrisikos ein neuralgischen Punkt. Dies könne in der Regel mit Hilfe des CAPM durchgeführt werden. Aus dem Zinssatz einer risikofreien Anlage (fünf�jährige Bundesanleihen) von 4,8 % und einem geschätzten Beta von 0,75 für die DT AG (Bloomberg Financial Information) ermittelt VIAG einen Kapitalkostenfaktor (Anm. d. Verf.: hier ist wohl eher der Kapitalkostensatz gemeint) von unter 10 % vor Steuern.

Ohne nähere Begründung legt TeleLev bei seiner Berechnung der monatlichen Kosten des entbündelten Zugangs zur Anschlußleitung eine angemessene Kapitalverzinsung von 8 % zugrunde.

A.2.7	Thema 7: Anlagenbezogene Betriebskosten

Zu den Kapitalkosten des Anlagebestandes sind Kosten zu addieren, die durch den laufenden Betrieb des Netzes entstehen. 

Wie sollten aus Ihrer Sicht zukunftsgerichtete Betriebskosten der verschiedenen Anlagekategorien ermittelt werden? 

Sind Betriebskostenfaktoren anwendbar, die der Relation von zu Anschaffungspreisen bewertetem Anlagevermögen und laufenden Ausgaben entsprechen? 

Wie sollten diese Werte in die Zukunft fortgeschrieben und um mögliche Ineffizienzen bereinigt werden? 

Zum Thema Betriebskosten nehmen nur vier der Kommentierenden Stellung. Im allgemeinen wird dabei die Auffassung des WIK geteilt, daß zur Erfassung der Betriebskosten in Ermangelung detaillierter Daten aus einer Prozeßkostenrechnung hilfsweise statistische Daten aus verschiedenen Telekommunikationsunternehmen zugrunde gelegt werden können. Im einzelnen äußern sich die Kommentierenden wie folgt.

Die DT AG merkt zunächst an, daß nach dem WIK-Ansatz bei den anlagenbezogenen Kosten die aktivierten Eigenleistungen, z.B. Projektmanagement bei Investitionsvorhaben oder Anlageninbetriebnahme, vernachlässigt würden. Davon abgesehen könnten Kosten immer dann als Prozentsatz der Investitionen in die Kalkulation einfließen, wenn eine Kausalität zwischen Investitionen und diesen Kosten gegeben sei. Zum Teil sei die unterstellte Proportionalität von Anlageinvestitionen und Betriebskosten jedoch nur näherungsweise gegeben. Technologische Innovationen zur Effizienzsteigerung würden oft mit einer höheren Anfangsinvestition und niedrigeren Betriebskosten einhergehen. Es könnten auch anstelle der Investitionen andere Kostentreiber wie z.B. die Anzahl der Standorte wichtiger sein. Außerdem könne ein Teil der Betriebskosten fix sein (z.B. Personalverwaltung), so daß keine Proportionalität mehr gegeben sei.

Nach Ansicht der DT AG sei bei der Ableitung von Betriebskostenfaktoren aus internationalen 'Benchmarks', d.h. Vergleichswerten von Netzbetreibern in anderen Ländern, erhebliche Vorsicht gegeben. Diese Werte sollten nur dann auf die deutschen Verhältnisse angewandt werden, wenn nachgewiesen werde, daß die Gegebenheiten im Ausland in allen wesentlichen Aspekten mit den deutschen übereinstimmen. Weiche einer der relevanten Faktoren in dem als Vergleich herangezogenen Unternehmen ab, könne dies wenn überhaupt nur durch eine umfangreiche Sensitivitätsanalyse auf Basis detaillierter Betriebs- und sonstiger Kostendaten des Vergleichsunternehmens auf die deutschen Verhältnisse angepaßt werden.

Bezüglich der Auswirkungen auf die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung stellt die DT AG zusammenfassend fest, daß auf der Basis adäquater Kosteninformationen die Betriebskosten durch den Faktoransatz annähernd verursachungsgerecht Produkten zugewiesen würden. Wenn allerdings unzulässige Vergleichswerte zur Bestimmung der Betriebskosten benützt würden, oder die Investitionen kein tatsächlicher Kostentreiber seien, könnten die so ermittelten Betriebskosten keine Aussagekraft haben. Das WIK-Modell lasse schließlich Aspekte einer dynamischen Effizienz unberücksichtigt, indem es Betreiber benachteilige, die neue Investitionen tätigen würden, welche zum Teil oder in ihrer Gesamtheit durch eine Senkung der Betriebs- oder Wartungsausgaben gedeckt würden. 

An anderer Stelle bezeichnet die DT AG die Aussage im Referenzdokument als falsch, daß Aufschlagsfaktoren, die auf der Basis amerikanischer Statistiken ermittelt und in bezug zur Investitionssumme gesetzt würden, vertretbare Annäherungen liefern könnten. Das Fehlen einer Prozeßkostenrechnung und die Verwendung von falschen oder ungenauen Kosten-Volumen-Beziehungen würden die Aussagekraft des WIK-Modells erheblich reduzieren. Die dem Faktoransatz inhärenten Probleme könnten nur durch eine auch vom WIK geforderte Prozeßkostenrechnung gelöst werden, die derzeit in der DT AG vorbereitet werde. Ein solcher Ansatz ersetze die oft unscharfe Beziehung zwischen Investitionen und Betriebskosten durch eine klare Kostentreiberlogik. 

NORTEL hält die Anwendung von Betriebskostenfaktoren, die auf Vergangenheitswerten beruhen würden, zum Zweck der zukunftsgerichteten Kostenermittlung für problematisch, da die Entwicklung der Kapital- und Betriebskosten von verschiedenen Einflußgrößen bestimmt werde und daher unabhängig sei. Entgegen der im WIK-Modell getroffenen Annahme, daß ein sich ausgleichender gegenläufiger Effekt zwischen der Verringerung der Betriebskosten in einigen Bereichen und der Erhöhung in anderen Bereichen ergebe, ist NORTEL der Ansicht, daß die Verringerung der Betriebskosten in Zukunft überwiegen werde. Sie sehen z.B. in den Bereichen der Kabelverlegung und Grabungsarbeiten, die klassischerweise als personalintensiv gelten, ebenso Einsparungspotentiale wie in Überwachungs-, Administrations- und Wartungsarbeiten.

o.tel.o setzt sich am ausführlichsten mit dem Thema Betriebskosten auseinander. Im folgenden sind die wesentlichen Argumente zusammengefaßt.

o.tel.o stellt zunächst fest, daß es im Rahmen eines Bottom-up-Modells besonders schwer sei, Betriebskosten zu erfassen. Dafür gebe es insbesondere drei Gründe: Erstens seien für die Höhe dieser Kosten großteils keine physisch-technologischen Gesetzmäßigkeiten bekannt, die sich für eine Modellierung eignen würden. Zweitens seien die zu beobachtenden Betriebskosten nicht langfristig und zukunftsgerichtet, da ihre Höhe von dem Jahrgang der verwendeten Kapitalgüter abhänge und es für die neuesten Kapitalgüter an Betriebserfahrung fehle. Drittens würden verfügbare Daten über die statistischen Kostenzusammenhänge fehlen. 

Die ersten beiden Probleme würden sich bewältigen lassen, soweit Wartungs- und Reparaturverträge von Herstellern als Substitute für echte Betriebskosten zur Verfügung stünden. Für Deutschland direkt relevante Kostendaten in diesen Bereichen bestünden fast nur aus den Buchhaltungszahlen eines einzigen Unternehmens, wobei diese Daten möglicherweise Ineffizienzen enthalten und teilweise auf älteren Technologien beruhen würden. Wären Daten von vielen vergleichbaren Unternehmen verfügbar, so könnte man die Betriebskosten der neuen Technologien im Prinzip durch multiple Regression ermitteln und im Rahmen eines Benchmarkings im Vergleich zwischen Carriern effiziente Betriebskosten abschätzen. Unter Beschränkung auf DT AG Daten sollte es zumindest möglich sein, die Betriebskosten neuer Technologien durch eine gepoolte Zeitreihen- und (regionale) Querschnittsanalyse abzuschätzen. Die benötigte Disaggregation der Unternehmensdaten liege aber für die Vergangenheit vermutlich nicht vor. Da die Berechnung der Betriebs- und Gemeinkosten in erheblichem Maße von der aktiven Mitarbeit der DT AG abhänge, regt o.tel.o die Bildung einer Arbeitsgruppe beim Regulierer an, die aus Regulierungsvertretern, dem WIK sowie Vertretern der DT AG und der übrigen Carrier bestehen könnte.

o.tel.o verweist auf Erfahrungen in den USA und Großbritannien, wo die verwendeten Kostenmodelle auf den sogenannten ARMIS-Daten der regulierten Carrier bzw. auf Daten aus der BT-Buchhaltung basieren. Weiter schlägt o.tel.o vor, daß der DT AG im Rahmen der Rechnungslegungsvorschriften nach TKG und EU-Regulierung auch entsprechende Auflagen gemacht werden sollten, die Betriebs- und Anschaffungskosten bis zu einem gewissen Grad nach Anlagegüterkategorien aufzuschlüsseln.

Des weiteren geht o.tel.o auf das Problem der Behandlung von Bereitstellungskosten ein, die mit den Betriebskosten verwandt seien. Die vom WIK vorgeschlagene gesonderte Modellierung der Bereitstellungskosten sei nur dann möglich, falls die Betriebs- und Gemeinkostendaten, die für die Ermittlung eines Aufschlages herangezogen würden, die Aufwendungen für Bereitstellungen getrennt ausweisen könnten. Ansonsten müsse entgegen dem Vorhaben des WIK davon ausgegangen werden, daß bei der Berechnung der laufenden Kosten Bereitstellungskosten mit eingerechnet seien.

o.tel.o führt an, daß Investitions- und Betriebskosten bei der Herstellung eines Dienstes füreinander Substitute sein könnten, soweit unterschiedliche Technologien und Kapitalgüterqualitäten zur Verfügung stünden. Dann würden die Betriebskosten in das Optimierungsproblem bei der Auswahl der Technologie eingehen. Dagegen sei beim Abschluß von Wartungsverträgen mit Herstellern ein Ansatz der Wartungskosten als Prozentsatz der Investitionsausgaben üblich. Für Leitungstrassen, Vermittlungs- und Übertragungstechnik lägen o.tel.o Erfahrungswerte vor. Andere Betriebskosten seien eher prozeß- als investitionsabhängig, so daß ein Aufschlag auf die Anschaffungskosten nur hilfsweise in Betracht käme. Hier verweist o.tel.o auf das Vorgehen im amerikanischen Hatfield Modell, auf das Programm ECONS der Ameritech, auf das CPM Modell und auf zwei Untersuchungen von NERA, in denen für die Betriebskosten andere Kostentreiber als die Investitionssumme zugrunde gelegt würden.

Zur Fortschreibung der Betriebskostenfaktoren stellt o.tel.o fest, daß die Anlagegüter im Laufe des technischen Fortschritts bedienungsfreundlicher, kompakter und energiesparender würden und der Wartungsaufwand durch Remote Management abnehme. Möglicherweise ließe sich aus Herstellerangaben ein Trend dieser Entwicklung ermitteln. Die Betriebskostentrends der DT AG aus einer Regressionsanalyse könnten ebenfalls in die Zukunft extrapoliert werden.

Nach dem VATM und VIAG wäre eine Bottom-up-Modellierung von Betriebskosten konzeptionell zu begrüßen. Aufgrund der Komplexität einer solchen Vorgehensweise und den wenigen vorliegenden Erfahrungen könne dies jedoch keinesfalls kurzfristig erfolgen. Daher sollte man zum jetzigen Zeitpunkt die Betriebskosten auf der Basis historischer Daten ermitteln, und an die spezifischen Gegebenheiten des WIK Bottom-up-Netzes anpassen.

Die Nutzung der historischen Daten der FCC-Statistiken produziere einige systematische Fehler. Aus diesem Grund sei eine Anpassung der Daten an die spezifische Ausgestaltung des WIK-Modells unbedingt notwendig. Darüber hinaus könnten Verzerrungen in den produzierten Zahlen reduziert werden, indem man Betriebskostenaufschläge auf der Basis geschätzter funktionaler Zusammenhänge zwischen den Kapitalgüterwerten und den spezifischen Betriebskosten hierfür ermittele. Diese Informationen seien notwendig, da nach britischen Erfahrungen häufig ein nichtlinearer Zusammenhang bestehe. Der weitere Forschungsaufwand zur Erfassung dieser Relationen sei notwendig, um den Ergebnissen einer Bottom-up-Modellierung möglichst nahe zu kommen. Die vorgeschlagene Vorgehensweise stelle daher einen Kompromiß dar zwischen einer korrekten, aber möglicherweise mit zu hohem Aufwand verbundenen Bottom-up-Modellierung einerseits und den Unzulänglichkeiten eines auf historischen Daten basierenden Ansatzes andererseits. Der VATM und VIAG verweisen in diesem Zusammenhang auf Erfahrungen mit der Ermittlung von möglichst bottom-up nahen Kostenfaktoren in Großbritannien und den Niederlanden, wobei sich die britischen Zahlen für den Ansatz des WIK-Modells in der vorliegenden Art allerdings nicht verwenden lassen würden, da die sogen. "operating costs" nicht auf methodisch korrekte Weise herausgerechnet werden könnten. 

Abschließend schlagen der VATM und VIAG vor, die Betriebskosten eines effizienten Netzbetreibers auf Basis der FCC-Statistiken zu schätzen, wobei man aufgrund der Komplexität des Problems auf bereits bestehendes Know-how von externen Beratungen zurückgreifen sollte.

A.2.8	Thema 8: Kosten von Kanalbelegungen und Verbindungswünschen

Die langfristigen zusätzlichen Kosten der Netzelemente des vermittelten Netzes sind jährliche Kosten der Bereitstellung von Lastspitzenkapazität, also von Kanalbelegung (busy hour Erlang) und Verbindungswünschen (busy hour call attempts) in der Hauptverkehrsstunde. Die Umrechnung dieser Kosten auf die Kosten pro Minute oder pro Verbindungsaufbau erfolgt auf Basis der Konvention, daß die Kosten eines Netzelementes gleichmäßig auf die gesamte jährliche Leistungsnachfrage verteilt werden. Hierzu wird die Nachfrage in einer durchschnittlichen Hauptverkehrsstunde zur gesamten Tagesnachfrage und anschließend zur Jahresnachfrage in Relation gesetzt.

Welche Erwartungswerte für die genannten Relationen stehen Ihnen zur Verfügung? 

An dieser Stelle heben VATM / o.tel.o noch einmal hervor, daß entgegen der Darstellung des WIK die Anbindung der HVt-Standorte an die Vermittlungsstelle nicht zum "vermittelnden Netz“, sondern zum Anschlußnetz gehören. Bei der Ermittlung der Kosten für Gesprächsübermittlung müßten also lediglich die Kosten der miteinander vernetzten Vermittlungsstellen durch die Jahresgesamtverkehrsnachfrage geteilt werden.

Als Verkehrsvolumen ist nach Auffassung von VATM / o.tel.o eine prognostizierte Verkehrsnachfrage anzusetzen. Dabei sei zu berücksichtigen, daß sich insbesondere die Gesprächsnachfrage von Privatkunden gegenüber dem Niveau von 1997 durch die wettbewerblichen Preissenkungen erhöhe. Außerdem sei zu beachten, daß Wettbewerber einen zunehmenden Anteil des Verkehrs übernehmen würden. Dabei würden sie meist die untere Vermittlungshierarchie der DT AG nutzen, während sie die Weitverkehrsvermittlungsebene der DT AG umgehen. Daher müßten sämtliche nachfragenden Netzbetreiber / Diensteanbieter sowohl ihre Busy-Hour-Verkehrsanteile als auch ihre voraussichtliche Gesamtminutennutzung des DT AG Netzes gegenüber der Regulierungsbehörde offenlegen.

Die DT AG gibt an, daß verkehrsabhängige Netzelemente im Netz der Telekom entsprechend ihrer individuellen Jahresspitzenlast dimensioniert würden, da nur so die technischen Randbedingungen wirtschaftlich optimal erfüllt werden könnten. Dazu würden von der Deutschen Telekom im gesamten Netz an den individuellen Netzelementen jährlich mehrere Messungen durchgeführt, die auch Besonderheiten wie z.B. die Hannovermesse berücksichtigen würden. Eine Abkehr von der netzelementspezifischen Istbetrachtung hin zu einer Durchschnittsbetrachtung auf Ortsnetz- oder Bundesebene führe zu Fehldimensionierungen, wie an anderer Stelle von der DT AG ausgeführt werde.

Die sich aus dieser Dimensionierung für jedes individuelle Netzelement ergebenden Kosten sollten - so die DT AG - auf einen Dienst entsprechend seiner anteiligen Nutzung dieses Elementes bei Spitzenlast verteilt werden. Durch Summierung der Kostenbeiträge aller Netzelemente ergäben sich die Gesamtkosten des betrachteten Dienstes. Wie in der Fragestellung angesprochen, sei es allgemein üblich, diese Gesamtkosten auf die gesamte jährliche Kanalbelegung bzw. die Gesamtzahl der Verbindungswünsche eines Dienstes umzulegen. Die dazu benötigten Daten zur Kanalbelegung könnten den Planungen der Geschäftsfelder entnommen werden.

Aufgrund der Lastmessung an einzelnen Netzelementen, seien - so die DT AG - auf Ortsnetzebene aggregierte Daten nicht ohne weiteres verfügbar. Es müsse auch nochmals vor der Verwendung von Durchschnittswerten für das Verhältnis von Spitzenlast und Gesamtnutzung gewarnt werden, da dies zu erheblichen Verfälschungen führe. 

Um hier dennoch geeignete Daten von seiten der DT AG Daten bereitstellen zu können, sollte in Gesprächen näher definiert werden, welche Meß- oder Prognosewerte hilfreich für die Verwendung im WIK-Modell sein könnten. Hier sei jedoch zu beachten, daß es sich dabei um Betriebsinterna der Deutschen Telekom handele.

Nach Ansicht von Prof. Knieps fehlt das bei auslastungsabhängigen Einrichtungen (z.B. Vermittlungseinrichtungen) anzuwendende Prinzip der Spitzenlasttarifierung in der WIK-Studie. Bei benutzungs-/auslastungsabhängigen Kosten gelte es, die tatsächlichen Opportunitätskosten der Inanspruchnahme dieser Kapazitäten zu ermitteln. Dabei würden Opportunitätskosten diejenigen Kosten bezeichnen, die dadurch entstehen würden, daß eine für eine bestimmte Verwendung in Anspruch genommene Kapazitätseinheit für alternative Verwendungszwecke nicht mehr zur Verfügung stehe. Da die Opportunitätskosten tageszeitabhängig und saisonal schwanken würden, gelte es, pragmatische Auslastungsstufen zu entwickeln, die die tatsächliche Auslastung hinreichend approximieren und gleichzeitig praktisch umsetzbar Investitions- und Preisentscheidungen zulassen würden. Prognosen über zukünftige Entwicklungen - etwa der Verbindungsnachfrage - würden folglich eine unternehmerische und keine regulatorische Aufgabe darstellen, da die Konsequenzen von Fehlprognosen von den betroffenen Unternehmen selbst getragen werden müßten.

In diesem Zusammenhang ist auch die Äußerung des DIHT von Interesse, der betont, daß als Ergebnis des Modells Kosten von Netzelementen pro Verbindungsminute bestimmt würden. Es stelle sich die Frage, ob sowohl die Bezugsgröße (Minute) als auch das Prinzip der Durchschnittskosten Sinn mache. Ein solcher Wert impliziere nämlich, daß die Kosten abhängig von der Gesprächsdauer seien. Ein Großteil der Infrastruktur sei jedoch fix, d.h. verkehrsunabhängig. Ein Modell, das den variablen Teil der Kosten zu hoch gewichte, werde dieser Realität nicht gerecht. Wenn das Ortsnetz - bis zu einem gewissen Punkt - eine große "Fixkostenmaschine“ sei, dann müßten die Tarife mit steigender Auslastung sinken. Je nachdem, welche Auslastung bei der Entgeltregulierung unterstellt werde, gestehe man dem Antragsteller mehr oder weniger Gewinn zu.

NORTEL betont, daß nach ihrer Erfahrung die Verkehrsprofile der verschiedenen Dienste in hohem Maße von der Diensttarifierung und dem Diensteangebot beeinflußt würden. Hier ließen sich nur schwer Vorhersagen über die zukünftige Entwicklung machen. In der gegebenen Wettbewerbssituation in Deutschland seien in diesem Bereich starke Veränderungen zu erwarten, da auch mit einer Veränderung der Verkehrsprofile zu rechnen sei. Eine regelmäßige Anpassung der diesbezüglichen Inputdaten für das Kostenmodell erscheine NORTEL daher unumgänglich.

VIAG hebt hervor, daß Erfahrungswerte für den Verkehr letztendlich nur von dem etablierten Netzbetreiber kommen könnten. Da dies allerdings aus strategischen Gründen verfärbt werden könnte, müsse man Vergleichsdaten aus anderen Ländern heranziehen. 

�A.2.9	Thema 9: Merkmale einer repräsentativen Stichprobe

Die Ermittlung der langfristigen zusätzlichen Kosten von Netzelementen soll in Form einer Stichprobenberechnung durchgeführt werden. Dabei ist auf Repräsentativität hinsichtlich der für die Kostenermittlung relevanten Merkmale von Ortsnetzen zu achten. Als derartige Merkmale werden die Anschlußdichte wie die Teilnehmerzahl von Ortsnetzen angesehen.

Ist es nach ihrer Auffassung notwendig, weitere Merkmale von Ortsnetzen bei der Auswahl einer Stichprobe zu berücksichtigen, um Repräsentativität zu gewährleisten?

Nach Auffassung des VATM / o.tel.o entferne sich die Kostenermittlung über eine Stichprobenbildung aufgrund der Unsicherheit über die Auswahl der Probe zu sehr von den Realitäten. Die Stärke des Modellansatzes des WIK liege ja darin, daß die Kosten eines konkreten Ortsnetzes abgebildet werden könnten. Erst wenn man auf diese Weise die Kosten aller Ortsnetze bestimmt habe, habe man die notwendigen Informationen gesammelt, um eine Gruppierung der Anschlußbereiche in Kategorien wie ländlich, urban und suburban vorzunehmen und Durchschnittspreise zu bilden. Daher lehnt der VATM / o.tel.o die ad-hoc Klassifizierung von Verzweigerbereichen ab.

Dies führen der VATM / o.tel.o konkreter aus: Bisher seien im Kostenmodell aufgrund der 3 Verzweigerbereichsgrößen und der Annahme der homogenen Verteilung der Anschlüsse lediglich 3 verschiedene Verzweigerkabellängen und 4 verschiedene Verzweigertrassenlängen möglich. Außerdem sei noch nicht modelliert, wieviele Hauseinführungen es bei einer gegebenen Anschlußdichte gebe. 

Die Modellierung des WIK könne gemäß den Ausführungen von VATM / o.tel.o zu Thema 4 an der Abgrenzung der derzeitigen Anschlußbereiche der DT AG festmachen. Dabei müsse die Heterogenität der Anschlußbereiche berücksichtigt werden. Eine gute Richtgröße für die gesamte benötigte Grabenlänge im Ortsnetz stelle die Anzahl der Hausnummern pro Straßen-km dar. Die Größe Einwohner pro Hausnummer gebe Auskunft über die Anzahl der Anschlüsse pro Endverzweiger. Für die Dimensionierung der Verbindungslinie sei schließlich der Anteil von Geschäftskundenanschlüssen relevant. Alle aufgezählten Größen hätten - so VATM / o.tel.o - einen signifikanten Einfluß auf die Kosten eines Ortsnetzes.

Grundsätzlich sieht die DT AG die Repräsentativität des Modells nicht gewährleistet. Eine grundlegende Schwäche in der Philosophie von Kostenmodellen sei, daß sie jeweils nur einzelne Ortsnetze untersuchen und versuchen würden, mittels Stichprobenziehung aus allen Ortsnetzen, durchschnittliche Ergebnisse zu ermitteln. Tatsächlich aber gleiche kein Ortsnetz dem anderen. Zudem werde die Kostenstruktur von Ortsnetzen durch zahlreiche Faktoren beeinflußt, die alle berücksichtigt werden müßten, um die Repräsentativität der untersuchten Ortsnetze sicherzustellen. Grundsätzlich sei daher ein detaillierter Vergleich der nachfragestrukturellen, städtebaulichen und technologischen Merkmale der geplanten Stichprobe mit Bundeswerten erforderlich. Die Repräsentativität - so die DT AG - sei gewährleistet, wenn zumindest die wichtigsten Einflußfaktoren aus den drei Bereichen in der Stichprobe ähnlich verteilt seien wie auf Bundesebene. Die DT AG vertritt die Auffassung, daß ein Repräsentativitätskriterium, welches nur an der Anschlußdichte oder Teilnehmerzahl anknüpfe, zu kurz greife und zu verfälschten Ergebnissen führe. Außer den im WIK-Modell angesprochenen Merkmalen Anschlußdichte und Teilnehmerzahl müßten daher - so die DT AG - weitere einbezogen werden. Beispiele seien:

Nachfrage je Anschlußart und Verbindungsnachfrage differenziert nach Dienstegruppen, hilfsweise könne für die Prüfung der Repräsentativität auf soziodemographische Daten etwa zur Einkommensstruktur, Gewerbeanteil und Branchenmix zurückgegriffen werden,

Bebauungsdichte und -art,

Mix eingesetzter Technologien in Zugangsnetz (z.B. Kupfer und Glas) und Verbindungsnetz.

Wie in der Stellungnahme erörtert, könne das WIK-Modell eine repräsentative Abbildung heutiger effizienter Netze höchstens in Ansätzen leisten, da es im Zugangsnetz auf schmalbandige Kupfertechnologien beschränkt sei und im Verbindungsnetz wichtige Leistungsmerkmale und Netzelemente vernachlässige.

Prof. Knieps weist auf die Vernachlässigung der Heterogenität unterschiedlicher Ortsnetze hin. Nach seiner Auffassung stelle die Definition eines als Referenz heranzuziehenden Netzes (Referenznetz) das Kernstück des WIK-Modells dar. Demgemäß würden die grundsätzlichen Annahmen hinsichtlich Standortwahl, Technologie, Netztopologie sowie Reservekapazitäten ganz entscheidend die Ergebnisse der Kostenermittlung beeinflussen. Da der Aufbau von Ortsnetzen abhängig von Nachfragestruktur, der Topographie etc. erheblich variiere, könne ein einheitliches Referenznetz Kostenunterschiede aufgrund von Netzheterogenitäten nicht widerspiegeln. Es stelle sich somit die Frage, inwieweit unterschiedliche Referenznetz-Typen die grundlegenden Netzheterogenitäten abzubilden in der Lage seien.

NORTEL hält die im Kostenmodell verwendete Charakterisierung eines repräsentativen Ortnetzes für unzureichend. So seien z.B. folgende Kosteneinflußgrößen nicht berücksichtigt: Kabel- und Trassenlängen, Verhältnis von Geschäfts- zu Privatkunden und Einsatz von "pair gain"-Systemen im Verzweigernetz. Insgesamt sei somit die Einteilung in die im Modell beschriebenen Anschlußbereichskategorien unbefriedigend.

o.tel.o äußert die grundsätzliche Frage, ob man zum heutigen Stand der Technik überhaupt noch solch eindeutig abgrenzbare Ortsnetze aufbauen würde, oder würde man die Netzknoten der verschiedenen Ortschaften soweit stricken, daß der Begriff des Ortsnetzes seine Bedeutung verliere und man statt dessen von einem nationalen Verbindungsnetz sprechen müsse. 

Nach VIAG werde die Repräsentativität von Ortsnetzen an verschiedenen Kriterien festgemacht, die je nach Kostenkategorie unterschiedlich seien. Im Bereich des Teilnehmeranschlußnetzes seien neben der Bevölkerungsdichte und der absoluten Anzahl der Teilnehmer auch die Beschaffenheit der Oberfläche zu berücksichtigen. Im Bereich des lokalen Verbindungsnetzes hingegen sei die im Gebiet vorherrschende Kundenstruktur mit entsprechendem Verkehrsaufkommen zu beachten. Ein ausgesprochener Geschäftskundenmarkt werde aufgrund des anfallenden Verkehrsvolumens und den Anforderungen an die Netzausfallsicherheit besonders aufgebaut sein, z.B. als optisches Ringnetz. Ferner verweist VIAG auf die Stellungnahme des VATM. 

A.2.10	Thema 10: Weitere Bezugsgrößen

Die in Kapitel 3 des Referenzdokumentes beschriebene Modellierung deckt die wesentlichen Bezugsgrößen für die Kosten von Telekommunikationsortsnetzen ab.

Sollten weitere Bezugsgrößen für Kostenfaktoren in den Bezugsrahmen eingeführt werden und wenn ja, welche?

Sollte die Annahme eines auf allen Ebenen vollvermaschten Verbindungsnetzes, die in großen Ortsnetzen zu einer Überschätzung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung führen kann, modifiziert werden.

An dieser Stelle werden diejenigen Kommentare zusammengefaßt, die sich detailliert mit der Modellmechanik und dem dargestellten Gleichungssystem auseinandersetzen. Die Kommentare, die sich auf die Vollvermaschungsproblematik beziehen, werden nur nachrichtlich erwähnt, da die Verbindungsnetzmodellierung in jedem Fall unter Einbeziehung von Verkehrslenkungsverfahren weiterentwickelt wird und damit zugleich die Vollvermaschungsannahme aufgegeben wird. Der Tenor aller Kommentare geht in diese Richtung.

ATekom schlägt vor, die Bezugsgröße Investment/Wohneinheit einzuführen, die von Unternehmen genutzt würde und die auf der Basis von Kostenvoranschlägen Dritter ermittelt werden könne. Dies würde die aufwendige Verarbeitung von Einzelpreisen unnötig machen. 

Die DPG kritisiert, daß bei der Trassenführung für Haupt- und Verbindungskabel städtebauliche und geographische Umstände nicht berücksichtigt würden. Darüber hinaus werde vernachlässigt, daß Verzweigerkabel bei beidseitiger Bebauung stets an beiden Straßenseiten verlegt würden, wodurch die Anschlußkosten unterschätzt würden. Im Verbindungsnetz führe die mangelnde Differenzierung der Verkehrsnachfrage zu falschen Ergebnissen hinsichtlich der Belastung der Netzelemente.

Die DT AG konstatiert, daß eine Reihe von Netzelementen und Prozessen nicht oder nicht angemessen modelliert würden. Hierzu zählten administrative und Marketingprozesse. Betriebsprozesse würden lediglich durch Aufschlagfaktoren erfaßt. Bei der Modellierung der Netzinfrastruktur sind die Hauptkritikpunkte die nach Ansicht der DT AG unpräzise Nachfrageherleitung und die Modellierung der Kabeltrassen- und Kabellängen, die die in der Realität zu erreichenden Werte systematisch unterschätze. Selbst kleine Fehler im Modellaufbau, insbesondere bei der Nachfrageermittlung, würden zu großen Abweichungen bei der Kostenermittlung führen. Des weiteren wird das Fehlen einer Prozeßkostenrechnung moniert, die als einzige Methode geeignet sei, die Kostentreiber von Betriebsprozessen oder anderen Prozessen korrekt zu erfassen. (Vgl. hierzu auch Abschnitt A.2.7 Thema 7).

Zum Modellierung des Verzweigerkabelnetzes wird ausgeführt, daß insbesondere die beidseitige Verlegung der Kabel zu wesentlich höheren Trassenlängen führe als im Modell ausgewiesen. Für das Ortsnetz Köln habe die DT AG reale Trassenlängen von über 200% in weiten Teilen des Netzes verglichen mit den Modellwerten festgestellt. (Anm.: Diese Berechnungen beruhen vermutlich auf einer Abbildung aus der Universaldienststudie des WIK für die Europäische Kommission). Über die Methodik dieser Untersuchung werden keine weiteren Angaben gemacht. Zur Verbesserung schlägt die DT AG vor, Stadtpläne auf Straßenlängen hin auszuwerten und die Trassenlänge in den Verzweigerbereichen um einen Faktor zu erhöhen, der die Effekte beidseitiger Kabelverlegung berücksichtigt.

Auch für den Hauptkabelbereich konstatiert die DT AG aufgrund der Vernachlässigung städtebaulicher Faktoren und Straßenführungen eine Unterschätzung der Trassenlängen. Auch hier wird der Rückgriff auf Straßenkarten empfohlen, auf denen in jedem Einzelfall die entsprechenden Längen abgemessen werden sollten. Das Modell unterstelle in den Hauptkabelästen keine gemeinsame Trassennutzung durch benachbarte Verzweigerbereiche. Dies vernachlässige nach Ansicht der DT AG realisierbare Syner�gien. Vorgeschlagen wird, gemeinsame Trassenführung zuzulassen.

Problematisiert wird darüber hinaus die Rasterung des Ortsnetzgebietes. Je nach Lage des Koordinatenursprungs könne etwa ein Planquadrat ein bewohntes Gebiet gerade abdecken oder das gleiche Gebiet werde auf vier, jeweils nur in Teilen besiedelte Planquadrate aufgeteilt. Für dicht bebaute Gebiete wird konstatiert, daß aufgrund der hohen Anschlußzahlen Planquadrate existieren würden, in denen auch nach Viertelung noch über 600 Anschlüsse pro VZB vorkämen. Vorgeschlagen wird, weitere Teilungen zuzulassen. Darüber hinaus gibt die DT AG an, daß pro KVZ durchschnittlich 200 Kupferdoppeladern und damit Anschlüsse hauptkabelseitig abgeschlossen würden. Gefordert wird, den maximalen Anschlußwert herabzusetzen, wobei keine Angaben zur Höhe gemacht werden. Schließlich wird darauf hingewiesen, daß durchschnittlich 5-10% der Kunden nicht über KVZ sondern direkt am HVt angeschlossen seien.

Hinsichtlich der Modellierung des Verbindungsnetzes moniert die DT AG: 

Fehler bei der Ableitung der Verkehrsnachfrage,

Mangelnde zeitliche Differenzierung,

Fehlende Verkehrsführung und daher unrealistische Verkehrsflüsse,

Nichterfassung von Leistungsmerkmalen des Netzes,

fehlende Möglichkeiten zur Berechnung der dienstespezifischen Netznutzung.

Die Anmerkungen zur Ableitung von Verkehrsnachfragewerten werden an anderer Stelle zusammengefaßt. Zur Ableitung der Verkehrsflüsse wird ausgeführt, daß einerseits die Symmetrieannahme zwischen kommendem und gehendem Verkehr eines ASB und andererseits die Vernachlässigung der Entfernungsabhängigkeit der Nachfrage die Realitäten nicht angemessen widerspiegele. So würden spezielle Kunden starke Asymmetrien zwischen kommendem und gehendem Verkehr aufweisen (Call Center, Online-Anbieter, POIs). Auch seien Verbindungen zwischen benachbarten Anschlüssen häufiger als solche zwischen weiter auseinanderliegenden Kunden. Vorgeschlagen wird, die Verkehrsmessung an den Netzknoten der DT AG vorzunehmen. Alternativ wird die Einbeziehung der Entfernung zwischen zwei ASB in die Verkehrsformel und zusätzlich eine differenzierte Betrachtung der Nachfragerprofile in den ASB angeregt.

Im weiteren kritisiert die DT AG die fehlende Berücksichtigung von Routingfunktionen, die keine Ableitung realistischer Verkehrsflüsse und Netzelementbelastungen gestatte. Darüber hinaus seien eine Reihe von Netzfunktionen nicht berücksichtigt worden, wie CENTREX, virtuelle Netze oder Nummernportabilität. Gefordert wird mittelfristig der Einbezug der genannten Elemente, kurzfristig sei insbesondere die Differenzierung zwischen verschiedenen Beschaltungseinheiten angemessen. Zudem sei der Herstellermix im Netz der DT AG zu berücksichtigen.

Auch wird kritisiert, daß im Modell keine Möglichkeiten zur Berücksichtigung von sicher�heitsbedingter Mehrwegeführung vorhanden seien. 90 % der Anschlußbereiche der DT AG seien über 2 Wege an die nächsthöhere Hierarchie angebunden.

NORTEL problematisiert die zu ungenaue Definition der Leistungen, deren zusätzliche Kosten mit Hilfe des Modells ermittelt werden sollen. So seien für entbündelte Anschlußleitungen gewisse physikalische Eigenschaften festzulegen. Gleiches gelte für die Dienste, die im Rahmen von Zusammenschaltungen erbracht und die jeweils in den Vermittlungseinrichtungen Kosten verursachen würden. Auch NORTEL problematisiert den Ansatz der Hauptverkehrsstunde als Ausgangspunkt der Netzdimensionierung, da unterschiedliche Dienste unterschiedliche Verkehrsspitzen aufweisen könnten. Auch seien die Kostenstrukturen unterschiedlicher Vermittlungssysteme in bezug auf die Kosten spezieller Dienstmerkmale nicht identisch. In den kommenden Jahren sei darüber hinaus mit neuen Diensten und neuen Tarifierungsformen zu rechnen.

o.tel.o äußert sich wie die DT AG detailliert zur Zerlegung der Ortsnetzfläche in Verzweigerbereiche und den daran anschließenden Längenberechnungen/-festlegungen für Kabeltrassen. Zunächst wird kritisiert, daß für die Verzweigerbereiche feste Trassen- und Kabellängen vorgegeben würden, ohne daß diese Werte näher begründet worden seien. Auch die Annahme hinsichtlich der gemeinsamen Trassenführung im Hauptkabelsegment sei unbefriedigend. Gemeinsame Trassen von Haupt- und Verzweigerkabel würden überhaupt nicht modelliert; die Beurteilung von deren Kostenwirkung sei der Diskussion über Aufteilungsfaktoren überlassen. Kritisch sei auch die Annahme gleichverteilter Kunden in den Verzweigerbereichen. Als Alternative wird vorgeschlagen, die Trassenlänge gemäß der Länge der bebauten Straßenkilometer im ASB/Ortsnetz festzulegen. Dabei sei unerheblich, ob die Trassen von mehreren Kabeln gemeinsam genutzt würden, da lediglich die Kosten der gesamten Teilnehmeranschlußleitung zu ermitteln seien. Die Zahl der Hauszuführungen entspreche näherungsweise der Zahl der Hausnummern im Ortsnetz. Die durchschnittliche Zahl der Wohneinheiten pro Hausnummer und damit der Privatanschlüsse pro Hauszuführung sei aus den Daten der Wohnungsstatistik abzuleiten.

Der VATM hält es ähnlich wie o.tel.o für sinnvoll, zur Beschreibung der Anschlußbereiche die Bezugsgrößen Einwohner pro Hausnummer, Hausnummern pro Straßenkilometer und Straßenkilometer pro Quadratkilometer zu ermitteln. Die Kennziffer EW/Hausnummer könne über die Zahl der Anschlüsse pro EVz Auskunft geben, die Zahl der Hausnummern über die Zahl der Hauszuführungen und schließlich die Straßenkilometer pro qkm über die benötigte Grabenlänge.

VIAG problematisiert einerseits die Rasterung der Ortsnetzfläche, die nicht berücksichtige, daß in Randlagen lediglich ein Teil der als bewohnt gekennzeichneten Planquadrate auch tatsächlich bebaut sei. Es komme daher zu einer systematischen Überschätzung der Verzweigerkabellänge. Ein vergleichbarer Fehler läge bei der Berechnung der Hauptkabellänge vor. Hier werde vernachlässigt, daß benachbarte Verzweigerbereiche über eine gemeinsame Trasse mit dem Hauptkabelast verbunden werden könnten.

Angemerkt wird von VIAG zudem, daß neben den berücksichtigten Anschlüssen auch Münztelefone und D1-Basisstationen bei den Kostenberechnungen für das Anschlußnetz zu berücksichtigen seien. Im Ergebnis würden dadurch Kostenersparnisse durch Nutzung von Dichtevorteilen realisiert.

A.2.11	Thema 11: Kosten des Vertriebs und der Kundenverwaltung

Kosten des Vertriebs und der Kundenverwaltung im Bereich der besonderen Netzzugänge werden bei der Kostenermittlung nicht berücksichtigt, da diese Kosten in hohem Maße kundenspezifisch und daher einer Erfassung im Rahmen eines allgemeinen Modells nicht zugänglich sind. 

Sollten zur Bestimmung der Höhe dieser Kosten Bezugsgrößen herangezogen werden, die im beschriebenen Modell nicht erfaßt sind, und wenn ja, welche?

Wie hoch sind diese Kosten im Verhältnis zu diesen Bezugsgrößen?

Wie hoch ist der Anteil leistungsmengenneutraler Gemeinkosten an den Ge�samtkosten von Vertrieb und Kundenverwaltung?

Sechs der Kommentierenden äußern sich zu der Frage, ob und gegebenenfalls wie Kosten des Vertriebs und der Kundenverwaltung im Bereich der besonderen Netzzugänge im WIK-Kostenmodell berücksichtigt werden sollten. Das Spektrum der Kommentare reicht von einer klaren Ablehnung der WIK-Position bis hin zu einer weitgehenden Zustimmung.

Die DP AG kritisiert das WIK-Modell als unvollständig, u.a. weil die Kosten des Vertriebs und der Kundenverwaltung nicht berücksichtigt seien. Die DPG fordert die Aufnahme dieser Kosten in einer entsprechenden Differenzierung.

Die DT AG faßt die Kosten des Vertriebs und der Kundenverwaltung als angebotsspezifische Kosten zusammen und stellt zunächst fest, daß diese Kosten vielfältiger Natur seien und je nach Produkt variieren würden. Im Falle der Bereitstellung des Zugangs zur entbündelten Teilnehmeranschlußleitung würden unter anderem Kosten für die Vertragsverhandlung mit den involvierten Telekommunikationsunternehmen, für die Erfassung und Bearbeitung der individuellen Bereitstellungsaufträge, für die Erstellung von Schaltaufträgen, für die Durchführung von Schaltarbeiten und die Rechnungsstellung anfallen. Einzelne Elemente dieser Prozeßgruppen könnten wiederum je nach Produktvariante unterschiedlich kostenintensiv sein. Weiter würden Prozesse zur Bereitstellung von Leistungen erhebliche personelle und sachliche Ressourcen, wie beispielsweise teure Datenverarbeitungssysteme binden, so daß die verursachten Kosten bei einzelnen Produktvarianten einen erheblichen Anteil an den Gesamtkosten einer bereitgestellten Leistung bilden könnten. Ein diese Kostenanteile nicht berücksichtigendes Modell � wie das hier untersuchte � sei unvollständig. Es werde deshalb systematisch Kosten ableiten, die unterhalb von solchen der effizienten Leistungserbringung im Sinne des TKG lägen. Aus diesem Grund könne das hier diskutierte Modell in seiner derzeitigen Fassung nicht zu einer ausreichend genauen Validierung von Kostennachweisen der DT AG dienen. Die DT AG schlägt daher vor, das Modell durch ein prozeßkostenmodellierendes Modul zu ergänzen, welches angebotsspezifische Kosten differenziert abbilden könne. Für die Übergangsphase sollte das Modell nur zur Ermittlung der anlagenspezifischen Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung benutzt werden.

An anderer Stelle merkt die DT AG an, daß sie die Kosten des Vertriebs und der Kundenverwaltung im Bereich besonderer Netzzugänge auf entsprechenden Kostenstellen erfasse. Da diese Kosten in der Regel keinen Bezug zu den Kapital- und Betriebskosten der Netzinfrastruktur hätten, sei eine Zuordnung über Kostenfaktoren nicht zweckmäßig. Für die Zuordnung dieser Kosten auf die Produkte werde deshalb ein Prozeßkostenansatz gewählt, wobei als Bezugsgrößen abhängig vom jeweiligen Prozeß z.B. die Anzahl der bearbeiteten Aufträge oder die Anzahl der Vertragsverhandlungen herangezogen werden könnten. Eine Quantifizierung der Kosten im Verhältnis zu diesen Bezugsgrößen und auch eine Quantifizierung des Anteils der leistungsmengenneutralen Gemeinkosten an den Gesamtkosten von Vertrieb und Kundenverwaltung sei derzeit nicht möglich.

Der VATM ist der Meinung, daß für besondere Netzzugänge keine Vertriebsaufwendungen einzurechnen seien. Anerkannt würden lediglich Verwaltungsaufwendungen für die Abwicklung der Verträge. Diese Kostenposition entspreche dem nach effizienten Gesichtspunkten notwendigen Teil des Geschäftsbereichs LDC der DT AG. Die Umlage erfolge sodann linear auf alle nachfragenden Netzbetreiber/Diensteanbieter. 

o.tel.o äußert sich ähnlich und ergänzt, daß der wesentliche Kostentreiber die Anzahl der nachfragenden Carrier sei, womit die hier betrachteten Kosten hauptsächlich Gemeinkostencharakter hätten. Bezüglich des Anteils leistungsmengenneutraler Gemeinkosten an den Gesamtkosten von Vertrieb und Kundenverwaltung stellt o.tel.o fest, daß in dieser Frage eine getrennte Rechnungslegung der DT AG bzw. Daten ausländischer Carrier aufschlußreich sein könnten.

VIAG fordert, daß die Kosten des Vertriebs und der Kundenverwaltung für die Bestimmung der LRIC für Zusammenschaltungsleistungen gesondert von den Kosten der Endkundenleistungen ermittelt werden sollten. Zur Zeit müsse man feststellen, daß der DT AG im Bereich der Auftragsabwicklung, Kundenverwaltung und Produktbetreuung (Interconnectionprodukte) Kosten entstünden. Allerdings könne man im Bereich der Netzzusammenschaltung mit nationalen Netzbetreibern nicht von einem verkaufsorientierten Handeln sprechen. Da dies auch weiterhin nicht im Interesse eines etablierten Netzbetreibers liege, auch wenn er effizient sei, sollten keine Kosten für Marketing und Verkauf von Interconnection Leistungen angesetzt werden. Dies entspreche auch den Erfahrungen in Großbritannien. Kosten für die Produktpflege und Produktentwicklung im Bereich der Zusammenschaltungsleistungen könnten tatsächlich entstehen. Hierfür lägen Erfahrungswerte aus dem liberalisierten Ausland vor.

A.2.12	Thema 12/13: Zuordnung von Gemeinkosten / Verbundvorteile

Thema 12: Höhe der Gemeinkostenzuschläge

Leistungsmengenneutrale Gemeinkosten, also Kosten, die einzelnen Leistungen nach dem Prinzip der Verursachungsgerechtigkeit weder direkt noch indirekt zugerechnet werden können, werden im vorgestellten Kostenmodell nicht erfaßt. Dennoch sind sie nach TEntgV (§ 3 Abs. 2) Bestandteil der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung.

Welche leistungsmengenneutralen Gemeinkostenarten des Netzbetriebs lassen sich zwar der Gesamtheit der Ortsnetze, nicht aber einzelnen Netzen bzw. Netzelementen zurechnen?

Wie ist das Verhältnis dieser Kosten zu der Summe der einzelnen Ortsnetzen zurechenbaren Kosten?

Wie hoch ist der Anteil leistungsmengenneutraler Gemeinkosten - ausschließlich der in den beiden vorangehenden Fragen angesprochenen Kosten - an den Gesamtkosten eines Telekommunikationsunternehmens?

Thema 13: Differenzierung der Gemeinkostenzuschläge nach Produktarten

Gemäß TEntgV sollten leistungsmengenneutrale Gemeinkosten in Form angemessener Zuschläge auf die langfristigen zusätzlichen Kosten bei der Entgeltgenehmigung berücksichtigt werden.

Erscheint für die unter 11 und 12 genannten möglichen Gemeinkostenkategorien ein einheitlicher oder ein jeweils unterschiedlicher Zuschlag auf die ermittelten Kosten der verschiedenen Leistungsangebote angemessen?

Die DPG betont, daß im WIK Modell Aufschläge für Gemeinkosten nicht berücksichtigt würden, sie würden lediglich in Form von Zuschlägen auf die zusätzlichen Kosten aufgeführt. Damit sei die Beachtung der Gemeinkosten nicht detailliert genug.

Ebenfalls in allgemeiner Form äußert sich die DP AG. Sie weist darauf hin, daß im Modell Gemeinkosten - Leistungen, die weder direkt noch indirekt zurechenbar sind - im WIK-Modell vernachlässigt würden. Ebenfalls würden Vertriebskosten und Kosten der Kundenverwaltung im Modell nicht erfaßt, weil nach Aussage des WIK auf Seite 4 des Dokuments aus diesem sensiblen Bereich keine validen Daten zugänglich seien. Die DP AG weist in diesem Zusammenhang darauf hin, daß die bestehende Kostenrechnung die Unternehmensgemeinkosten ermittele und detailliert sowie nachvollziehbar verrechne. 

Auf grundsätzlicher Ebene und explizit argumentiert auch die DT AG. Sie stellt fest, daß das WIK noch keinen spezifischen Modellmechanismus zur Berücksichtigung der Gemeinkosten vorgeschlagen habe, daß jedoch die Verwendung von Zuschlagsfaktoren in Betracht gezogen würde. Sie sieht die Verwendung eines Gemeinkostenzuschlags als Widerspruch zu der grundsätzlichen Natur dieser Kosten und vertritt die Auffassung, daß dies zu Einschränkungen der Preisflexibilität und somit zu Wettbewerbsverzerrungen führe. Statt dessen sollten die Gemeinkosten in ihrer Gesamtheit ermittelt werden und über marktbestimmte Deckungsbeiträge seitens derjenigen Produkte, die von diesen Kosten profitieren würden, gedeckt werden. Eine korrekte Modellierung der Gemeinkosten müsse - so die DT AG - von der Ermittlung sämtlicher Aktivitäten eines Telekommunikationsdienste-Anbieters und der Ermittlung der fixen und variablen Kosten, die erforderlich seien, um die Aktivität auf verschiedenen Organisationsebenen zu unterstützen, ausgehen. Unabhängig davon könne das WIK-Modell jedoch nur aussagen, daß die Gemeinkosten auf einer bestimmten Organisationsebene sich allgemein den Produkten zurechnen lassen würden, die von dieser Organisation unterstützt würden. 

Der DT AG erscheint die oben angeführte ehrgeizige, aber notwendige Lösung dieser Problematik im Rahmen des WIK-Modells nur schwer durchführbar. Daher sollte die von den Unternehmen vorgelegte Kostendokumentation direkt geprüft werden. 

Im nachfolgenden wird diese Auffassung von der DT AG noch näher begründet: Wie das WIK einräume, könnten Gemeinkosten zum einen individuellen Leistungen weder direkt noch indirekt nach dem Verursachungsprinzip zugerechnet werden. Die Gemeinkosten bezögen sich vielmehr auf die notwendigen (unterstützenden) Funktionen, welche die Aktivität auf unterschiedlichen Organisationsebenen unterstützen würden. Ihre Kostentreiber seien die Größe, die Komplexität und die Anforderungen niedriger Organisationsebenen. Dementsprechend gebe es Gemeinkosten zur Unterstützung von Produktgruppen, Geschäftsfeldern, Konzerngeschäftsfeldern, Unternehmensbereichen und des Konzerns. Einen Modellmechanismus, der die Gemeinkosten auf die Einzelkosten, oder irgendeinen anderen derzeit enthaltenen Parameter beziehe, sei - so die DT AG - sachlich nicht gerechtfertigt. Es wird im weiteren auf eine Reihe ungünstiger Auswirkungen auf die Berechnung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung hingewiesen. Zum einen würden nach Meinung der DT AG Faktoren im Falle einer Änderung der zugrunde liegenden Parameter im Modell unkorrekterweise zu Veränderungen der Gemeinkosten (z.B.: Steigerung der Nachfrage nach Anschlüssen) führen. In dem Maß, in dem die Gemeinkosten nicht auf diese Parameter bezogen seien, weil keine Kausalitätsbeziehung bestehe oder weil ein Teil der Gemeinkosten Fixkosten seien, würde das Modell entgegen dem erklärten Ziel die Auswirkungen einer Änderung der Parameter auf die Kosten nicht adäquat darstellen. 

Zum anderen, führt die DT AG an, bringe die inflexible Zurechnung der Gemeinkosten zu Produkten erhebliche Wettbewerbsverzerrungen mit sich, falls das Kostenergebnis zur regulatorischen Festlegung eines Preises oder einer Preisuntergrenze verwendet werde. In diesem Fall sei die Deutsche Telekom nicht in der Lage, einen marktbezogenen Preis festzulegen oder diesen unterhalb der modellbestimmten Preisuntergrenze festzulegen (aufgrund der vom Kartellamt erlassenen Anti-Dumping-Bestimmungen). Die DT AG weist darauf hin, daß Wettbewerber dies nutzen könnten, indem sie ihre Preise unterhalb dieser künstlichen Untergrenze festlegen würden. Der verbleibende Teil der Gemeinkosten würde über andere Produkte gedeckt. Diese Wettbewerbsdynamik würde weder der Deutschen Telekom nützen, deren Wettbewerbsfähigkeit dadurch eingeschränkt würde, noch den Kunden, die nicht in den Genuß des wirklichen Wettbewerbs kämen.

Hoffmann konzediert einen sehr hohen Gemeinkostenanteil bei Telekommunikations-Leistungen.

Prof. Knieps äußert sich ebenfalls zur Problematik der Allokation teilnehmerspezifischer Verbundkosten (Gemeinkosten). Von ihm wird eine Zuteilung der Verbundkosten von Kabelschächten nach dem Anteil der Adernpaare (S. 25) als ökonomisch nicht sinnvoll angesehen. Ferner erachtet er die Möglichkeit der Gemeinkostenallokation nach dem Konzept des Shapley-Wertes als ungeeignet, da dieser die konkreten Marktverhältnisse ignoriere.

Nach Prof. Knieps müsse die Deckung der produktgruppenspezifischen Verbundkosten sowie der unternehmensspezifischen Gemeinkosten in Abhängigkeit von den vorherrschenden Nachfrageverhältnissen (Preiselastizität der Nachfrage) erfolgen. Die sich ergebende Aufteilung der Gemeinkosten könne aufgrund des erforderlichen Informationsbedarfs erst ex post erfolgen. Eine antizipatorische Festsetzung sei für die Regulierungsbehörde jedoch nicht möglich, insbesondere auch weil die Nachfrageelastizität im Zeitablauf erheblich variiere. 

Nach o.tel.o seien die leistungsmengenneutralen Gemeinkosten, die für den Betrieb des Unternehmens notwendig sind, den Kosten der Netzelemente in einer nachvollziehbaren Weise zuzuschlüsseln.

o.tel.o. sieht in der Zuordnung und der Identifikation von Gemeinkosten ein konzeptionell schwieriges Problem. Aufgrund dieser Problematik fordert o.tel.o., daß die Beweislast, bestimmte Kosten als Gemeinkosten des Netzes oder den Netzelementen anzulasten, bei der DT AG liegen müsse.

o.tel.o. führt eine Reihe von Gemeinkosten an, die auf keinen Fall von besonderen Netzzugängen mitgetragen werden dürften. Zur Legitimierung führt o.tel.o an, daß dies Kosten seien, die auch von Oftel in einem Schiedsverfahren 1993 zwischen BT und Mercury als für Interconnection irrelevant ausgeklammert worden wären:

Unternehmensstrategie,

Marketing und Werbung, Public Relations, Corporate Communications,

Kosten der Produktentwicklung,

Kosten von Beteiligungen,

Kosten für Vertrieb und Kundenverwaltung allgemeiner Netzzugänge wie etwa Customer Service (telefonische Kundenbetreuung, Annahme von Kundenbeschwerden), Billing and Collection und Risk Management und Forderungsausfälle.

Auch der VATM vertritt die Auffassung, daß die oben genannten Kostenkategorien nicht als Gemeinkosten den Ortsnetzen noch dem Vertrieb oder der Kundenverwaltung zugerechnet werden könnten. VIAG betont, daß die Kosten des Netzmanagements (Abschreibung und Wartung) jedoch Gemeinkosten dieser Art seien.

Als leistungsmengenneutrale Gemeinkostenarten, die zwar der Gesamtheit der Ortsnetze, nicht aber einzelnen Netzen bzw. Netzelementen zugerechnet werden könnten, werden vom VATM vor allem die Teile des Netzmanagementsystems, die zentral betrieben würden und so nur der Gesamtheit aller regionalen Netze zugeordnet werden könnten, angesehen. Dazu würden nach Ansicht des VATM auch Kostenelemente wie die IN Plattform der DT AG zählen, die für eine Gesamtheit von VSt eingesetzt werde. Inwieweit eine regionale Betriebsmannschaft sinnvoll sei bzw. wie die Zuordnung von sonstigen Betriebsaufwendungen auf Netzelemente vorgenommen werde, sollte nach Auffassung des VATM in der weiteren Diskussion geklärt werden, nachdem die effiziente Struktur festgelegt worden sei.

Die DT AG führt an, daß sich die zuordnenbaren Gemeinkosten der Deutschen Telekom AG für Netze in zentrale und dezentrale Gemeinkosten differenzieren lassen würden. Im zentralen Bereich würden die Gemeinkosten für Planung und Betrieb der Netze anfallen. Im dezentralen Bereich würden die Gemeinkosten durch den Overhead der Niederlassungen (Personal, FiBu, Controlling, NL-Leitung, usw.) verursacht. Im Idealfall könnten diese Gemeinkosten den verschiedenen Netzbereichen zugeordnet werden. Doch dies sei aus betriebswirtschaftlicher Sicht nicht hilfreich, da ein daraus resultierender Zuschlag nicht zwangsläufig den Marktgegebenheiten folge. Die in der Deutschen Telekom AG angewandte Pricing-Logik habe zum Ziel, daß jeder Produktmanager über den Preis eines Produktes einen möglichst hohen Beitrag (Erträge abzüglich Einzelkosten) zur Deckung der Gemeinkosten erwirtschafte. Dies sei - so die DT AG - ein adäquates Vorgehen für einen effizienten wettbewerbsorientierten Markt. Die Methodik sei auch mit den im Regulierungsrahmen gestatteten Freiräumen konform.

Über die Höhe des Anteils der leistungsmengenneutralen Gemeinkosten an den Gesamtkosten eines Telekommunikationsunternehmens macht o.tel.o. keine konkrete Angaben. Sie verweisen jedoch darauf, daß diese Kosten zumindest in USA und Großbritannien in den letzten Jahren erheblich gesunken seien. Bei den Bell Operating Companies sei die Summe aus "Marketing, Services, General und Administrative Expenses" pro Anschluß zwischen 1989 und 1996 real um ein Drittel gesunken.

o.tel.o. weist jedoch darauf hin, daß im vorliegenden Zusammenhang eine langfristige Variation im Verhältnis zur Bereitstellung von Netzen und Netzelementen als Diskriminierungsmerkmal zu sehen sei. o.tel.o.’s Hypothese ist, daß die meisten Kosten, die herkömmlich als leistungsmengenneutrale Kosten bezeichnet würden (sogenannte Overheads), langfristig und zukunftsbezogen von der Unternehmensgröße und der Art der erbrachten Leistung abhängen würden. Dies gelte zum Beispiel für die Größe und Entlohnung des Managements, für Buchhaltung, Personalwesen und dergleichen. Diese seien deshalb keine echten Gemeinkosten.

Die DT AG äußert, daß sich aufgrund der bestehenden Organisation der Deutschen Telekom AG keine Differenzierung oder Zuordnung von leistungsmengenneutralen Gemeinkosten zwischen Orts- und Verbindungsnetzen bzw. zwischen einzelnen Netzen oder Netzelementen durchführen lasse. Daher sei eine Quantifizierung nicht möglich. Auch ein Quantifizierung des Anteils leistungsmengenneutraler Gemeinkosten an den Gesamtkosten eines Telekommunikationsunternehmens sei aus den zuvor genannten Gründen nicht möglich.

Die DT AG äußert die Auffassung, daß leistungsmengenneutrale Gemeinkosten per definitionem nicht direkt oder indirekt entsprechend der Verursachung einzelnen Dienstleistungen zugeordnet werden könnten. Ein Zuschlag, der diese Kosten den einzelnen Leistungen im Verhältnis zu den Einzelkosten zuordne, würde den Charakter von Gemeinkosten nicht korrekt wiedergeben und sei daher nicht angemessen. Gemeinkosten sollten direkt im Ganzen ermittelt werden. Einzelne Leistungen würden dazu beitragen, die Gemeinkosten durch einen flexiblen, produktbezogenen und markt�orientierten Zuschlag im Rahmen eines zu erwirtschaftenden Deckungsbeitrages zu tragen.

Der VATM vertritt die Auffassung, daß die Allokation der Gemeinkosten mittels der Ramsey-Preisregel operationalisiert werden könne. Gemeinkosten könnten unter bestimmten Bedingungen nach der Nachfrageelastizität der verbundenen Produkte alloziiert werden. Demnach stelle sich die Frage, welche Produkte man in dieses Kalkül mit einbeziehen und welche Nachfrageelastizitäten man vermuten könne. In diesem Zusammenhang wird auf eine Debatte zwischen Kahn/Shew und Gabel/Kennet in den 90er Jahren verwiesen, die in der Sicht gemündet hätte, daß das Produkt des "Zugangs zum Verbindungsnetz" als ein eigenständiges Produkt anzusehen sei. Daraus ergäbe sich, daß die Kosten des Anschlußbereichs bis zur Vermittlungseinrichtung nicht als Gemeinkosten für Orts- und Fernnetzdienste, sondern als Kosten eines eigenständigen Produktes zu sehen seien. Entsprechend würde auch die Preisstruktur für die Leistungen ausgestaltet. Der VATM verweist ferner darauf, daß Taylor (1994) festgestellt habe, daß die Preiselastizität der Nachfrage nach dem Produkt "Zugang zum Verbindungsnetz" sehr viel niedriger liege als die für die vermittelnden Dienste. Dieser Argumentation zur Folge, so der VATM, müßten die Gemeinkosten der besonderen Netzzugänge überwiegend den Teilnehmeranschlußleitungen zugeordnet werden. Insbesondere würde eine Umlage auf verkehrsabhängige Netzelemente für den erfolgreichen Netzbetreiber zu einer zwangsläufig stärkeren Beteiligung an solchen Gemeinkosten und damit zu einer Diskriminierung führen.

o.tel.o. diskutiert ebenfalls die Ramsey-Regel als Vorgabe für die Zuordnung der Gemeinkosten. Nach diesem Allokationsmechanismus seien die Aufschläge primär bei den Diensten vorzunehmen, deren Nachfrage vergleichsweise unelastisch sei. In diesem Zusammenhang werde die Nachfrage nach Teilnehmeranschlüssen generell als relativ preisunelastisch klassifiziert, da der Zugang zum Netz eine notwendige Voraussetzung sei, die Dienste des Netzes überhaupt nachfragen zu können. Hingegen reagiere das Gesprächsvolumen der Kunden sensibler auf Preisänderungen. Gleichzeitig seien die Preiselastizitäten für besondere Netzzugänge aufgrund unterschiedlicher wettbewerblicher Bedingungen höher als für allgemeine Netzzugänge. 

VIAG äußert sich ebenfalls grundsätzlich zur Problematik der Gemeinkosten. Es wird festgestellt, daß ein effizienter Netzbetreiber in der Lage sei, Verbundvorteile bei der gemeinsamen Nutzung von Infrastruktureinrichtungen zu realisieren. Diese würden auf verschiedenen Ebenen realisiert werden. Zur angemessenen Erfassung schlägt VIAG daher folgende Unterscheidung vor:

Vorteile durch Mehrfachnutzung von Trassen durch verschiedene Versorgungsnetze, wie z.B. den Energieversorgungsunternehmen (Gas und Strom): Die hohen Kosten für Tiefbauarbeiten könnten häufig durch einen koordinierten Aufbau der Infrastrukturen verschiedener Versorgungsnetze genutzt werden. Im Bereich der Fernverkehrsstrecken träten als Anbieter häufig Gasversorger und Stromanbieter auf. Im Bereich der Ortsnetze böten Stadtwerke Infrastrukturen im Zusammenhang mit dem Bau ihrer eigenen Versorgungsnetze an. Derartige Verbundvorteile könnten nach Auffassung von VIAG über eine entsprechende Zugrundelegung wettbewerblicher Trassenmeterpreise erfaßt werden. 

Vorteile durch gemeinsame Nutzung von Kabelkanalanlagen und Unterbringung: Bestehende Leerrohre und Kabelkanalanlagen könnten im lokalen Bereich von Kabelfernsehnetzen und vermittelnden Telekommunikationsnetzen gemeinsam genutzt werden. Ähnliches gelte für eine gemeinsame Unterbringung von Kopfstationen und Vermittlungseinrichtungen. Nach den Berechnungen von VIAG (44 Mio. Anschlüsse im Telefonbereich, 22 Mio. Teilnehmer im Kabelnetz) könnten ca. 50 % der Trassen im Anschlußbereich zwischen Kabelfernseh- und Telekommunikationsnetzen gemeinsam genutzt werden. In diesem Sinne würden die Tiefbauarbeiten in bestimmten Bereichen des Ortsnetzes einen Gemeinkostenfaktor darstellen, dessen Zuordnung zu den einzelnen Produkten schwierig sei.

Verbundvorteile in den Betriebskosten für Kabelfernseh- und Telekommunikationsnetze: Ähnlich der gemeinsamen Nutzung von Infrastrukturen lägen auch Synergien bei den Betriebskosten, hier vor allen Dingen in der Wartung von Netzelementen, vor.

Als Methoden zur Anrechnung von Verbundvorteilen stellt VIAG folgende Verfahren zur Diskussion und gibt selbst teilweise schon Vor- und Nachteile der Verfahren an:

Aufteilung nach Anzahl der Netze (Gleichverteilung): Die Einfachheit der Regel spreche für dieses Verfahren. Potentielle ökonomische Verzerrungen würden Nachteile darstellen.

Erlöse als Parameter für Nachfrageelastizität der Netze: Die Ramsey-Regel in der ursprünglichen Form wird als schwierig anzuwenden klassifiziert. Abgeleitete Regeln (Ersatzparameter für die Nachfrageelastitzitäten), die beispielsweise auf den Erlösen als Bemessungsgrundlage basieren würden, könnten allenfalls als vordergründig richtig bezeichnet werden. Dies sei um so bedenklicher als die ggf. heranzuziehenden Erlöse der DT AG nicht die Preise und Erlöse eines wettbewerblichen und effizienten Netzbetreibers repräsentieren würden. 

Kapazitätsbeanspruchung im Kabelkanal: Für den Fall, daß Tiefbauarbeiten und die Kosten für Kabelkanäle abhängig von der bereitgestellten Kapazität seien, könne eine Allokationsregel auch an dem Volumen, das die jeweiligen Netze im gemeinsamen Kabelkanal in Anspruch nähmen, ansetzen.

Langfristige zusätzlichen Kosten des PSTN: Hier wird von VIAG ein Standardbeispiel präsentiert, wie diese Zuordnungen nach vorheriger Bestimmung der jeweiligen Stand-alone-Kosten der relevanten Dienste und der Kosten der gemeinsamen Bereitstellung berechnet werden könnten.

An anderer Stelle wird von VIAG vornehmlich die Allokation der Gemeinkosten nach den Nachfrageelastizitäten erörtert. Es wird vorgeschlagen, eine Schätzung derartiger Werte und Produktbildungen erst zu einem späteren Zeitpunkt zu diskutieren, da eine Schätzung der VIAG zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich erscheine. Es wird betont, daß auch hier Lehren aus den Erfahrungen aus anderen Ländern zu ziehen seien.

Unabhängig von der Wahl des Verfahrens, seien jedoch nach vorläufigen Schätzungen der VIAG, abhängig von der angewendeten Allokationsregel, Kosteneinsparungen im Infrastrukturbereich zwischen 20 % und 80 % realistisch. Aufgrund der hohen Bedeutung seien - so VIAG - derartige Verbundvorteile der DT AG schon kurzfristig im WIK - Modell einzuarbeiten.

Nach der Ansicht der DPG würden Gemeinkosten in dem WIK-Modell nur in Form von Zuschlägen auf die zusätzlichen Kosten angeführt. Damit sei die Beachtung der Gemeinkosten nicht detailliert genug.

o.tel.o. führt die von der FCC in der Local Competition Order (August 1996, Paragraphen 694/5) aufgestellten drei Prinzipien zur Gemeinkostenzuteilung bei Netzelementen an. Danach sollen 

Netzelemente, die besondere Flaschenhälse darstellen, nicht überproportional mit Aufschlägen belegt werden,

nur Gemeinkosten Verwendung finden, die die Netzfunktion angehen,

die Summe aus inkrementellen Kosten und zugerechneten Gemeinkosten nicht die Stand-alone-Kosten eines Netzelementes überschreiten.

Ferner führt o.tel.o. an anderer Stelle an, daß die FCC als praktikable Methode vorschlage, die Gemeinkosten proportional zu den zurechenbaren Kosten zu verteilen.

A.3	Stellungnahmen zum weiteren Vorgehen

A.3.1	Generelle Anmerkungen

An dieser Stelle werden Äußerungen der Kommentierenden zum weiteren Vorgehen wiedergegeben, die nicht an spezifischen Punkten angeführt sind.

ATekom sieht es im weiteren Prozeß auf jeden Fall als erforderlich an, daß eine maschinenlesbare Version des Modells bereitgestellt werde. ATekom sieht es als wünschenswert an, daß zur Bestimmung der entscheidenden Einflußgrößen, Zinssatz und Abschreibungen, eine entsprechende Untersuchung in Auftrag gegeben werden sollte.

Nach Auffassung des VATM gilt es, einen Prozeß zu entwickeln, durch den die Beschaffung von Daten der Netzbetreiber geregelt werde.

Ferner empfiehlt der VATM zur Modellierung der Anbindung der Hauptverteilerstand�orte an die Vermittlungsstelle und der Vernetzung der Vermittlungsstellen untereinander, die Bildung einer Arbeitsgruppe.

Von der DT AG wird angeführt, daß das WIK-Modell bislang lediglich ein theoretisches Grundgerüst bilde, in dem grundsätzliche Fragestellungen wie auch Details der Modellierung zur Klärung anstünden. Daher könne sich die Beurteilung nur auf das in Schriftform vorliegende Referenzdokument beziehen. Um das WIK-Modell abschließend beurteilen zu können, müsse es zum einen konzeptionell vollständig sein. Zum anderen sollte das Modell nicht nur in Form der vorliegenden Beschreibung betrachtet, sondern auch als Computermodell analysiert werden. Eine Computerversion des Modells sei der DT AG bislang nicht zur Verfügung gestellt worden. Aus diesen Gründen sei die Stellungnahme als vorläufige Bewertung des WIK-Kostenmodells zu sehen. Für eine vertiefende Diskussion sei es erforderlich, daß allen Beteiligten auch das Computermodell zur Verfügung gestellt werde.

Die DT AG hofft, daß die Verwertbarkeit der öffentlich erhältlichen Daten während der Diskussion über die Inputparameter getestet und, wo es notwendig sei, verbessert werden könne. 

Aus den Erfahrungen in den USA schließt die DT AG, daß sich ein möglicher Konsens über Kostenmodelle nur schrittweise nach einer umfassenden Diskussion der komplexen Thematik entwickeln könne.

Hoffmann stellt die Frage: "Können an der Komplexität des Kostenmodells in einzelnen Bereichen Abstriche gemacht werden, ohne daß die Genauigkeit des Gesamt-Ergeb�nisses im konkreten Anwendungsfall leidet?" Zur Beantwortung dieser Frage rege er eine Sensitivitäts-Analyse an, die Aufschluß darüber geben könne, welchen Beitrag der jeweilige Detaillierungsgrad bei der Erfassung der im "analytischen Kostenmodell für das Ortsnetz" behandelten Kostenarten zum Gesamtergebnis leiste.

NORTEL betrachtet den vorliegenden Kommentar als Anfang, keinesfalls als ausschließlichen Beitrag ihres Engagements in dem Prozeß der Kostenfestlegung. Es sei für NORTEL offenkundig, daß aufgrund der Komplexität der vorliegenden Thematik, ein Verfahren zur Entscheidungsfindung nötig sei, welches über die einmalige schriftliche Kommentierung hinausgehe. NORTEL habe die Absicht, sich an diesem Verfahren in vollem Umfang zu beteiligen, und ähnlich wie in den USA mit dem FCC, einen kontinuierlichen Kommentierungsprozeß einzuführen. Dies schließe sowohl die Diskussion des analytischen Kostenmodells für das Ortsnetz als auch die Festlegung der für das Kostenmodell erforderlichen Inputdaten ein. Ferner weist Nortel darauf hin, daß im weiteren Verlauf der Diskussion verschiedenste Definitionen zu erörtern seien.

Für das weitere Vorgehen schlägt VIAG einen Zwei-Stufen-Ansatz vor. Für das Verfahren in der ersten Stufe (zum jetzigen Zeitpunkt) würden vergleichsweise kleinere und daher auch kurzfristig durchführbare Änderungen im Modell vorgeschlagen. Diese Korrekturen sollten die generierten Kostendaten an fehlerhafte Modellannahmen anpassen, um die Folgen einer systematischen Kostenüberschätzung abzuschwächen. Mittelfristig hält VIAG aber eine grundlegende Überarbeitung des Modells für notwendig, um die tatsächlichen Effizienzgewinne durch technischen Fortschritt korrekt zu erfassen.

Die Änderungen der ersten Stufe könnten schon jetzt in das Modell eingearbeitet werden und nach Ansicht von VIAG durch die Aufnahme von Parametern in die Gleichungssysteme so gestaltet werden, daß sie nicht zu einer Verzögerung der Diskussions- und Überarbeitungsphase der Modellversion vom 4.3.1998 führen würden. Die zweite Stufe folge im Anschluß an eine erste Modellentscheidung und könnte nach Ansicht der VIAG Ende 1999 abgeschlossen sein. In der zweiten Phase sollten grundsätzliche Strukturen eines effizienten Netzbetreibers adäquat modelliert werden und erste Erfahrungen in der Anwendung des vorläufigen Modells ausgewertet werden. 

TeleLev würde im weiteren Prozeß gerne Kostenanalysen von TeleLev und anderen City Carriern in das Modell eingeben, um die Validität des Kostenmodells zu überprüfen.

A.3.2	Vertraulichkeit und Sensibilität von Inputdaten

Zur Vertraulichkeit und Sensibilität bei der Verwendung von Daten, die der Regulierungsbehörde in diesem Verfahren ggfs. zur Verfügung gestellt werden, äußern sich ebenfalls einige Kommentare. Diese Diskussion ist vor dem Hintergrund der öffentlich zugänglichen und verwendbaren Daten zu sehen, die zunächst angeführt sei.

Von der DT AG wird die Bedeutung, die öffentlich verfügbare Daten haben könnten, diskutiert. Vorteile öffentlich verfügbarer Daten seien die erhöhte Transparenz des Modells sowie die damit eng verbundene Konsensfähigkeit des verwendeten Datenmaterials. In manchen Fällen könnten öffentlich erhältliche Daten akkurate Werte für die Inputparameter liefern. Zum Beispiel seien öffentlich erhältliche Marktdaten die geeignete Quelle, um den risikofreien Zinssatz des notwendigen Kapitals für das Capital Asset Pricing Model (CAPM) festzusetzen. In den meisten Fällen jedoch könnten öffentlich erhältliche Daten nur grobe Abschätzungen für den tatsächlichen Wert der Inputparamter liefern. Diese Beschränkung sei der Hauptnachteil, wenn man sich auf öffentlich verfügbare Daten verlasse.

Die Probleme öffentlich verfügbarer Daten könnten nach Auffassung der DT AG in drei Kategorien zusammengefaßt werden:

Überholte Daten: Die Daten stünden erst nach einiger Zeit öffentlich zur Verfügung. Die Zeitverzögerung hänge von der Schwierigkeit ab, die Daten zu sammeln, zu interpretieren und zu veröffentlichen. Beispiele dafür seien Daten zur Wohnungsfrage und zu Betriebskostenfaktoren. Zusätzlich seien öffentliche Daten vergangenheitsbezogen, die eventuell für eine Forward looking-Kostenkalkulation modifiziert werden müßten

Ersatzdaten: In Fällen, in denen öffentlich verfügbare Daten für einen bestimmten Inputparameter erhältlich seien, würden stellvertretende Daten benutzt, die nur eine Abschätzung des wahren Parameterwertes seien. Zum Beispiel benutze das WIK-Modell die Wohnplatzstatistik aus dem Jahre 1970 an stelle aktueller Daten, um die Anzahl der Anschlußleitungen zu Wohneinheiten zu bestimmen. Eine derartige ungeeignete Datenbasis bringe erhebliche Verzerrungen mit sich.

Ungeeignete Vergleiche: In vielen Fällen schlage das WIK vor, internationale Vergleichsdaten zu benutzen, um Parameterwerte zu generieren. Solche "Benchmarks" könnten zum Beispiel für Kapital- und Betriebskostenfaktoren entwickelt werden. Dies könne erhebliche Verzerrungen verursachen, wenn ein Vergleich zwischen den Ländern aufgrund der sich stark unterscheidenden Gegebenheiten nicht statthaft sei. So zum Beispiel, wenn sich die den Faktoren zugrundeliegende Technologie von der im WIK-Modell angenommenen unterscheide. Die DT AG hofft, daß die Verwertbarkeit der öffentlich erhältlichen Daten während der Diskussion über die Inputparameter getestet und, wo es notwendig sei, verbessert werden könne.

Nach Auffassung des VATM gelte es einen Prozeß zu entwickeln, durch den die Beschaffung von Daten der Netzbetreiber geregelt werde. Innerhalb dieser transparent gestalteten Prozesse müsse gewährleistet sein, daß die eingeflossenen Inputdaten nur an die Parteien weitergeleitet würden, die direkt von der Regulierungsentscheidung betroffen seien. Dies diene sowohl dem Vertrauensschutz als auch der Effizienzsteigerung innerhalb des Diskussions- und Abstimmungsprozesses. 

Die DP AG betont, daß im analytischen Kostenmodell wie in der Kostenrechnung alle wesentlichen Input- und Outputgrößen enthalten seien. Über die Aufnahme und Ausgestaltung der einzelnen Parameter entscheide die Regulierungsbehörde. Ferner weist die DP AG darauf hin, daß in die Berechnungen des analytischen Kostenmodells auch unternehmensspezifische Daten einbezogen werden könnten, so daß diese Daten auch bei diesem Verfahren Teil der öffentlichen Begründung würden. Zudem greife das Kostenmodell schon in der vorliegenden Fassung auf Unternehmensdaten, wie z.B. bei der Bewertung des Anlagevermögens, zurück.

Die Erfahrungen der Deutschen Telekom würden zeigen, daß einige Schlüsselparameter die Ergebnisse der Modellierung entscheidend beeinflussen würden. Die im Modell verwendeten Daten sollten den Gegebenheiten des regulierten Unternehmens und somit der Deutschen Telekom entsprechen.

Darüber hinaus sollten - so die DP AG - Einzelheiten des Kostenmodells zusammen mit den Betreibern festgelegt werden. Auch diese Vorgehensweise bedeute einen sehr "öffentlichen" Umgang mit Daten und Einschätzungen des regulierten Unternehmens. Das analytische Kostenmodell sei deshalb nicht sensibler als eine vertrauliche Behandlung (Wahrung der Geschäftsgeheimnisse) von Daten der laufenden Kostenrechnung. Ein Bewertungsverfahren, das allein auf Kostenrechnungsdaten beruhe, sei problematisch, weil Entscheidungen aufgrund der hohen Sensibilität der vorgelegten Daten nur in sehr beschränktem Umfang öffentlich begründet werden könnten. 

Zur Weitergabe von Daten äußert sich die DT AG wie folgt: "Das WIK stellt fest, daß die Regulierungsbehörde ggf. verschiedene Unternehmen um Werte für Daten im Zusammenhang mit allen oder ausgewählten Inputparametern des WIK-Modells ersuchen wird. Prinzipiell ist die Deutsche Telekom bereit, bei der Entwicklung angemessener Inputwerte behilflich zu sein. In der Praxis müssen die Verfahren für die Weitergabe von Daten jedoch der Tatsache Rechnung tragen, daß der Großteil der Daten vertraulichen Charakter hat. In einigen Fällen kann dies bedeuten, daß die Deutsche Telekom keine Daten offenlegen kann. Dies trifft etwa zu auf vertrauliche Daten von Dritten, über die die Deutsche Telekom verfügt, so z.B. kundenspezifischen Daten und Lieferantenpreisen. Vertrauliche Daten der Deutschen Telekom könnten zwar offengelegt werden, jedoch müsse der Schutz dieser Daten gewährleistet werden, z.B. durch Abschluß einer entsprechenden Vertraulichkeitserklärung. Die Offenlegung der Daten gegenüber dem WIK bedarf stets der Zustimmung durch die Deutsche Telekom und unterliegt den selben Auflagen bezüglich der Vertraulichkeit. Die DT AG schlägt vor, gemeinsam mit der Regulierungsbehörde zu erörtern, welche Daten benötigt werden und in welchem Umfang und wie die Deutsche Telekom diese Daten zur Verfügung stellen kann."

Den in diesem Zusammenhang wesentlichen Zielkonflikt macht die DT AG in ihren Äußerungen transparent. Einerseits würde die Qualität eines Modells zu großen Teilen durch die Qualität der verwendeten Inputdaten bestimmt. Deshalb müsse die Qualität aller Inputdaten in der weiteren Diskussion sorgfältig geprüft und an hohen Standards gemessen werden. Diese Diskussion sollte transparent sein und die Veröffentlichung der jeweiligen verwendeten Daten beinhalten. Allerdings könne hier ein Zielkonflikt zwischen weitestgehender Transparenz und der Wahrung von Geschäftsgeheimnissen bestehen.

Auch NORTEL äußert sich zur Problematik der Bereitstellung von angemessenen Inputdaten: Grundsätzlich sei festzuhalten, daß die Verfügbarkeit von Inputdaten einen Einfluß auf die Struktur des Modells haben müsse. Es sei daher unter Umständen ein iterativer Prozeß nötig, in dem die Struktur des Kostenmodells den Inputdaten angepaßt werde. Es sei abzusehen, daß einige Inputdaten, sofern man Netzbetreiber in Deutschland betrachte, im wesentlichen von der Deutschen Telekom oder eine ihrer Tochterunternehmen bereitgestellt werden könnten, da die anderen deutschen Netzbetreiber nur in geringem Umfang Netze im Ortsbereich betreiben würden. Beispiel hierfür seien etwa die Betriebskosten oder die Merkmale charakteristischer Ortsnetze. Ferner sei ebenfalls zu vermuten, daß die Deutsche Telekom einige Daten nicht der Öffentlichkeit zugänglich machen werde. In dieser Situation hält es NORTEL grundsätzlich für nötig, sich nicht auf die Aussage einer einzigen Quelle zu stützen. Statt dessen wird vorgeschlagen, soweit wie möglich und angemessen, internationale Vergleichswerte heranzuziehen. In diesem Bereich glaubt NORTEL durch seine Erfahrung in anderen regulierten Märkten, bei der Beschaffung von relevanten Inputdaten behilflich sein zu können.



�Teil B: Bewertung und Konsequenzen für die Modellentwicklung

B.1	Stellungnahmen zu grundsätzlichen Themen

B.1.1	Der Entwicklungsprozeß eines Kostenmodells

Insbesondere die neuen Wettbewerber sehen das vorgestellte Kostenmodell - trotz aller Kritik im Detail - als transparentes, objektives Instrument der Entscheidungsfindung im Rahmen der Entgeltregulierung und messen dem laufenden Diskussionsprozeß daher eine hohe Bedeutung bei. Auch die DT AG spricht dem Modell die Berechtigung nicht grundsätzlich ab, ist jedoch bemüht, dessen Rolle möglichst eng - als ergänzendes Instrument bei der Prüfung von Teilen vorgelegter Kostennachweise - abzugrenzen. 

Es gibt jedoch auch eine Reihe kritischer Stimmen, die zum Teil mit sehr grundsätzlichen Argumenten die Verwendung von Kostenmodellen in der Regulierungspraxis ablehnen, da sie "regulatorische Schattenrechnungen" darstellen und unzulässigerweise in unternehmerische Handlungsspielräume eingreifen würden (vor allem DP AG, Prof. Knieps). Hier wird allerdings verkannt oder bewußt ignoriert, daß es das Wesen von Regulierungseingriffen ist, unternehmerische Entscheidungen zu restringieren. Die Folgen fehlerhafter Regulierungsentscheidungen tragen im übrigen keinesfalls nur die regulierten Unternehmen, sondern auch Wettbewerber und Nachfrager. Fehler der Regulierungsbehörde können dabei nicht ausschließlich aus aktivem Handeln resultieren, sondern ebensogut aus Unterlassungen, im konkreten Fall aus der faktischen Nicht-Ausübung der Entgeltregulierung. Zutreffend ist, daß die Eingriffsbefugnis des Regulierers, im vorliegenden Fall die marktbeherrschende Stellung eines Unternehmens oder die asymmetrische Machtverteilung bei Verhandlungen über Zusammenschaltung mit der Folge der Schlichtungsnotwendigkeit, regelmäßig überprüft werden muß.

Andere befürchten, daß der Prozeß der Modellierung langwierig und vor allem auch die Beschaffung von Inputdaten schwierig oder unmöglich sei. Dies zwinge wiederum zu Plausibilitätsannahmen und Hypothesen, die die Aussagekraft der Modellergebnisse relativieren. Das Referenzdokument hat ohne Zweifel eine Reihe von Hypothesen und offenen Fragen enthalten. Mit seiner Veröffentlichung wurde angestrebt, alle diese Hypothesen zur Diskussion zu stellen, um in einem zweiten, nunmehr anstehenden Schritt die Modellannahmen zu untermauern, fortzuentwickeln und gegebenenfalls auch zu revidieren. Die jetzt zu treffenden Konventionen sind Resultat des öffentlichen Kommentierungsprozesses und der durch Reg TP und WIK vorgenommenen Auswertung desselben. Sie sind in der Art und Weise ihres Zustandekommens transparent und können daher die Grundlage der Berechnung von Kosten bilden, deren Ergebnisse grundsätzliche Akzeptanz bei den Beteiligten finden können.

Weiterhin gilt es jedoch, bei allen Beteiligten und in der Öffentlichkeit Verständnis dafür zu schaffen, daß die Modellentwicklung ein evolutorischer Prozeß ist, in dessen Verlauf Methodik und Daten schrittweise verfeinert und verbessert werden. Dies gilt auch für die Ergebnisse der Berechnungen, die mit Hilfe des Modells im Projektverlauf durchgeführt werden. Es sollte deutlich gemacht werden, daß alle vorgeschlagenen Mo�delländerungen, die die Modellstruktur komplizierter machen und zu neuen und umfangreicheren Datenanforderungen führen, unter Kosten/Nutzen-Abwägungen diskutiert werden müssen. Weiterhin sollte betont werden, daß ein Modell - im allgemeinen und im besonderen auch im vorliegenden Fall - dann akzeptabel ist, wenn es Ergebnisse liefert, deren Fehlerwahrscheinlichkeit im nicht-signifikanten Bereich liegt. 

Für alle Modellrechnungen gilt gleichermaßen, daß sie keine Genauigkeit "hinter dem Komma" für sich beanspruchen können. Insofern stimmt die Bemerkung der DT AG, Kostenmodelle seien "proxy models". Zugleich sollte jedoch dem Anspruch der DT AG entgegengetreten werden, Rechnungen des Unternehmens seien im Gegensatz dazu objektiv richtig, von höchster Genauigkeit und somit gewissermaßen Berechnungen erster Klasse. Auch die von der DT AG oder anderen Unternehmen vorgelegten Kostenstudien werden notwendigerweise auf einer Reihe von Konventionen, Durchschnittsbildungen und Prognosen beruhen.

Eine Reihe von Kommentierenden schlägt ausdrücklich ein Verfahren vor, bei dem erste Ergebnisse publiziert werden, bevor alle wünschenswerten Änderungen diskutiert und umgesetzt sind. Dem ist im Hinblick darauf zuzustimmen, daß seitens der Leitungsebene der Reg TP Ergebnisse bis Jahresende angekündigt worden sind, und andererseits die Strukturdiskussion nicht überstrapaziert werden sollte.

Der eingeschlagene Weg der öffentlichen und transparenten Diskussion, der durch die Veröffentlichung der Kommentare nochmals unterstrichen worden ist, wird sehr positiv bewertet und sollte weiter beschritten werden. Es erscheint sinnvoll, die auf der Basis dieser Auswertung von der Reg TP gezogenen Schlußfolgerungen und damit die wesentlichen methodischen Eckpunkte der durchzuführenden Berechnungen öffentlich zu machen. Eine derartige Veröffentlichung unterstützt zudem die vorzunehmende Datenerhebung. 

Da das Kostenmodell mittelfristig Informationen zu Kosten verschiedener Elemente von Interconnection- und Netzzugangsleistungen liefern soll, sollte die Reg TP darüberhinaus erwägen, sich zu diesem Einsatzbereich des Modells zu äußern. Dazu würde es zunächst erforderlich sein, die genannten Leistungen hinreichend präzise zu definieren. Hier ist insbesondere an die Definition von Leistungen etwa in der von der Kommission vorgegebenen Struktur des local, tandem und double-tandem interconnect oder an weitere vom Marktbeherrscher ge- oder entbündelt bereitzustellende Netzelemente, wie lokale Vermittlung oder Transport, zu denken. 

Schlußfolgerungen:

Die Reg TP kann erste Kostenberechnungen auf der Basis des Referenzdokumentes und der auf Basis der Kommentare erfolgenden Modifikationen ankündigen. Die wesentlichen Schlußfolgerungen der Auswertung und damit die wesentlichen Änderungen der Modellstruktur sollten öffentlich gemacht werden.

Die Reg TP sollte klarstellen, daß die Veröffentlichung der Studie weitere Diskussionen und Modellentwicklungen nicht ausschließt. Gleichwohl bilden die Ergebnisse erste unabhängige Informationen zur Absicherung kommender Entscheidungen.

Es sollte darauf hingewiesen werden, daß die Modellergebnisse einen wesentlichen Teilbereich der bei Netzzugängen relevanten Kosten, nämlich die Kosten der Netzinfrastruktur, abdecken. Bei der Bewertung von Nachweisen zu Infrastruktur- und anderen Kosten können jedoch nach wie vor weitere Instrumente wie internationale Preis- und Kostenvergleiche herangezogen werden.

B.1.2	Internationale Erfahrungen mit Kostenmodellen 

Die Erfahrungen in Großbritannien und in den USA, die insbesondere von der DT AG ausführlich dargestellt werden, liefern Erkenntnisse für das eigene Vorgehen, wobei im Vergleich zu den Schlußfolgerungen der DT AG einige Akzentverschiebungen sinnvoll erscheinen. In Großbritannien war das Bottom-up-Modell ein wichtiger Maßstab für die Beurteilung der Ergebnisse des BT-Rechnungswesens. Dies sieht auch die DT AG so, betont aber das Primat der konzerneigenen Rechnungen, die einzig in der Lage seien, ein vollständiges Bild zu zeichnen. Zu beachten ist allerdings, daß OFTEL die von BT vorgelegten Kosten nach unten korrigiert und dabei die Erfahrungen des Bottom-up-Modells genutzt hat. Dies geschah, obwohl BT sowohl Wiederbeschaffungswerte angesetzt als auch zusätzliche Kosten (LRIC) ermittelt hat. Mittlerweile unterliegen Zusammenschaltungsentgelte der Price-Cap Regulierung, so daß eine Kostenbestimmung für Einzelleistungen nicht mehr notwendig ist. Bewährt hat sich in Großbritannien in dem damaligen Verfahren offensichtlich die Bildung einer Arbeitsgruppe unter Führung von OFTEL und NERA. 

Für die Arbeit in der Bundesrepublik ist von der Reg TP zu entscheiden, wie die weitere öffentliche Diskussion in Deutschland organisiert werden soll. Viele der im Referenzdokument aufgeworfenen Fragen und vorläufig getroffenen Konventionen können im nun folgenden Schritt beantwortet bzw. geändert oder mit guten Argumenten beibehalten werden. Wir werden im folgenden aber ausführen, daß eine Reihe von Problemen allein auf Basis der Kommentare nicht endgültig gelöst werden können. Für diese Probleme werden jedoch pragmatische Verfahrensvorschläge gemacht. Fragestellungen, die vermutlich nur durch weitere Forschungsarbeiten und im Diskurs mit den Marktakteuren umfassend gelöst werden können, betreffen die Erfassung von Betriebs- und Vertriebskosten, die Methoden der Nachfrageprognose, die Erfassung und Bewertung von Verbundvorteilen und die damit zusammenhängende Frage der Gemeinkostenallokation sowie die technischen Aspekte der Modellierung einiger Netzelemente.

Die Reg TP sollte eine grundsätzliche Entscheidung darüber herbeiführen, in welcher Form mit solchen Anregungen umgegangen wird, deren Umsetzung nicht mehr im Rahmen des laufenden Verfahrens erfolgen kann. U.E. ist es für einen Entscheid über Richtung und Umfang einer möglichen Weiterentwicklung noch zu früh. Die Reg TP sollte aber zu erkennen geben, daß sie die weitergehenden Vorschläge zur Kenntnis nimmt und prüft. In Vorgesprächen zu dieser Auswertung ist von Seiten der Reg TP die Möglichkeit genannt worden, diesen fachlichen Austausch im Rahmen von vom WIK durchzuführenden Konferenzen zu organisieren. Dies würde die beste Gewähr für die Transparenz dieses öffentlichen Diskurses bieten. Hierzu wären von den verschiedenen Seiten vorher Vorschläge zur Weiterentwicklung des Modells und zur Entwicklung bestimmter Prozeduren der Datenbeschaffung einzubringen, die auf diesen Veranstaltungen ausdiskutiert werden könnten.

Zu beachten ist, daß ein in solchen Konferenzen organisierter Prozeß der öffentlichen Diskussion und Auseinandersetzung zeitaufwendig ist, so daß mit Ergebnissen erst relativ spät gerechnet werden kann. Zudem bindet die Vorbereitung einer Konferenz in erheblichem Umfang personelle Kapazitäten, die dann für die Projektbearbeitung fehlen würden. Es ist deshalb nicht mehr möglich, eine solche Konferenz als Teil der laufenden Projektarbeit durchzuführen. Sie wäre zudem nicht notwendig, da die erforderlichen Konventionen für die nunmehr durchzuführenden Arbeiten von der Reg TP in Zusammenarbeit mit dem WIK getroffen werden können. Der Termin für die mögliche erste Konferenz sollte daher auf die Zeit nach Veröffentlichung der Studie gelegt werden. Die in den folgenden Abschnitten beschriebenen Probleme, deren endgültige Lösung im Projektverlauf nicht erarbeitet werden, sollten vorrangig zur Erörterung auf dieser Konferenz vorgesehen werden.

Der äußerst langwierige Diskussionsprozeß in den USA deutet im übrigen darauf hin, daß die Regulierungsbehörde sich nicht ausschließlich in der Rolle des Schiedrichters sehen sollte, der konkurrierende Modellrechnungen bewertet. Aufgrund der konträren Interessenlage der beteiligten Parteien war für die FCC ein Modellentscheid, der auf breite Akzeptanz hätte hoffen können, nicht möglich. Die nunmehr vorangetriebene Entwicklung eines "staff models" deutet darauf hin, daß die FCC diesen Konflikt nunmehr dadurch lösen will, daß sie eine eigene Modellplattform entwickelt. Vor diesem Hintergrund ist die in der Bundesrepublik gewählte Vorgehensweise als richtig anzusehen. Die Unabhängigkeit des Modells gewährleistet, daß es als Plattform für einen möglichen Konsens zwischen den Beteiligten fungieren kann. Die mittlerweile erreichte Transparenz des Diskussionsprozesses immunisiert das Modell und die Behörde zudem gegen mögliche Vorwürfe der Parteinahme für eine der Parteien.

Zu den Kommentaren der DT AG zur Modelldiskussion in den USA ist schließlich anzumerken, daß das von Gabel und Kennet bereits 1991 entwickelte LECOM-Modell nicht aufgrund von Unzulänglichkeiten in der Modellierung nicht in der aktuellen Diskussion ist. Vielmehr ist der Aufwand der Modellentwicklung und laufenden Anpassung und Entwicklung in regulatorischen Verfahren in den USA so hoch, daß nur mit finanzieller Unterstützung der großen Carrier ein Modell in die Diskussion eingebracht werden kann. Ohne auf eine solche Unterstützung zurückgreifen zu können, hatte ein unabhängiges Modell in der Vergangenheit keine Chance, berücksichtigt zu werden. Mark Kennet, einer der LECOM-Entwickler, ist mittlerweile in der FCC mit der Ausarbeitung des HCPM befaßt. Interessant ist zudem, daß das HCPM zwar von bestehenden Hauptverteilerstandorten ausgeht ("scorched node approach"), allerdings eine Optimierungsroutine für die Trassenführung und Technologie im Anschlußbereich verwendet.

Schlußfolgerungen:

Als geeignete Form der weiteren öffentlichen und transparenten Diskussion erscheint es sinnvoll, Konferenzen vorzusehen, auf denen Vorschläge zur Weiterentwicklung des Modells ausdiskutiert werden können.

Der Termin für die erste Konferenz sollte zu einem Zeitpunkt nach Abschluß der Arbeiten erfolgen, die zu den ersten Berechnungen führen. Eine vor diesem Termin anberaumte Konferenz erscheint weder notwendig noch mit dem Projektablauf vereinbar.

B.1.3	Rahmenbedingungen der Telekommunikationsentgeltregulierung

Kostenmodelle sind weder in deutschen Gesetzen und Verordnungen noch auf europäischer Ebene als Instrument zur Bestimmung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung ausgeschlossen. Es folgt, daß Regulierungsbehörden entscheiden können, sie als Referenzrechnung zur Vorbereitung und Begründung von Entscheidungen heranzuziehen, in denen die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung Prüfmaßstab sind. Insbesondere die Europäische Kommission hat an mehreren Stellen auf die Bedeutung von Bottom-up-Rechnungen hingewiesen, ohne allerdings deren Anwendung bei der Bestimmung von Interconnection-Entgelten ausdrücklich zu fordern. Diese abwartende Haltung beruht auf zwei Motiven: Einerseits kann die Kommission nicht auf eine allgemein anerkannte Berechnungsmethode verweisen, die gegenüber nationalen Entscheidungsträgern durchgesetzt werden könnte. Andererseits vermutet die Kommission, daß auf Seiten der Regulierungsbehörden die notwendigen Kompetenzen und Kenntnisse zur Durchführung eines Bottom-up-Ansatzes nicht in allen Mitgliedstaaten vorausgesetzt werden können.� Die Haltung der EU läßt sich folglich als pragmatisch klassifizieren: Hinsichtlich der Zusammenschaltungskosten läßt die EU zwar ein weites Spektrum von Kostenbegriffen und Rechnungsmethoden zu, empfiehlt aber zugleich konkrete Bandbreiten für die Preise der entsprechenden Leistungen. Man hofft, auf diese Weise mittelfristig eine Konvergenz der Interconnection-Entgelte in den Ländern der Gemeinschaft zu erreichen. 

Die Reg TP kann sich allerdings nicht auf derartige Empfehlungen beschränken und muß vielmehr Kostenbegriff und Ermittlungsmethode klar definieren. Der getroffene Interconnectionentscheid basiert auf dem Vergleichsmarktkonzept. Mittel- und langfristig sollten weitere, ergänzende Instrumente zur Vorbereitung und Begründung von Entgeltentscheidungen zur Verfügung stehen. Einer Bottom-up-Kalkulation mit Hilfe eines Kostenmodells kommt dabei eine bedeutende Rolle zu.

In diesem Zusammenhang erscheint es wichtig zu betonen, daß die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung als zukunftsgerichtetes Konzept nicht unmittelbar aus den Kostenrechnungssystemen regulierter Unternehmen abgeleitet werden können, da in den dort ausgewiesenen Kosten typischerweise Ineffizienzen enthalten sind. In der Telekommunikations-Entgeltregulierungsverordnung vom 1.10.1996 (TEntgV) wird aus diesem Grund zwischen Kosten unterschieden, die das Unternehmen gemäß § 2 TEntgV nachweist, und Kosten, die den Kosten effizienter Leistungsbereitstellung entsprechen. Zwischen beiden Werten kann eine Differenz bestehen, die bei der Entgeltfestsetzung unter den Nebenbedingungen des § 3 Abs. 4 TEntgV berücksichtigt werden kann. Diese Differenz wird als neutraler Aufwand bezeichnet. Die Schlußfolgerung lautet, daß die Feststellung, das beantragende Unternehmen habe seine Kosten nachgewiesen, nicht gleichbedeutend damit ist, daß diese Kosten in vollem Umfange bei der Entgeltentscheidung zu berücksichtigen sind.

Ein Kostennachweis des beantragenden Unternehmens nach § 2 TEntgV kann daher in keinem Fall die Prüfung der Behörde gemäß § 3 TEntgV substituieren. Dies ändert sich auch dann nicht, wenn das Unternehmen Kostennachweise im Rahmen seiner Entgeltanträge auf der Basis eines eigenen modellgestützten Systems der Kostenermittlung führt. Der mögliche Verweis darauf, ein solches System generiere gewissermaßen systemimmanent Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung und begrenze daher den Prüfauftrag des Regulierers auf eine Plausibilitätsprüfung oder eine Prüfung der internen Konsistenz des Antrages, ist nicht stichhaltig. Falls Ausgangspunkt einer solcher Kostenermittlung bestehende Netze und bestehende Produktionsprozesse sind, die nunmehr zu Wiederbeschaffungspreisen bewertet werden, wäre dies z.B. als in keiner Weise hinreichend für die Feststellung der Kosten einer effizienten Leistungsbereitstellung. Folglich kann das Unternehmen mit einem solchen modellgestützten System Kostennachweise führen, die jedoch nach wie vor auf mögliche Konflikte mit dem gesetzlichen Kostenbegriff zu überprüfen sind. Festzustellen ist außerdem, daß es zu einer Ausfüllung des Forward-looking-Gebotes mehr bedarf als nur die Verwendung von Wiederbeschaffungspreisen für Anlagen, die in der Vergangenheit installiert worden sind.

Ein von der Reg TP angewendetes unabhängiges Kostenmodell kann neben anderen Verfahren zur Bestimmung des Maßstabes der Kosten der effizienten Bereitstellung ohne Zweifel einen bedeutenden Beitrag leisten. Es gilt aber auch, daß die Begründung für die Entwicklung und Anwendung von Kostenmodellen um so stärker an Überzeugungskraft verliert, je mehr der Effizienzbegriff auf die aktuelle Produktionsstruktur des regulierten Unternehmens zugeschnitten wird. Einer solchen Sichtweise sollte begegnet werden, indem die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung generell und losgelöst von der spezifischen Produktionsstruktur eines Netzbetreibers interpretiert werden.� Abweichungen von dieser grundsätzlichen Interpretation sind nur dort sinnvoll, wo die Definition der Leistung bestimmte Produktionsverfahren impliziert, wie im Falle der entbündelten Anschlußleitung. Mit dieser Generalisierung des Kostenbegriffs ist im übrigen nicht zwangsläufig die Adaption des sogenannten Greenfield-Ansatzes verbunden, da Restriktionen bei der Netzplanung in jedem Fall berücksichtigt werden können.

Schlußfolgerungen:

Die Reg TP sollte klarstellen, daß Kostenmodelle Teil ihres Prüfungsinstrumentariums für Entgeltanträge sind. Dies steht weder im Widerspruch zum TKG noch zur TEntgV.

Der Begriff der Kosten effizienter Leistungsbereitstellung sollte grundsätzlich unabhängig von der aktuellen Produktionsstruktur des regulierten Unternehmens interpretiert werden.

Zur Ausfüllung des Forward-looking-Gebotes reicht es nicht, bestehende in der Vergangenheit investierte Anlagen mit Wiederbeschaffungspreisen zu bewerten.

B.1.4	Der Kostenbegriff

In der reinen theoretischen Abstraktion wird mit dem Begriff der langfristigen inkrementellen Kosten eine Situation assoziiert, in der alle Kosten des Unternehmens als variabel angesehen werden. Insbesondere gelten Kapazitätsentscheidungen in einer solchen Vorstellung als noch nicht getroffen. Durch diese Annahme wird einerseits erreicht, daß die Kosten einer zusätzlich bereitgestellten Leistung alle Kosten beinhalten, die dadurch entstehen, daß zusätzliche Investitionen in Produktionskapazität erfolgen müssen. Dadurch hebt sich der Begriff der inkrementellen Kosten vom Begriff der kurzfristigen Grenzkosten bei gegebener Kapazität in signifikanter Weise ab. Um zusätzlich auch Fixkosten der ersten Einheit zu berücksichtigen, wird der Begriff der zusätzlichen Kosten häufig als totale inkrementelle Kosten oder durchschnittliche inkrementelle Kosten interpretiert, wobei als Inkrement die gesamte Ausbringungsmenge eines Produktes verstanden wird. Es ist dies die Sichtweise, die den Berechnungen des Kostenmodells zugrunde liegen wird. 

Der Begriff der inkrementellen Kosten ist weiterhin im Kontext der Mehrproduktunternehmung von Bedeutung. Inkrementelle Kosten sind dann solche Kosten, die entstehen, wenn ein Produkt zusätzlich zu anderen in Verbund erstellten Produkten angeboten wird. Im Kostenmodell wird Verbundproduktion konzeptionell auf mehreren Ebenen berücksichtigt. Weitere Ausführungen finden sich in den Schlußfolgerungen zu den Themen 2 und 12/13 des Fragenkataloges (Abschnitte B.2.2 und B.2.12).

Bei der Konkretisierung des Begriffes der Langfristigkeit war im Rahmen des Referenzdokumentes die Frage aufgeworfen worden, welche Vorgaben hinsichtlich des Produktionsverfahrens bei der Kostenermittlung gemacht werden sollten. Zu entscheiden ist u.a., welche Technologie als effizient anzusehen oder wie die Netzstruktur zu gestalten ist. Das Referenzdokument hat diesbezüglich eine Diskussionsgrundlage geschaffen, auf deren Basis den verschiedenen Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme geboten worden ist, die auch intensiv wahrgenommen wurde. Die radikalste Position, die eingenommen werden kann, ist die des sogenannten "Greenfield-Ansatzes", bei dem eine vollständige Neukonstruktion des Netzes mit effizienter Struktur und Technologie unterstellt wird.

Kosten, die auf der Basis eines solchen Ansatzes ermittelt worden sind, bilden nicht zwangsläufig die richtige Orientierung für Maßnahmen der Entgeltregulierung. Dagegen spricht vor allem die Überlegung, daß auch Unternehmen in einem funktionierenden Wettbewerb ihre Preise nicht auf der Basis solcher Kosten bestimmen würden. Angewandt auf ein marktbeherrschendes Unternehmen würde dies zu Entgelten führen, die keine Markteintrittsmöglichkeiten mehr offenlassen. In der praktischen Umsetzung und Ausfüllung des Kostenmodells sind daher von diesem Bild Abstriche vorzunehmen, indem beispielsweise vergangene Investitionsentscheidungen des regulierten Unternehmens und daraus resultierende Anpassungsbeschränkungen mitberücksichtigt werden, wie dies auch miteinander im Wettbewerb stehende Unternehmen bei der Berücksichtigung ihrer Kosten für Preisentscheidungen tun. Anzumerken ist im übrigen, daß die von einigen Parteien geübte Kritik am Greenfield-Ansatz weder Kostenmodelle im allgemeinen noch die Konzeption des "Analytischen Kostenmodells" des WIK im besonderen trifft. Hinsichtlich der bisher dokumentierten Berechnungsdetails ist das WIK-Modell sogar als eher konservativ einzustufen, was in anderen Kommentaren wiederum bemängelt wird.

Die Regulierung verfolgt gerade im Bereich der Netzzugänge das Ziel der Wettbewerbsförderung. Folglich werden Markteintritte auf verschiedenen Wertschöpfungsstufen formal und materiell nicht behindert. Der Entgeltregulierung kommt darüber hinaus die Funktion zu, die "richtigen" Eintrittsanreize zu setzen oder vorsichtiger ausgedrückt, die Verzerrung von Preissignalen zu verhindern. Im Bereich der Zusammenschaltung und der besonderen Netzzugänge geht es zunächst darum, für die make-or-buy Entscheidung bezüglich der Netzinfrastruktur der neuen Wettbewerber die korrekten Signale zu setzen. Markteintritte, die mit Investitionen in neue Infrastruktur einhergehen, sind dann sinnvoll, wenn neue Leistungen angeboten werden sollen, die mit der vom marktbeherrschenden Unternehmen zur Verfügung zu stellenden Infrastruktur nicht produziert werden können oder wenn die gleichen Leistungen zu günstigeren Kosten produziert werden können. Zu beachten ist, daß besondere Netzzugänge nicht nur als Substitut zur Errichtung eines eigenes Netzes angesehen werden können, sondern auch als Komplement. Sie werden häufig von Unternehmen in Anspruch genommen, die in denselben oder angrenzenden Wertschöpfungsstufen bzw. Märkten bereits investieren. Das Argument, eine an effizienter Produktion orientierte Entgeltregulierung verhindere Marktzutritte mit eigener Infrastruktur, ist daher in dieser Pauschalität nicht zu akzeptieren.

Der Maßstab für die geforderten Nutzungsentgelte sollte dabei ein effizient produzierendes Unternehmen sein. Dabei ist in der Tat keine hypothetische Effizienz zu fordern, die nur dann erreicht werden könnte, wenn Unternehmen sich an geänderte Rahmenbedingungen unmittelbar und kostenlos anpassen könnten. Der anzuwendende Effizienzbegriff läßt sich vielmehr als "workable efficiency" charakterisieren, also als Effizienzgrad, der zu erreichen ist, wenn das regulierte Unternehmen alle Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung im Rahmen vorhandener Prozesse und bei der Einführung neuer Prozesse konsequent und ohne Zeitverzug nutzt. Bei der konkreten Ausfüllung dieses Begriffes sind vernünftige Anpassungszeiträume zu unterstellen, d.h. je schneller Anpassungen vollzogen werden können, um so strenger ist der anzulegende Maßstab und um so weniger relevant sind derzeit vorhandene Strukturen und Prozesse. Ein Effi�zienzbegriff, der vorhandene Strukturen in jeder Form unberücksichtigt läßt, kann zwar theoretisch begründet werden, liefert aber keine sinnvolle Ausgangsbasis für die Entgeltfestsetzung, da unter Umständen nachgewiesene Kosten und Kosten der effizienten Bereitstellung zu weit auseinanderfallen.

Regelmäßig werden die Anpassungszeiträume bei der Linientechnik länger bemessen sein als in der Übertragungs- und Vermittlungstechnik. Es erscheint daher angemessen, die vorhandenen Hauptverteilerstandorte in ihrer Funktion als Knoten des Liniennetzes im Rahmen von Entgeltfestsetzungen als bindende Restriktion zu betrachten.

Technik und Struktur des vermittelnden Netzes können dagegen auch kurzfristig angepaßt werden. Hier ist daher zu unterstellen, daß im regulierten Unternehmen sowohl effiziente Technologien eingesetzt, wie auch effiziente Netzstrukturen realisiert werden. Dabei ist das Spektrum der zu berücksichtigenden Technologien nicht auf diejenigen beschränkt, die das Unternehmen bereits selbst einsetzt, sondern auf alle verfügbaren. In diesem Sinne ist es hinreichend, wenn die Technik im In- und Ausland regulär, d.h. außerhalb von Feldversuchen bei der Erbringung von kommerziellen Leistungen eingesetzt wird. Wird eine Technik auch vom regulierten Unternehmen bereits eingesetzt, so kann dies in jedem Falle als Indiz für deren Verfügbarkeit gelten. Werden im Unternehmen unterschiedliche Technologien mit unterschiedlich hohen Kosten verwendet, so ist diejenige zu berücksichtigen, die die geringsten Kosten verursacht. In den Fällen, in denen keine generelle Rangordnung ermittelt werden kann, da unterschiedliche Kostenstrukturen vorliegen, ist eine Durchschnittsbildung anzustreben. Die so festgelegten Grundprinzipien werden bei der Modellentwicklung angewendet und an anderer Stelle in diesem Dokument konkretisiert.

Vom Unternehmen nachgewiesene Kosten, die den so definierten Maßstab übersteigen, sind in diesem Sinne keine Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung, sondern lediglich unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 4 TEntgV zu berücksichtigen. Die Anwendung einer anderen Definition würde den Begriff der "effizienten Leistungsbereitstellung" in unangemessener Weise aushöhlen. Im Rahmen der Berücksichtigung neutraler Aufwendungen kann allerdings Anpassungsproblemen des regulierten Unternehmens an effiziente Strukturen Rechnung getragen werden. An dieser Stelle sollte auch sichergestellt werden, daß der intermodale Wettbewerb (der Wettbewerb zwischen Verfahren/Technologien) nicht durch Regulierungsentscheidungen simuliert und dadurch de facto unterbunden wird (Als-ob Wettbewerb). Dies kann dadurch geschehen, daß neutrale Aufwendungen des Unternehmens, die aus der Entscheidung für eine nicht (mehr) effiziente Technologie herrühren, bei der Festsetzung der Entgelthöhe zumindest für einen Übergangszeitraum berücksichtigt werden, während dies für die ineffiziente Anwendung dieser Technologie nicht gilt.

Somit unterbleiben Markteintritte, die nur deshalb erfolgen, weil die Alternative - die Nutzung vorhandener Infrastruktur - dadurch verteuert wird, daß dem anbietenden Unternehmen die Überwälzung von Ineffizienzen auf Ihre Kunden gestattet wird. Derartige Marktzutritte gehen mit einer Fehlallokation knapper Ressourcen einher.

Die getroffenen Konventionen über effiziente Produktionsverfahren sind in regelmäßigen Abständen zu überprüfen. Damit werden einmal gefällte Entscheidungen immer wieder der kritischen Überprüfung unterzogen und Anpassungen der getroffenen Annahmen vorgenommen. Als Richtschnur kann hier beispielsweise die Laufzeit von Entgeltgenehmigungen gelten. Revisionen der Modellkonventionen sollten rechtzeitig vor anstehenden Entscheidungen eingeleitet werden, um jeweils einen öffentlichen Diskurs zu ermöglichen.

Schlußfolgerungen: 

Die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung sind als die Kosten eines effizient produzierenden Unternehmens zu interpretieren.

In der konkreten Anwendung sind alle einem regulierten Unternehmen offenstehenden Anpassungsmöglichkeiten und -zeiträume zu berücksichtigen. Dies rechtfertigt die Übernahme vorhandener Hauptverteilerstandorte bei der Kostenermittlung für das Anschlußnetz, fordert aber die Zugrundelegung einer optimierten Netzstruktur im nationalen Verbindungsnetz.

Nachgewiesene Kosten, die die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung übersteigen, können als neutraler Aufwand anerkannt werden, wenn sie durch vergangene Entscheidungen für eine aktuell nicht mehr effiziente Technologie begründet sind.

Die Anerkennung darüberhinausgehender Aufwendungen - Ineffizienzen im Rahmen eines gewählten Produktionsverfahrens - ist problematisch, weil sie zu ineffizienten Markteintritten führen kann.

Die getroffenen Konventionen über derzeit effiziente Verfahren sind in regelmäßigen Abständen zu überprüfen.

�B.2	Stellungnahmen zu den vorgestellten Diskussionsthemen

B.2.1	Thema 1: Elementbezogene Kostenermittlung

Nach der beschriebenen Kostenmodellierung werden die Kosten der Netzinfrastruktur grundsätzlich elementbezogen ermittelt, d.h. das Netz wird in Elemente zerlegt, die durch die von ihnen bereitgestellte Funktionalität, wie Vermittlung oder Übertragung, definiert werden. Dienstangebote werden durch die Kombination der Funktionalitäten mehrerer Netzelemente beschrieben.

-	Ist die im Modell vorgenommene Netzzerlegung hinreichend detailliert oder bereits zu weitgehend?

Die bisher vorgenommene Netzzerlegung kann im Bereich des Anschlußnetzes sowie hinsichtlich der lokalen Vermittlungsfunktion weitgehend beibehalten werden. Im letzteren Fall sollten weitere Untersuchungen angestellt werden, um herauszufinden, ob eine weitere Zerlegung oder die Berücksichtigung zusätzlicher Funktionen zur Ermittlung von Kosten besonderer Netzzugänge sinnvoll ist. Die Ergebnisse dieser Untersuchung, die überwiegend über Expertengespräche durchgeführt werden soll, können dann zu Modifikationen des Moduls für die Ermittlung der Kosten der Vermittlungseinrichtungen führen. Diese Modifikationen beeinflussen die Kostenberechnungen für die Teilnehmer�anschlußleitung nicht. Aufgrund des modularen Aufbaus werden Entwicklung und Fertigstellung des Anschlußmoduls nicht beeinflußt.

Eine weitere Zerlegung der Inhouseverkabelung, wie sie von ISIS angeregt wurde, erscheint derzeit für die Ermittlung der Kosten für die entbündelte Teilnehmeranschlußleitung nicht notwendig. Hier kann weiterhin mit Durchschnittswerten gearbeitet werden. Es kommt hinzu, daß die notwendigen Informationen zu einer detaillierteren Betrachtung nach derzeitiger Einschätzung nirgendwo vorliegen (z.B. Art der Wohnbebauung, gewerblichen Bebauung etc.). Wenn Unternehmen im Rahmen der Befragung detaillierte Angaben zur Ableitung der Kosten der Inhouseverkabelung machen, so können diese bei der Festsetzung der Inputwerte berücksichtigt werden.

Die nachdrücklichste Kritik in einer Vielzahl von Kommentaren setzt an der im Modell vorgenommenen Trennung zwischen Orts- und Fernnetz an. Problematisiert wird sowohl die Betrachtung der Ortsnetze als Planungseinheit im vermittelnden Netz wie auch die Trennung der Ortsverbindungs- von der Fernebene. 

Der geäußerten Kritik wird im Rahmen der Modellentwicklung wie folgt Rechnung getragen: Das derzeit parallel laufende Projekt "Kosten des Fernnetzes" hat zum Ziel, eine Kostenanalyse für das nationale Verbindungsnetz zu ermöglichen. Die bisher im Referenzdokument definierte Schnittstelle ist die Grenze eines Ortsnetzes. Ortsnetze können jedoch ebensogut mehrere wie auch keine Vermittlungsstellen aufweisen. In vielen Fällen wären daher Ortsnetze zusammenzufassen, um sicherzustellen, daß wenigstens eine Vermittlungsstelle enthalten ist. Die in der modifizierten Modellversion definierte Schnittstelle ist die der Teilnehmervermittlungsstelle, also der aus Teilnehmersicht ersten vermittelnden Einheit. 

Die Kosten von Verbindungen zwischen Teilnehmervermittlungsstellen, also auch zwischen solchen im selben Ortsnetz, werden mit den im "Fernnetzprojekt" erarbeiteten Programmodulen unter Berücksichtigung von Gesichtspunkten der Verkehrsführung ermittelt. In diesem Sinne verliert die Abgrenzung des Ortsnetzes als Untersuchungseinheit für das Verbindungsnetz und damit für die Ebene der Zusammenschaltung an Bedeutung. Für die Betrachtung des Verbindungsnetzes wird die untere Ebene als Ebene der Vermittlungsstellen und der von diesen versorgten Bereiche (Vermittlungs�bereiche) definiert, nicht wie zuvor als Ebene der Ortsnetze. 

Bei der Kostenermittlung für die entbündelte Teilnehmeranschlußleitung, die auf einer Stichprobenbetrachtung beruhen wird, wird die Abgrenzung des Ortsnetzes als Untersuchungseinheit weiter beibehalten, da eine Reihe von notwendigen Daten nach wie vor auf dieser Ebene vorliegt. Jedes Ortsnetz umfaßt dabei einen oder mehrere Anschlußbereiche, die hinsichtlich ihrer Kosten voneinander unabhängig sind. Die Stichprobe wird ca. 125 Ortsnetze und somit ca. 160 Anschlußbereiche umfassen.

Die Zuordnung von Anschlußbereichen zu Vermittlungsstellen im Verbindungsnetz kann dabei gemäß Netztopologie der DT AG erfolgen, wobei dann allerdings mögliche Ineffizienzen des Netzes übernommen würden. Die Alternative, die der oben vorgenommen Operationalisierung des Kostenbegriffes entspricht, ist die Ermittlung der effizienten Zahl von Vermittlungsstellen im Netz der DT AG unter Berücksichtigung von Kapazitätsgrenzen hinsichtlich anzuschließender Teilnehmerzahlen bzw. Verkehrsmengen einerseits und mindestoptimalen Vermittlungsstellengrößen andererseits.� Für die so ermittelte Zahl von Teilnehmervermittlungsstellen sind effiziente Standorte zu bestimmen. Es wird angenommen, daß das zu lösende Optimierungsproblem auf eine Minimierung der Kosten für die Heranführung der Hauptverteiler an die VSt hinausläuft. Das Problem wird dadurch vereinfacht, daß die Menge aller denkbaren Standorte für Vermittlungsstellen auf die aktuellen Standorte der Hauptverteiler beschränkt wird. Dies vereinfacht einerseits die Lösung des Optimierungsproblems und trägt andererseits den Anpassungsmöglichkeiten des etablierten Netzbetreibers Rechnung. 

Mit diesem Vorgehen wird den vorgebrachten Einwänden Rechnung getragen. An dieser Stelle soll nur kurz darauf verwiesen werden, daß die von der DT AG geforderte Neukonzeption des Verbindungnetzes im Rahmen der Entwicklung des Fernnetzprojektes bereits langfristig angelegt war und nunmehr mit der Verzahnung der Forschungsprojekte zu den Kosten des Orts- und des Fernnetzes umfassend geleistet wird. In Zukunft wird das Kostenmodell in verschiedenen Modulen die Ermittlung der Kosten verschiedener Netzzugangs- und Zusammenschaltungsleistungen ermöglichen. Die Kostenermittlung für Interconnectionleistungen erfolgt dabei in einem integrierten Modul, d.h. Orts- und Fernverbindungsebene werden nicht mehr separat sondern gemeinsam analysiert. Dies bedeutet zugleich, daß lokale und nationale Netzebene im Rahmen des Modells gemeinsam konzipiert und optimiert werden. Die generelle Netzstruktur sieht ein Drei-Ebenen-Netz vor. Die untere Ebene bildet ein Zugangsnetz, dessen Knoten in der logischen Struktur sternförmig an die nationale Backbone-Ebene angebunden sind. 

Die Backbone-Ebene zerfällt wiederum in eine untere und eine obere Ebene. Für die obere Ebene gilt, daß die Knoten in der logischen Struktur vollvermascht sind. Knoten der unteren Backbone-Ebene sind nur dann direkt miteinander verbunden, wenn der Verkehr zwischen beiden hinreichend groß ist. Ansonsten wird der Verkehr über die obere Ebene geführt. Innerhalb des Backbone-Netzes wird eine hierarchische Leitweglenkung realisiert. Dabei werden Direktwege mit relativ hohem Verkehrsverlust dimensioniert. Der am Direktweg abgewiesene Verkehr läuft auf andere Wege und ggf. schließlich auf den Letztweg über, der mit geringer Verlustwahrscheinlichkeit geplant wird.

Die Zuordnung der Knoten zu Ebenen und die Anbindung der Knoten unterer an solche der oberen Ebene wird ebenso wie die Verkehrsführung modellimmanent vorgenommen, wobei die Hauptverteiler der DT AG und die an diesen angeschlossenen Teilnehmer die Ausgangsbasis bilden. Basierend auf gehendem Teilnehmerverkehr und Entfernungen zwischen Knoten wird eine Verkehrsverteilung ermittelt, wobei die Verteilungsfunktion unterschiedliche Parameterwerte aufweisen kann. Vorgegeben wird die Zahl der Knoten auf den verschiedenen Ebenen, wobei die Anzahl auf einzelnen Ebenen auch Null sein kann. Die aktuelle Netzstruktur der DT AG kann als Sonderfall in die Betrachtung einbezogen werden, in welchem Fall die Netzstruktur vollständig vorgegeben wird.

Im weiteren Projektablauf, werden zudem weitere (Sub-) Elemente des Telekommunikationsnetzes in den Modellrahmen eingeführt. Hierbei handelt es sich in erster Linie um das Signalisierungsnetz, dessen Transportkapazität im Rahmen der Verbindungsnetzanalyse betrachtet werden kann. Bei der Weiterentwicklung der Modellierung für die Vermittlungsfunktion wird angestrebt, die Bearbeitung und Vermittlung der Signalisierungsinformation detaillierter als bisher zu erfassen.

Der übertragungstechnische Teil des Anschlußnetzes, also die Verbindung zwischen Hauptverteiler und Vermittlungsstelle, kann und wird separat betrachtet werden, da hier Aspekte der Verkehrsführung keine Rolle spielen. Auf die Modellierung dieses Segmentes wird in Abschnitt B.2.5 vertieft eingegangen.

Das gesamte Kostenmodell ist streng modular aufgebaut, so daß die Entwicklung und Anwendung der Berechnungsmethoden für die verschiedenen Netzsegmente voneinander unabhängig erfolgen kann. Die Verklammerung der einzelnen Module erfolgt durch den Zugriff auf eine gemeinsame Datenbasis. Änderungen und Überarbeitungen einzelner Module haben daher keine Auswirkungen auf die Einsatzfähigkeit anderer Programmteile. Insbesondere führt die Integration der Projektarbeiten nicht zu Verzögerungen bei der Fertigstellung und Anwendung des Modellteiles für den Anschlußbereich.

Schlußfolgerungen:

Der generelle Ansatz der elementorientierten Kostermittlung wird weiterhin verfolgt. Die vorgenommene Zerlegung des Netzes in Elemente kann im wesentlichen beibehalten werden. Die Teile des Modells, die Kosten von Zusammenschaltungsleistun�gen ermitteln, werden unter Rückgriff auf Ergebnisse des laufenden Forschungsprojektes zu den Kosten der Fernnetzebene neu konzipiert. Die bisher vorgenommene Trennung zwischen lokaler Verbindungsebene und Fernverbindungsebene wird zugunsten einer integrierten Betrachtung des nationalen Netzes aufgegeben.

Die Kostenberechnungen für Zusammenschaltungsleistungen basieren aufgrund kurzer Investitionszyklen und hoher Flexibilität auf einem Netzmodell, bei dem ausgehend von bestehenden Hauptverteilerstandorten ein hinsichtlich Knotenzahl, Kno�tenhierarchie und Verkehrsführung optimiertes Netz errechnet wird.

Die Reg TP sollte erwägen, eine Entgeltstruktur für Zusammenschaltungsleistungen vorzugeben, die gemäß EU-Vorgaben und vielfacher Praxis elementbezogen und nicht entfernungsbezogen aufgebaut ist.

Die Modellteile für den Anschlußbereich (Zugang zur entbündelten Anschlußleitung) und für das vermittelnde Netz (Zusammenschaltungsleistungen) können logisch voneinander getrennt werden, da sie lediglich über eine gemeinsame Datenbasis miteinander verbunden sind. Folglich kann die Entwicklung und Anwendung der Modellteile entsprechend den von der Reg TP vorgebenen Prioritäten vorangetrieben werden.

B.2.2	Thema 2: Gemeinsame Nutzung von Infrastruktur

Das Ausmaß der gemeinsamen Nutzung bestimmter Infrastruktureinrichtungen (Gebäude, insbesondere aber Gräben und Kabelkanalanlagen) zwischen Netzele�menten, sowie zwischen den hier untersuchten Telekommunikationsnetzen für schmalbandige Dienste und anderen Netzen (Breitbandverteilnetze, Breitband-Overlay-Netze, Gas-, Wasser-, Elektrizitätsnetze) stellt einen wichtigen Faktor bei der Kostenermittlung dar. Der dargelegte Modellierungsansatz berücksichtigt die Komponente gemeinsamer Nutzung zunächst nicht. 

-	Wie sollte nach Ihren Vorstellungen das Ausmaß der gemeinsamen Nutzung zwischen Netzelementen oder Netzen erfaßt und operationalisiert werden? 

-	Ist es für Sie hinreichend, Inputpreise, etwa für Tiefbauleistungen, entsprechend anzupassen oder sollte ein expliziter Kostenallokationsalgorithmus in das Modell integriert werden?

Der im Referenzdokument geäußerte Einschätzung des WIK, daß bei der gemeinsamen Nutzung von Netzinfrastruktur Verbundvorteile vorlägen und daß diese im Modell zu berücksichtigen seien, stimmen alle Kommentierenden zu. 

Unterschieden werden können drei Quellen von Verbundvorteilen und damit von Gemeinkosten. Es sind dies Verbundvorteile zwischen Telekommunikationsnetzen eines Betreibers und Netzen anderer Betreiber, was sowohl andere TK-Netzbetreiber wie auch Versorger umfaßt, Verbundvorteile zwischen Netzen eines Betreibers, etwa PSTN und Breitbandkabel, und schließlich Verbundvorteile zwischen Netzelementen, wie Hauptkabel- und Verbindungsnetz.

Einen gleichermaßen theoretisch fundierten wie praktikablen Weg, Verbundvorteile zu erfassen und die entstehenden Gemeinkosten zu verteilen, schlägt keine der Parteien vor. Hinsichtlich der Berücksichtigung dieser Verbundvorteile im Modell wird folgendes Vorgehen vorgeschlagen: Die Gemeinkostenallokation zwischen unverbundenen Unternehmen ist zunächst kein regulatorisches Problem. Für die Kosten effizienter Leistungbereitstellung ist relevant, welches Ergebnis hinsichtlich der Kostenaufteilung ein Netzbetreiber erreichen kann, da regelmäßig nicht anerkannt werden kann, daß das regulierte Unternehmen die Gemeinkosten alleine trägt. Gemeinkosten fallen in erster Linie bei der Verlegung von Kabeln in Form der Grabungsarbeiten und Infrastrukturerrichtung an. Im Modell wird die Investitionssumme ermittelt, die auf derartige Projekte entfällt. Auf diese Summe, die wohlgemerkt nicht die Investitionen in Kabel und Übertragungstechnik enthält, wird ein Faktor angewendet, der als Eingabegröße in das Modell integriert wird. Bei der Parametrisierung dieses Faktors ist zu berücksichtigen, auf wieviel Prozent der Trassen Beilauf realisiert werden kann. Historische Werte können hier eine erste Näherung liefern. Die auf dieser Basis ermittelten Kosten bilden jedoch eine Obergrenze, da der realisierte Beilauf in der Regel unter dem technisch möglichen und von einem vorausschauend planenden Unternehmen zu verwirklichenden Maß liegen wird. Das stärker wettbewerbs- und damit kostenorientierte Verhalten der Telekommunikations- und Versorgungsunternehmen wird vermutlich zu mehr Kooperation führen. Das Bemühen der Gemeinden, das Ausmaß der Straßenbautätigkeit zu begrenzen, wird in die gleiche Richtung wirken. 

Dieser Teil der Investitionskosten ist als Gemeinkostenblock zu behandeln. Sofern keine wesentlichen Gründe dagegensprechen, wird die Investitionssumme gleichmäßig auf die Projekte verteilt. Die Annahme der gleichen Verteilung der Gemeinkosten auf die Projekte ist im übrigen dann zu rechtfertigen, wenn die Kostenstrukturen der Projekte annähernd gleich sind. Zur Begründung kann hier auf Ergebnisse der Kooperativen Spieltheorie verwiesen werden. In der Vergangenheit praktizierte Kostenarrangements haben zukunftsgerichtet im übrigen keine Bedeutung, nicht zuletzt deshalb, weil das Umfeld der Akteure sich grundlegend gewandelt hat (Privatisierung, Marktöffnung). Sollte die DT AG nachweisen, daß sie in der Vergangenheit überproportional zu den Kosten der Infrastruktur beigetragen hat, könnte dies im Rahmen der Anerkennung neutralen Aufwandes erfolgen.

Es soll nicht verkannt werden, daß die Festlegung des Beilauffaktors mit Schwierigkeiten verbunden sein wird. Netzbetreiber, namentlich die DT AG, sollten in die Pflicht genommen werden, zumindest historische Daten beizubringen. Die von der DT AG geäußerten Probleme bei der Ermittlung eines solchen Faktors lassen darauf schließen, daß kurzfristig keine Daten verfügbar sind, so daß zunächst mit Näherungswerten gearbeitet werden muß.

In einem zweiten Schritt wird ein Faktor in das Modell eingearbeitet, der es ermöglicht, die verbleibenden Kosten der Infrastruktur weiter zwischen Netzen aufzuteilen, die vom regulierten Unternehmen betrieben werden, also etwa zwischen BK und PSTN. Bei der Parametrisierung dieses Faktors sollte eine Aufteilung der Gemeinkosten nach genutzter Kapazität (Leerrohre, Zahl der Kabel) unterstellt werden. Dieser Ansatz erscheint pragmatisch und macht keine weiteren Datenanforderungen (Umsätze, Einzelkosten) notwendig. Er ist darüberhinaus kostentreiberorientiert, da die Gesamtkosten der Tiefbauarbeiten mit der Kabelzahl oder Leerrohrzahl variieren.

Der letzte Punkt, die Verbundproduktion zwischen Netzelementen, hat wesentlich geringere Auswirkungen auf die ermittelten Kosten. Vorgeschlagen wird, Gemeinkosten in der Linientechnik (VzK, HK, Verbindungskabel) nicht zu berücksichtigen. Verzweigernetz, Hauptkabelnetz und Verbindungsnetz werden weiterhin stand-alone modelliert. Gemeinkosten zwischen Anschlußnetz, Vermittlung und Übertragungsnetz entstehen durch die gemeinsame Unterbringung der Komponenten sowie ggf. durch Investitionen in unterstützende Einrichtungen, wie Klimatisierung, Stromversorgung, Büroausstattung etc. Nach welchem Kriterium hier Kosten zugerechnet werden, kann zu einem späteren Zeitpunkt entschieden werden. Anzustreben ist eine Allokation nach möglichst einfachen Regeln, wie genutzten Quadratmetern oder hilfsweise nach dem Verhältnis der zusätzlichen Kosten.

Die Reg TP muß sich mit der Grundsatzfrage auseinandersetzen, welche Spielräume das regulierte Unternehmen bei der Gemeinkostenallokation haben sollte. Marktbestimmte Deckungsbeiträge, wie von der DT AG gefordert, können nicht in Frage kommen, wenn regulierte und nicht regulierte Angebote im Verbund produziert werden. Das hier vorgeschlagene Verfahren beinhaltet Aufteilungs- und Allokationsregeln, die weitestgehend kosten- und kostentreiberorientiert sind. Wird zu einem späteren Zeitpunkt eine andere Aufteilung angestrebt, so kann das Modell dahingehend modifiziert werden, daß zusätzliche Kosten des PSTN und Gemeinkosten so weit als möglich getrennt ausgewiesen werden. Im Anschlußbereich kommt die Infrastruktur (Gräben, Rohre und Schächte) als Gemeinkostenblock in Betracht. Da diese bereits in der aktuellen Version getrennt von den Kabelinvestitionen errechnet und ausgewiesen wird, sind derartige Änderungen nicht problematisch. Weitere Ausführungen zur Gemeinkostenproblematik finden sich in Abschnitt B.2.12.

Schlußfolgerungen:

Die Reg TP muß zu gegebener Zeit die Spielräume definieren, die einem entgeltregulierten Unternehmen bei der Gemeinkostenallokation eingeräumt werden. Insbesondere zwischen Leistungen, für die das regulierte Unternehmen sich unterschiedlicher Wettbewerbsintensität gegenüber sieht, kann eine nachfrageorientierte Aufteilung der Gemeinkosten nicht akzeptiert werden. Zu konkretisieren ist der Maßstab der "Angemessenheit" eines Zuschlages für leistungsmengenneutrale Gemeinkosten.

Regeln zur Aufteilung von Gemeinkosten sollten in diesen Bereichen zum einen einfach und zum anderen so weit wie möglich kostenorientiert, d.h. etwa an den zusätzlichen Kosten der Leistungen orientiert sein. Auch eine Aufteilung nach physikalischen Kriterien (Anzahl der Kabel pro Graben, Doppeladern pro Kabel, Leitungen pro Bündel) kann sinnvoll sein.

Die gemeinsame Nutzung von Infrastruktur wird im Modell durch zwei Beilauffaktoren berücksichtigt, durch die die Allokation von Tiefbaukosten zu den Elementen des PSTN beeinflußt wird. Kurzfristig werden für die Bestimmung dieser Faktoren keine Informationen zur Verfügung stehen, so daß zunächst mit Näherungswerten gearbeitet werden muß.

B.2.3	Thema 3: Quellen für Nachfrageparameter

Für die im Ortsnetzbereich angebotenen Leistungen - Bereitstellung von Anschlüssen, Vermittlungs- und Übertragungsleistungen sowie ggf. Festverbindungen - sind zukunftsgerichtete Nachfrageparameter anzugeben, die sowohl der Kostenermittlung dienen als auch die Ausgangsbasis für die Ermittlung der jährlichen Leistungsnachfrage darstellen.

Welche Informationsquellen sollten bei der Bestimmung der Anschlußnachfrage neben Daten der Bevölkerungsstatistik und Netzbetreiberangaben herangezogen werden?

Das Kostenmodell soll Informationen über Kosten von Netzelementen zur Unterstützung von Regulierungsentscheidungen liefern. Das Modell kann die Investitionsplanung eines Unternehmens nicht im Maßstab 1:1 nachzeichnen und muß dies auch nicht, da eine Reihe der dort verarbeiteten Informationen für die Kostenbestimmung auf der für Regulierungsentscheidungen angemessenen Ebene der Durchschnittsbildung vernachlässigbar sind. Die Untersuchungsebene, die im Modell betrachtet wird, ist die der Hauptverteiler und Vermittlungsbereiche, nicht etwa die der Verzweigerbereiche. Für einzelne Verzweigerbereiche sind daher Fehler bei der Bestimmung der Anschlußnachfrage hinnehmbar, solange mit hinreichender Sicherheit erwartet werden kann, daß auf der Ebene des Anschluß- oder Vermittlungsbereichs ein gegenseitiger Fehlerausgleich erfolgt. Nicht hinnehmbar ist dagegen eine systematische Verzerrung in den Berechnungen, die von einigen Kommentierenden allerdings vermutet wird. 

Besonders kritisiert wird einerseits die Ableitung der Privatkundennachfrage aus Bevölkerungsstatistiken u.a. mit dem Hinweis auf deren mangelnde Aktualität und andererseits die Zuweisung von Geschäftskunden durch nach Bevölkerungsdichte differenzierte Zuschläge. Kostenverzerrungen können nun daraus resultieren, daß die Zahl der Teilnehmer pro Anschlußbereich/Ortsnetz systematisch über- oder unterschätzt wird. Bereits im Referenzdokument ist allerdings darauf hingewiesen worden, daß mit Hilfe von Netzbetreiberangaben zur Zahl der Anschlüsse pro Anschlußbereich/Ortsnetz ein solcher Schätzfehler vermieden werden kann. Die verwendeten Bevölkerungsstatistiken ermöglichen es vor allem, die Verteilung der Privatkunden innerhalb des lokalen Netzes nach Stadtteilen differenziert darzustellen. Hier erscheint eine Fortschreibung der Volkszählungsdaten von 1987 akzeptabel, auch wenn ungleichmäßige Entwicklungen der Haushaltszahlen in verschiedenen Stadtteilen nicht ausgeschlossen werden können. Systematische Fehler könnten auftreten, wenn ein demographischer Trend zur Besiedlung/Firmenansiedlung von Randlagen zu Ungunsten der Kernlagen vorläge, der tendenziell höhere Durchschnittskosten der Teilnehmeranschlußleitung nach sich ziehen könnte. 

Hierzu sind allerdings zwei Anmerkungen sinnvoll:

Ein möglicher Trend zur Abwanderung von Wohnbevölkerung in Randlagen wird zum Teil auch in der Gemeindestatistik erfaßt, da oft Gemeindegrenzen überschritten werden. Lediglich Siedlungsentwicklungen innerhalb von Gemeindegrenzen wer�den bei einer Fortschreibung der Wohnplatzdaten auf Basis von Stichproben auf Gemeindebene nicht erfaßt.

Eine wesentliche Fehlerquelle, die mit der zuvor angestellten Überlegung eng verbunden ist, und die insbesondere von der DT AG genannt wird, liegt in der Nicht-Berücksichtigung neu entstehender Wohngebiete in der Netzstruktur. Dieser Fehler tritt allerdings nur dann auf, wenn veraltetes Kartenmaterial verwendet wird. Bei Nutzung aktueller Karten ist in jedem Fall sichergestellt, daß alle besiedelten Gebiete mit Kabeltrassen an Hauptverteilerstandorte angebunden werden. Das Fehlerpotential begrenzt sich in diesen Fällen auf eine nicht korrekte Verteilung der Anschlüsse zwischen Verzweigerbereichen und damit auf Fehler bei der Ermittlung der Leiterkosten, deren Richtung nicht eindeutig ist und die zudem weniger gravierend sind als die Unterschätzung der Trassenlänge. Sensitivitätsanalysen können Auskunft über die Höhe möglicher Abweichungen geben. 

Vorgeschlagen wird, die Nachfrage nach Privatanschlüssen auf Wohnplatzbasis weiterhin in einem ersten Schritt aus der Bevölkerungsstatistik abzuleiten und über alle bebauten Flächen des Ortsnetzes zu verteilen. Anschließend wird die aggregierte Anschlußzahl mit Angaben der DT AG abgeglichen und linear angepaßt. Dies stellt sicher, daß das Modell in jedem Ortsnetz mit der realen Zahl von privaten Anschlüssen arbeitet.

Die gleiche Argumentation kann auch für die Zuweisung von Anschlüssen von Geschäftskunden zu Verzweigerbereichen geführt werden. Solange bei der Erstellung der Karte alle bebauten Gebiete als Verzweigerbereiche gekennzeichnet werden, beschränkt sich der mögliche Fehler auf Nachfrageverschiebungen zwischen Verzweigerbereichen. Daten zu Geschäftskundenanschlüssen können ebenfalls der genannten Statistik der DT AG entnommen werden. Eine alternative, stärker disaggregierte Ermittlung der Anschlußzahlen etwa aus der Arbeitsstättenzählung oder den Gelben Seiten erscheint unverhältnismäßig aufwendig.

Kritik wurde an der grundsätzlichen Verwendung und an der Gestaltung des Geschäftskundenaufschlages geübt. In der Tat erscheint die empirische Fundierung differenzierter Zuschläge, wie sie im Referenzdokument beschrieben sind, schwierig. Wir schlagen daher vor, aus Gründen der Klarheit und Einfachheit zukünftig einen Aufschlagssatz zu verwenden, der dem Verhältnis von geschäftlichen zu privaten Anschlüssen im betrachteten Ortsnetz gemäß den Statistiken der DT AG entspricht. Dieser Aufschlag ist folglich kein globaler Parameter, sondern wird für jedes in der Stichprobe enthaltene Ortsnetz ermittelt. Weiterhin werden dadurch zwar dicht besiedelten Gebieten höhere absolute Werte für Geschäftskundenanschlüsse zugewiesen, was in Einzelfällen (reines Wohngebiet/Geschäftsgebiet) zu einer falschen Nachfrageverteilung führen könnte. Die Abgrenzung der Wohnplätze, die in etwa mit Stadtteilen korrespondieren und die für die Verteilung der privaten Anschlußnachfrage herangezogen wird, ist jedoch in der Regel so groß bemessen, daß reine Geschäftsviertel oftmals in Wohnplätzen gemeinsam mit dichtbesiedelten Wohngebieten liegen (Innenstädte), so daß das proportionale Verhältnis von Privat- und Geschäftskunden auf der Wohnplatz�ebene grundsätzlich nicht aufgehoben wird.

Bei der Ermittlung von Werten für den gehenden Verkehr eines Anschlußbereiches kommt es darauf an, auf der Ebene der Anschlußbereiche/Hauptverteiler realistische Verkehrswerte zu ermitteln, während die individuellen Nachfragemerkmale kleinräumigerer Einheiten, wie einzelner Verzweigerbereiche oder gar einzelner Anschlüsse, irrelevant sind. Eine gute Basis bietet die Zahl der verschiedenen Anschlußtypen (analoger Anschluß/ISDN-Basisanschluß/ISDN-PrMux-Anschluß), die auf Ebene der ASB von der DT AG geliefert werden kann und im Rahmen der Datenerhebung erbeten werden sollte. Für einzelne Anschlußtypen können dann für die Netzplanung sinnvolle erwartete Verkehrswerte festgelegt werden. Dabei wäre zu unterstellen, daß die Entscheidung für einen bestimmten Anschluß wesentlich (nicht ausschließlich) von der erwarteten Verbindungsnachfrage abhängt. So werden etwa kleine und mittlere Nebenstellenanlagen mit einem oder mehreren Basisanschlüssen angeschlossen, wobei die Zahl von der erwarteten Verbindungsnachfrage abhängt. Folglich variiert die Verbindungsnachfrage pro nachgefragtem Anschluß deutlich weniger als die Nachfrage pro Kunde, so daß hier mit Durchschnittswerten gearbeitet werden kann, ohne daß in einzelnen Anschlußbereichen mit gravierenden Fehlern gerechnet werden muß. Vorliegende Informationen über die Verteilung der Anschlußarten auf verschiedene Kundengruppen können allerdings zur weiteren Differenzierung genutzt werden (ISDN/Privat vs. ISDN/Business).

Eine detaillierte und zuverlässige Prognose der zukünftigen Nachfrage nach Telekommunikationsdiensten ist ohne Zweifel schwierig, wenn nicht gar unmöglich. Dies gilt, da einerseits eine Reihe von neuen Diensten angeboten werden wird und zugleich eine Reihe neuer Tarifformen entwickelt wird, wobei das Preisniveau insgesamt sinken wird. Es ist daher sinnvoll, die dem Modell zugrundeliegende Nachfrageprognose möglichst einfach zu halten und nicht durch hohe Detailliertheit den Eindruck großer Genauigkeit zu vermitteln, die letztlich nicht erreichbar ist. Weiterhin sollten die ins Modell eingestellten Nachfragewerte laufend mit beobachteten bzw. gemessenen Werten verglichen werden. In einem Revisionsprozeß können diese Werte dann falls notwendig geändert werden.

Das WIK-Modell legt bei der Dimensionierung eines Netzelementes die Hauptverkehrsstunde des Aggregates aller Dienste/Teilnehmer zugrunde. Richtig ist, daß die Addition der Verkehrsspitzen verschiedener Dienste/Teilnehmer in den Fällen, in denen diese Spitzen zeitlich auseinanderfallen, zu einer Überdimensionierung des Netzes führen würde. Daher ist klarzustellen, daß die erfragten und im Modell verwendeten Verkehrswerte einer Nachfragergruppe oder eines Anschlußtyps als Verkehrswerte in der Spitzenstunde aller Nachfrager/Anschlüsse zu interpretieren sind. Hier kann es sinnvoll sein, für die wesentlichen Anschlußtypen ggf. differenziert nach geschäftlicher und privater Nutzung Tagesverkehrsprofile zu ermitteln.

Je nach Zusammensetzung des Anschlußbereiches kann die Lastspitze, z.B. für die zugeordnete Teilnehmervermittlungsstelle, zu verschiedenen Zeiten auftreten. In diesem Falle gilt, daß, wie von der DT AG angeführt, durch zeitabhängige Verkehrsführung netzplanerische Synergien realisiert werden können, so daß bei einer Dimensionierung gemäß der elementbezogenen Spitzenlast tendenziell eine Überschätzung der Kosten vermutet werden kann. Vorgeschlagen wird allerdings weiterhin eine Orientierung an der elementbezogenen Lastspitze, da anderenfalls die Datenanforderung und die Komplexität des Modells erheblich zunehmen würden. Dabei ist allerdings zu beachten, daß die ermittelten Kosten die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung übersteigen können. 

Zur Erfassung der Nachfrage nach Festverbindungen gibt es keine verwertbaren Hinweise. Vorgeschlagen wird, zur Festlegung der Parameter für den Festverbindungsanteil im Anschlußnetz auf Angaben der DT AG zurückzugreifen, die ebenfalls auf der Ebene der Ortsnetze, z.T. Anschlußbereiche vorliegen. Zur Abschätzung der Anteile von Festverbindungen in verschiedenen Segmenten des Verbindungsnetzes müssen weitere Informationen von Netzbetreibern eingeholt werden.

Schlußfolgerungen:

Bevölkerungsstatistische Daten sind grundsätzlich geeignet, um die Verteilung von Anschlüssen in der Fläche zu erfassen. Die Berücksichtigung von Neubaugebieten wird durch die Verwendung aktuellen Kartenmaterials sichergestellt.

Die ermittelten Anschlußzahlen sind in der Summe allerdings an die realen Anschlußzahlen anzupassen. Hierzu sollte die DT AG um die Bereitstellung entsprechender Daten auf Ebene der Anschlußbereiche und Ortsnetze gebeten werden.

Die Angaben sollten nach Anschlußarten und Kundentypen differenziert sein, um eine präzise Ermittlung der erwarteten Verbindungsnachfrage auf der Ebene der Hauptverteiler zu ermöglichen.

Angaben sollten von der DT AG ebenfalls erbeten werden zur Zahl der Festverbindungen bis 2 Mbit/s auf der Ortsnetz- oder Anschlußbereichsebene.

B.2.4	Thema 4: Topologie des Referenznetzes

Die getroffenen Annahmen über die Zahl und die Standorte von Hauptverteilern und Netzknoten des bei der Kostenermittlung zugrundegelegten Referenznetzes haben auf die Ergebnisse, insbesondere hinsichtlich der Kosten der Teilnehmer�anschlußleitung, bedeutenden Einfluß.

Welche Vorgaben sollten aus Ihrer Sicht hinsichtlich Zahl und Art der Netzknoten sowie der Standorte der Hauptverteiler gemacht werden?

In der überwiegenden Zahl der Kommentare wird eine Übernahme der Hauptverteiler und der Ortsnetz- bzw. Anschlußbereichsabgrenzungen der DT AG bei der Kostenermittlung für die entbündelte Teilnehmeranschlußleitung als sinnvoll anerkannt oder doch wenigstens akzeptiert. Dies geschieht zum Teil unter Verweis auf pragmatische Erwägungen (o.tel.o, VATM, NORTEL) wobei betont wird, daß sowohl Verbindungs- wie Anschlußnetz optimiert werden könnten bzw. sollten. Die DT AG sowie Prof. Knieps halten dagegen die Orientierung an Hauptverteilerstandorten für zwingend geboten, da nur so die Pfadabhängigkeit der Investitionsentscheidungen berücksichtigt werden könne und andererseits ansonsten falsche Investitionsanreize gesetzt würden. Hingewiesen wird auch auf die Regulierungspraxis in den USA sowie Großbritannien. In diesen Kommentaren wird darüberhinaus deutlich gemacht, daß auch andere Elemente des Netzes wie Zahl und Lage von Vermittlungsstellen dem Ist-Zustand nachgebildet sein sollten. Dies wird von anderen Kommentierenden strikt abgelehnt, da hier beträchtliche Ineffizienzen vermutet werden, deren Beseitigung von der DT AG auch bereits angekündigt worden sei. 

Bei der Beurteilung der verschiedenen Vorschläge ist sowohl die Angemessenheit wie die Umsetzbarkeit der Anmerkungen und Vorschläge zu berücksichtigen.

Die Überlegungen, die bereits bei der Diskussion des angemessenen Kostenbegriffs angestellt wurden, sind hier anzuwenden. Die Verlagerung von Hauptverteilerstandorten ist nur in einer sehr langfristigen Perspektive sinnvoll, die im gegebenen Regulierungszusammenhang der Entgelte für besondere Netzzugänge nicht angemessen erscheint. In anderen Fällen, etwa bei der Bestimmung von Universaldienstkosten, kommt Optimierungsüberlegungen eine größere Bedeutung zu.

Bei der Kostenberechnung für das Anschlußnetz sind aber in jedem Falle moderne Verfahren, etwa der Kabelverlegung, sowie plausible Reservekapazitäten unter Berücksichtigung aktueller technischer Möglichkeiten zur Mehrfachnutzung von Kupferdoppeladern (ISDN, ADSL, HDSL) zu berücksichtigen. Aktuell beobachtete Beschaltungsgrade können keinesfalls pauschal als effizient anerkannt werden, wie dies in der Argumentation der DT AG gefordert wird. Die Berücksichtigung von in der Vergangenheit aufgebauten, aus heutiger Sicht zu hohen Reservekapazitäten bei der Ermittlung von Kosten effizienter Leistungsbereitstellung ist nicht akzeptabel. Ihre Anerkennung als darüber hinaus nachgewiesene Kosten und damit ggf. als neutraler Aufwand gemäß § 3 Abs 4 TEntgV ist in Betracht zu ziehen, wenn auch nicht unproblematisch (Vgl. B.1.4.).

Während die Lage der Hauptverteiler als Schnittstelle zwischen Anschlußleitung und übertragungstechnischem Teil des Anschlußnetzes übernommen werden kann, sind die Zahl und Standorte der Vermittlungseinrichtungen nicht dem Status quo nachzubilden. Ein Netzbetreiber verfügt über umfassende Möglichkeiten, auch kurzfristig die Struktur des vermittelnden Netzes zu verändern. Dabei entspricht die Menge der HVt-Standorte den möglichen Standorten für Übertragungstechnik und Vermittlungstechnik. Die Zusammenfassung von Anschlußbereichen zu Vermittlungsbereichen und deren Verbindung untereinander sollte im Modell den Regeln effizienter Netzplanung nachgebildet werden, wobei für Vermittlungsstellen als Modellparameter eine mindestoptimale technische Betriebsgröße ebenso wie die maximale Teilnehmerzahl oder Verkehrsmenge festzulegen ist. Dieser Ansatz wird unterstützt durch die Tatsache, daß Änderungen der Struktur des Netzes auf der Übertragungs- und Vermittlungsebene möglich sind, ohne daß bestehende Linientechnik ausgewechselt oder verändert werden muß. 

Die erheblichen Anpassungsmöglichkeiten, die auch durch rasche und umfangreiche Änderungen in der Vergangenheit im Netz der DT AG belegt werden können, müssen daher bei der Operationalisierung des Kostenbegriffes berücksichtigt werden. Der Maßstab der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung ist daher ein Verbindungsnetz, in dem Zahl und Standorte von Vermittlungsstellen gemäß effizienter Netzplanung und unter Berücksichtigung realisierbarer Skalenerträge festgelegt sind. 

Die derzeit entwickelte Software wird die hierzu notwendigen Freiheitsgrade bei der Netzkonfiguration bereitstellen. Die vorhandenen Anschlußbereiche der DT AG werden einer vorgegebenen Zahl von Vermittlungsstellen zugeordnet, wobei die Vorgabe sich an effizienten VSt-Größen orientieren wird. Im Verlauf der Studie werden verschiedene Szenarien durchgerechnet und verglichen. Dies schließt als Sonderfall die Analyse der aktuell vorhandenen Knotenstruktur ein. 

Schlußfolgerungen:

Die gegebene Lage der Hauptverteiler der DT AG wird als Ausgangspunkt für die Berechnung der Kosten der entbündelten Anschlußleitung übernommen. Bei der Festlegung von Reservekapazitäten sind technische Optionen der Mehrfachnutzung von Doppeladern zu berücksichtigen.

Die Kostenberechnungen für Zusammenschaltungsleistungen basieren auf einem Netzmodell, bei dem ausgehend von bestehenden Hauptverteilerstandorten ein hinsichtlich Knotenzahl, Knotenhierarchie und Verkehrsführung optimiertes Netz errechnet wird.

B.2.5	Thema 5: Technik und Struktur des Referenznetzes

Im Rahmen der vorgestellten Kostenmodellierung werden Annahmen über die im Referenznetz eingesetzte Technik und über die Netzstruktur getroffen, mit denen die Produktionsverfahren abgedeckt werden sollen, die für die Bereitstellung von schmalbandigen Verbindungsleistungen und Teilnehmeranschlußleitungen derzeit relevant und effizient sind.

Wird aus Ihrer Sicht eine Erweiterung der Annahmen für notwendig erachtet?

Die Kommentare der neuen Wettbewerber fordern einhellig die Berücksichtigung von SDH-Übertragungstechnik im Verbindungsnetz und im übertragungstechnischen Teil des Anschlußnetzes. Argumentiert wird, daß SDH nicht teurer in der Anschaffung, aber im Betrieb deutlich günstiger als die PDH-Technologie sei. Die mit SDH realisierbaren Ringstrukturen böten hohe Ausfallsicherheit und die Möglichkeit eines hohen Vermaschungsgrades zu geringen Kosten. PDH spiele bei der Netzplanung heute keine Rolle mehr. Die DT AG kommentiert diesen Punkt überhaupt nicht. Im Referenzdokument war eine PDH-Architektur mit Hinweis darauf angenommen worden, daß die Vorteile der SDH-Technik erst auf der regionalen und nationalen Netzebene voll zum Tragen kommen. Im Lichte der Kommentare erscheint eine Revision dieser These geboten. Das beobachtbare Investitionsverhalten der Carrier und die Angebotspolitik der Hersteller lassen es sinnvoll erscheinen, auf der Ebene des Verbindungsnetzes die PDH-Technik nicht weiter zu berücksichtigen. 

Der Ersatz von PDH durch SDH ist ohne Änderungen im Liniennetz möglich. Folglich können kurze Einführungszeiträume angesetzt werden, so daß die derzeit eingesetzte Technik für die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung keine Rolle spielt. Wiederum können Kostendifferenzen in der Form des neutralen Aufwandes berücksichtigt werden. In diesem Falle sind auch die Bedenken hinsichtlich ineffizienter Markteintritte geringer, da, anders als im Falle der Überwälzung der Kosten von Überkapazitäten, Markteintritte mit neuer Technik erfolgen und daher dynamische Effizienzgewinne nach sich ziehen würden. 

Eine Berücksichtigung der PDH-Technik käme für den übertragungstechnischen Teil des Anschlußnetzes unter Umständen nach wie vor in Betracht, wenn durch Kostenvergleiche gezeigt würde, daß diese dort nach wie vor die effiziente Lösung darstellen würde. Im Referenzdokument war allerdings bereits auf die Problematik der Preisbeschaffung für Komponenten eingegangen worden, für die nur noch Ersatzbeschaffungen vorgenommen werden. Sollte es sich zeigen, daß für PDH-Komponenten keine marktbezogenen Wiederbeschaffungspreise ermittelt werden können und auch eine plausible Fortschreibung der historischen Anschaffungskosten nicht möglich ist, wird die PDH-Technik im Rahmen des Modells auch in diesem Netzsegment nicht mehr berücksichtigt.

Eine Entscheidung ist auch zu treffen hinsichtlich der angemessene Modellierung des übertragungstechnischen Teils des Anschlußnetzes, also der Verbindung zwischen abgesetzten Hauptverteilern und Vermittlungsstellen. Die Argumentation in einer Reihe von Kommentaren kritisiert die ausschließliche Fixierung des Modells auf die System�architektur EWSD der Fa. Siemens mit den dort eingesetzten abgesetzten Teilnehmerleitungseinheiten. Dem Argument, eine herstellerunabhängige Modellierung sei anzustreben, wird zugestimmt. Die Beschränkung auf EWSD im Referenzdokument erfolgte in erster Linie aus arbeitsökonomischen Gründen.

Eine herstellerunabhängige Modellierung des Zugangsnetzes kann nach Ansicht einiger Kommentierender gemäß der Spezifikation der V5.1 Schnittstelle vorgenommen werden, die herstellerunabhängig ist und eine klare Grenze zwischen Übertragungs- und Vermittlungstechnik ziehen würde. Es erscheint sinnvoll, Modellierungen entsprechend der vorgeschlagenen Netzarchitektur (siehe im Detail vor allem o.tel.o) in jedem Falle vorzunehmen. Diese Berechnungen werden modular in das Modell eingebaut. Sie machen keine grundlegende Neukonzeption notwendig, da zwar die Bezugsgröße der Kosten (Minuten zu Kanälen) verändert wird, aber alle relevanten Informationen auf der Ebene der Hauptverteiler vorliegen. Aspekte der Verkehrsführung spielen nach wie vor keine Rolle.

Ein sehr wichtiger Aspekt dieser Debatte soll nicht vergessen werden: Die V5.1 Schnittstelle definiert ein nicht konzentrierendes Interface, d.h. die Teilnehmerkanäle (1, 2 oder 30) werden 1:1 vom Hauptverteiler zur Vermittlungsstelle durchgeschaltet (cross-connecting). Dies wird vornehmlich durch die großen Übertragungskapazitäten der Glasfasern ermöglicht. Im Gegensatz zur bisherigen Modellierung im Referenzdokument wäre dieses Netzsegment dann nicht mehr verkehrsabhängig dimensioniert. Nach der Logik unserer Argumentation sind die Kosten dieses Netzelementes dann nicht mehr Bestandteil der Interconnectionkosten (auf Minutenbasis), sondern sind ein Bestandteil der Kosten des Teilnehmeranschlusses, da nicht die Verbindungs- sondern die Anschlußnachfrage der relevante Kostentreiber ist. Sie sind gleichwohl kein Kostenbestandteil des entbündelten Zugangs zur Teilnehmeranschlußleitung am Hauptverteiler.

Einige Kommentare fordern die Berücksichtigung alternativer Technologie zwischen HVt und Teilnehmer, wie "pair gain"-Systeme mit denen mehrere Kanäle über eine Doppelader geführt werden oder Glasfaserarchitekturen, die zusammenfassend als FTTX bezeichnet werden. Unseres Erachtens zwingt allerdings der getroffene Entbündelungsentscheid dazu, ein passives Kupferkabelnetz bei der Kostenermittlung für die Anschlußleitung in der Variante der Kupferdoppelader (CuDA) zu unterstellen. Richtig ist, daß das Kostenmodell derzeit keine Kostenermittlung für gebündelte Anschlußvarianten oder entbündelte Glasfaseranschlüsse gestattet. Die große Zahl von Anschlußvarianten im Netz der DT AG, von denen eine Reihe zahlenmäßig jetzt und in Zukunft unbedeutend bleiben dürfte, läßt eine modellhafte Nachbildung aller Varianten als nicht sinnvoll erscheinen. 

Dagegen könnte die Modellierung einzelner Zugangsvarianten mit besonderer Relevanz, etwa für das Upgrading der Netze in den alten Bundesländern, wichtige Informationen liefern. Die Modellierung kann in diesen Fällen um neue Module ergänzt werden, die z.B. den Ausbau der Hauptkabellinie mit Glasfaser bei unverändertem Verzweigernetz abbilden. Aufgrund der derzeit noch überragenden Bedeutung der Kupferdoppel�ader sollte die Entwicklung alternativer Module derzeit nicht vorrangig behandelt werden. Allerdings bilden die Längenberechnungen für das (Kupfer-) Anschlußnetz die Grundlage auch für die Modellierung neuerer Netzarchitekturen.

Insbesondere der Kommentar der DT AG nennt eine Reihe von Netzfunktionen, die nicht oder unzureichend berücksichtigt sind. Kritisiert wird zum einen die Nicht-Berücksichtigung von Verkehrsführung (Routing) im Verbindungsnetz. Diesem Einwand ist zuzustimmen. Die im Modell beschriebene Verkehrsführung bildet lediglich einen einfachen Spezialfall ab, der mit deutlich höheren Kosten verbunden sein dürfte, was im Referenzdokument auch bereits problematisiert wird. Dies wird auch von der DT AG konzediert. 

Dem Einwand wird dadurch begegnet werden, daß die Modellierung des Verbindungsnetzes grundlegend neu und unter Berücksichtigung von Verkehrslenkung konzipiert wird. Dadurch kann auch der Tatsache Rechnung getragen werden, daß in der Regel keine logische und erst recht keine physikalische Vollvermaschung zwischen Netzknoten ökonomisch gerechtfertigt ist. Bei Veröffentlichung des Referenzdokumentes befand sich die Modellierung des Verbindungsnetzes unter Berücksichtigung von Verkehrsführungsaspekten noch in der Konzeptionsphase und wurde dort folglich nicht dokumentiert.

Von der DT AG wird weiterhin die fehlende Berücksichtigung des Signalisierungsnetzes kritisiert. Der Einwand ist berechtigt. Mit Hilfe des Programmoduls für das Verbindungsnetz werden Berechnungen für die Kosten der Übertragungskapazität des Signalisierungsnetzes, die durch einen 64 kbit/s Kanal pro 2 Mbit/s Verbindung definiert sind, angestellt werden. Die Modellierung der Vermittlungseinrichtungen wird dahingehend überarbeitet, daß die Investitionen in Verarbeitungs- und Vermittlungskapazität für Signalisierungsinformationen präziser erfaßt werden. 

Bei den Projektarbeiten zur Modellierung des Verbindungsnetzes wird auch zu klären sein, inwieweit die von der DT AG geltend gemachten Kosten für die Implementierung des Intelligenten Netzes und andere Funktionen (T-Vote Call, Centrex) relevant für Zusammenschaltungsleistungen sind. Zwar verursacht die Bereitstellung derartiger Funktionen ohne Zweifel Kosten, doch bestehen erhebliche Zweifel, ob diese Kosten zum Angebot von Zusammenschaltung und besonderen Netzzugängen oder aber zu anderen Diensten inkrementell sind. Insofern ist die Argumentation der DT AG, die Vernachlässigung dieser Kostenfaktoren führe per se zu einer Kostenunterschätzung für Netzzugangsleistungen, in ihrer Pauschalität abzulehnen. Dies schließt nicht aus, daß im Einzelfall zusätzliche Funktionalitäten bei der Modellierung berücksichtigt werden. 

Schlußfolgerungen:

Die PDH-Technik wird bei der Ermittlung der Kosten effizienter Bereitstellung im Verbindungsnetz nicht mehr berücksichtigt. In welchem Umfang diese Technologie bei der Leistungserbringung noch eingesetzt wird, spielt in diesem Sinne keine Rolle.

Zusätzliche Netzelemente, wie das Signalisierungsnetz, werden in die Kostenanalyse integriert. Die Modellierung der Vermittlungsfunktionen wird im Projektverlauf weiterentwickelt.

Im Anschlußbereich beschränkt sich die Modellierung auf ein passives Kupferkabelnetz. Die Erweiterung der Analyse auf Glasfaseranschlüsse o.ä. sollte entsprechend regulatorischer Notwendigkeit erwogen werden. 

B.2.6	Thema 6: Ermittlung der Kapitalkosten

Auch bei der Ermittlung der Kapitalkosten des eingesetzten Produktivkapitals werden eine Reihe von Konventionen getroffen. Das in diesem Dokument beschriebene Verfahren weist die folgenden Eckpunkte auf: Die Investitionsgüter gehen mit ihren Wiederbeschaffungszeitwerten, d.h. mit den aktuellen Tagespreisen in die Kostenberechnung ein; die Abschreibung erfolgt linear; das Kapital wird kalkulatorisch auf der Basis eines Zinssatzes verzinst, der sich aus der gewichteten Summe der Renditeforderungen der Eigenkapitalgeber (vor Abzug von Ertragssteuern) und der durchschnittlichen Fremdkapitalverzinsung sowie unter Berücksichtigung von Preisänderungen im Wert der Anlagegüter ergibt; Abschreibung und kalkulatorische Verzinsung werden im Kapitalwiedergewin�nungsfaktor in eine Annuität überführt.

Wie sollten aus Ihrer Sicht die Wiederbeschaffungszeitwerte ermittelt werden? 

Wie sollten Preisnachlässe, etwa für Großabnehmer, erfaßt werden und wie sind sie zu behandeln? 

Welche Überlegungen sollten Ihrer Ansicht nach bei der Bestimmung der für die Kostenrechnung relevanten Abschreibungszeiträume für verschiedene Kapitalgüterkategorien berücksichtigt werden?

Ist die vorgenommene Differenzierung zwischen Kapitalgüterkategorien hinreichend detailliert?

Wie sollte das spezifische Risiko eines Unternehmens, das bei der Eigenkapitalverzinsung neben dem allgemeinen Marktrisiko zu berücksichtigen ist, ermittelt werden?

Die Fragen zu diesem Thema stellen zum Teil bereits einen Vorgriff auf die Parametrisierungsdiskussion dar. Die generelle Struktur, die für die Ermittlung des anzulegenden Kapitalkostenfaktors vorgeschlagen wird, findet sehr weitgehende Akzeptanz, so daß hier keine grundlegenden Änderungen vorzunehmen sind. Lediglich die Notwendigkeit einer ökonomischen Abschreibung wird von einigen Parteien betont. Aufgrund der hohen Datenanforderungen und erheblicher auch methodischer Probleme sollte allerdings an der Verwendung des integrierten Ansatzes eines Kapitalrückgewinnungsfaktors festgehalten werden.

Generell anzumerken ist, daß die Werte der Kapitalkosten und die Abschreibungszeiträume in Abstimmung zwischen der Reg TP und dem WIK festzulegen sind. Im folgenden werden einige spezielle Probleme angeführt, die in den Kommentaren angesprochen wurden und die unserer Ansicht nach beachtet und weiter verfolgt werden sollten. Eine unmittelbare Notwendigkeit zur Änderung der Modellstruktur wird jedoch nicht gesehen.

Der Hinweis, daß sich eine andere Formel für den Kapitalkostenfaktor ergebe, wenn die aus einer Investition resultierenden Einzahlungen jeweils am Periodenanfang und nicht am Periodenende erfolgen würden, ist prinzipiell nicht von der Hand zu weisen. Wir gehen jedoch weiterhin davon aus, daß bei den betrachteten, d.h. auch bei den für das Angebot besonderer Netzzugänge notwendigen Investitionsgütern die erste aus einer Investition resultierende Einzahlung nicht bereits zum Investitionszeitpunkt erfolgt, sondern daß ein Vorlaufzeitraum zu berücksichtigen ist. 

Hingewiesen wird in den Kommentaren auch darauf, daß es aufgrund der Ertragsteuerwirkung zu einer Überschätzung der Kapitalkosten kommen könne, wenn die steuerliche Abschreibungsdauer die ökonomische Nutzungsdauer unterschreite oder wenn steuerlich statt linear geometrisch-degressiv abgeschrieben werde. Dem ist prinzipiell zuzustimmen. Da jedoch einem Einbezug dieses Effekts in die Modellrechnung zunächst eine genaue Quantifizierung vorausgehen müßte, wird er zunächst nicht berücksichtigt. Eine genauere Analyse dieser Frage erscheint jedoch sinnvoll.

Die in einem der Kommentare kritisierte Bezeichnung "realer Kalkulationszinssatz" für den Term KKS � (p ist u.E. nicht irreführend, da der Zinssatz letztlich auf die aktuellen Wiederbeschaffungszeitwerte der Kapitalgüter angewandt wird, was im Ergebnis zu nominalen Kosten führt. 

Dem Problem der unerwarteten Preissenkungen sollte entgegen dem Vorschlag von Prof. Panzar nicht mit einer generellen und somit u.U. willkürlichen Verkürzung der Anlagennutzungsdauern begegnet werden. Alternativ bietet es sich an, solche Preissenkungen bzw. entsprechende unerwartete Preiserhöhungen über regelmäßige � ggf. jährliche � Überprüfungen der Inputdaten des Modells zu erfassen.

Schlußfolgerungen:

Die im Modell verwendete Struktur der Kapitalkostenermittlung kann beibehalten werden.

Die einzustellenden Parameterwerte sind in Abstimmung zwischen der Reg TP und dem WIK festzulegen.

B.2.7	Thema 7: Anlagenbezogene Betriebskosten

Zu den Kapitalkosten des Anlagebestandes sind Kosten zu addieren, die durch den laufenden Betrieb des Netzes entstehen. 

Wie sollten aus Ihrer Sicht zukunftsgerichtete Betriebskosten der verschiedenen Anlagekategorien ermittelt werden? 

Sind Betriebskostenfaktoren anwendbar, die der Relation von zu Anschaffungspreisen bewertetem Anlagevermögen und laufenden Ausgaben entsprechen? 

Wie sollten diese Werte in die Zukunft fortgeschrieben und um mögliche Ineffizienzen bereinigt werden? 

Die Kommentare zur Ermittlung der anlagenbezogenen Betriebskosten bestätigen die Einschätzung, daß der Ansatz von laufenden Betriebskosten als Prozentsatz auf die Investitionssumme, dessen Höhe zudem durch Analyse vergangenheitsbezogener Daten ermittelt wird, kritisch zu sehen ist. Andererseits erkennen die meisten Kommentierenden jedoch an, daß andere Verfahren der Betriebskostenermittlung nur mit erheblich höherem Aufwand umzusetzen und somit � zumindest vorerst � im Gegensatz zum vorgeschlagenen Vorgehen als unpraktikabel einzuschätzen sind.

Die Annahme der konstanten Proportionalität zwischen Betriebskosten und Investitionssummen wird insbesondere im Hinblick auf eine zukunftsgerichtete Betrachtung stark kritisiert. Mehrfach wird der Hinweis gegeben, daß für die Höhe der Betriebskosten in erster Linie nicht die Investitionssumme, sondern eine Reihe von anderen Kostentreibern relevant seien, bzw. das andere Bezugsgrößen eine engere Korrelation zu den Ausgaben aufweisen. Mittelfristig bietet sich daher an, die von der FCC veröffentlichten Daten genauer zu analysieren und insbesondere zu prüfen, ob andere potentielle Bezugsgrößen, wie etwa Anschlußzahlen oder Verbindungsminuten in einzelnen Anlagekategorien enger mit den Betriebsausgaben korreliert sind als die jeweiligen Investitionssummen. Bis bessere Bezugsgrößen gefunden worden sind, wird ein Zuschlag zur Investitionssumme weiterhin als ein akzeptables und zudem als das kurzfristig einzig praktikable Verfahren betrachtet. 

Bei der Ermittlung des Betriebskostenfaktors ist allerdings darauf zu achten, daß die korrekten Größen miteinander in Bezug gesetzt werden. Im Referenzdokument war die Relation von historischen Anschaffungskosten des Anlagevermögens zu Betriebsausgaben als akzeptabel bezeichnet worden. Dies liefert dann die richtige Annäherung an gegenwärtige Relationen zwischen Betriebsausgaben und Anlagewerte zu Wiederbeschaffungspreisen, wenn die Kosten-/Preisentwicklung für beide Kategorien im wesentlichen gleichlaufend ist. Dies kann nicht immer ohne weiteres unterstellt werden, so daß die aus den FCC-Daten ermittelbaren Werte daraufhin zu überprüfen sind.

Die Betriebskostenfaktoren würden auch falsche Informationen enthalten, wenn sie ermittelt würden, indem Betriebsausgaben lediglich zu dem noch in der Bilanz ausgewiesenen Anlagevermögen in Bezug gesetzt würden, unabhängig davon, wie die Analgen bewertet werden. Denn auch nicht mehr in der Bilanz ausgewiesene Anlagegüter verursachen weiterhin Betriebskosten, solange sie genutzt werden. Ein Faktor, der sich ergibt, indem die Summe der Ausgaben zum bilanzierten Vermögen in Bezug gesetzt werden, ist daher für eine Betriebskostenermittlung, für die immer der volle Wert der Anlage zugrunde gelegt wird, grundsätzlich ungeeignet. Er würde die Betriebskosten systematisch zu hoch ausweisen.

Es wäre für die Parameterfestlegung sicherlich hilfreich, wenn zusätzlich zu der Auswertung der von der FCC veröffentlichten Daten, Angaben deutscher Netzbetreiber und insbesondere der DT AG herangezogen werden könnten, die nach den genannten Kriterien abgeleitet worden sind. Auch vorliegende Forschungsarbeiten Dritter auf diesem Gebiet können bei der Strukturierung und Parametrisierung, soweit einsehbar und zitierfähig, berücksichtigt werden. Für die zunächst durchzuführenden Berechnungen werden somit nach realistischer Einschätzung weiterhin Betriebskostenfaktoren als Prozentsatz auf die Investitionssumme verwendet werden, wobei US-Werte mit nachvollziehbaren Angaben deutscher Netzbetreiber verglichen werden, bevor eine Parameterfestlegung getroffen wird. 

Mittel- und langfristig sollte das Problem jedoch grundsätzlicher angegangen werden, indem eine Abkehr von der Aufbereitung vergangenheitsbezogener Daten vollzogen wird. Sinnvoll wäre die Beschreibung generischer Prozesse für den effizienten Anlagenbetrieb und deren kostenmäßige Auswertung. Zu prüfen ist auch die Verfügbarkeit von beobachtbaren Marktpreisen etwa für die Dienstleistung Anlagenbetrieb. Hilfsweise kommt auch die Analyse der von der DT AG vorgelegten Prozeßbetrachtungen in Frage. Hier ist jedoch stets zu hinterfragen, inwiefern diese Prozesse eine effiziente Netzbetreiberpraxis widerspiegeln und ob Anpassungen vorgenommen werden können. Denn grundsätzlich ermöglicht eine Prozeßkostenanalyse zwar eine verursachungsgerechte Kostenermittlung, wie dies auch die DT AG zurecht geltend macht; sie ist jedoch nicht gleichbedeutend mit einer zukunftsgerichteten Betrachtungsweise wie dies die DT AG an manchen Stellen anzudeuten scheint. Prozeßkostenrechnung ist für die verursachungsgerechte, zukunftsgerichtete Kostenermittlung vermutlich zwar notwendig, keinesfalls jedoch hinreichend.

Zur Kritik der DT AG, daß nach dem WIK-Ansatz bei den anlagenbezogenen Kosten die aktivierten Eigenleistungen vernachlässigt würden, ist anzumerken, daß als Wiederbeschaffungszeitwerte die notwendigen Gesamtinvestitionen zur betriebsbereiten Installation der Anlagen verstanden werden. Somit sind aktivierte Eigenleistungen einzurechnen. Sinnvoll erscheint allerdings deren getrennter Ausweis von den Beschaffungspreisen im engeren Sinn.

Schlußfolgerungen:

Die Verwendung von Betriebskostenfaktoren, die zur Investitionssumme in Beziehung gesetzt werden, wird vorläufig beibehalten. Bei der Ermittlung dieser Faktoren ist darauf zu achten, daß die korrekten Größen miteinander in Bezug gesetzt werden. Insbesondere die Wirkung der Bewertung von Anlagegütern zu Wiederbeschaffungspreisen ist zu berücksichtigen.

Mittelfristig sollten Prozeßbetrachtungen angestellt werden, in denen insbesondere das Effizienzgebot berücksichtigt wird. 

B.2.8	Thema 8: Kosten von Kanalbelegungen und Verbindungswünschen

Die langfristigen zusätzlichen Kosten der Netzelemente des vermittelten Netzes sind jährliche Kosten der Bereitstellung von Lastspitzenkapazität, also von Kanalbelegung (busy hour Erlang) und Verbindungswünschen (busy hour call attempts) in der Hauptverkehrsstunde. Die Umrechnung dieser Kosten auf die Kosten pro Minute oder pro Verbindungsaufbau erfolgt auf Basis der Konvention, daß die Kosten eines Netzelementes gleichmäßig auf die gesamte jährliche Leistungsnachfrage verteilt werden. Hierzu wird die Nachfrage in einer durchschnittlichen Hauptverkehrsstunde zur gesamten Tagesnachfrage und anschließend zur Jahresnachfrage in Relation gesetzt.

Welche Erwartungswerte für die genannten Relationen stehen Ihnen zur Verfügung? 

Zunächst sollte an die Feststellung im Referenzdokument erinnert werden, daß die proportionale Umlegung der Kapazitätskosten auf Jahresminuten nur dazu dient, die Kosten in einer handhabbaren Einheit darzustellen. Hervorgehoben wurde, daß Entgelte zeitliche Differenzierungen aufweisen können, diese Differenzierung aber kein Gegenstand der Modellrechnungen sei.

Folglich wird die Zahl der Jahresminuten benötigt, die über verschiedene Netzelemente, also etwa über die Teilnehmervermittlungsstellen abgewickelt werden. Dabei gilt, daß das zulässige Aggregationsniveau der Minuten dem angestrebten Aggregationsgrad der Kosten entspricht. Bei national einheitlichen Entgelten ist daher das durchschnittliche Verhältnis von Verbindungsminuten in der Lastspitze zu Jahresminuten relevant, wobei dieses Verhältnis zwischen Vermittlungsstellen gleicher Ebene durchaus unterschiedlich sein kann. Angaben der DT AG zu Jahresminuten in verschiedenen Netzsegmenten können daher hilfreich sein. Zu beachten ist allerdings, daß im Zuge der Marktöffnung mit einem Anstieg der Verbindungsnachfrage auch im Netz der DT AG zu rechnen ist, so daß vergangenheitsbezogene Daten möglicherweise zu falschen Ergebnissen führen.

Vorgeschlagen wird daher, vorläufig an dem bisher verfolgten Ansatz festzuhalten, die Jahresnachfrage durch Hochrechnung der Nachfrage in der durchschnittlichen Lastspitzenstunde zu ermitteln. Alle Netzbetreiber sollten hier zumindest über Planungsdaten verfügen. Der Parameterwert wird daher auf Basis der Unternehmensbefragung festgelegt. Eine Sensitivitätsanalyse für verschiedene Parameterausprägungen wird durchgeführt. Für die Zukunft sollte ein Verfahren entwickelt werden, in dem verschiedene Netzbetreiber Nachfragedaten über mehrere Jahre angeben, um so durch Abgleich von erwarteten und realisierten Werten zu einer stabilen Nachfrageprognose zu gelangen.

Hinsichtlich der Entgeltdifferenzierung zwischen Tageszeiten, Wochentagen und verschiedenen Diensten vertritt die DT AG die Auffassung, jeder Dienst solle die von ihm in der Lastspitze des Elementes verursachten Kosten tragen. Diese Position wird auch im Referenzdokument eingenommen und sollte zunächst beibehalten werden. 

Unterschiedliche Dienste können jedoch, wie insbesondere von der DT AG ausgeführt, unterschiedliche Lastspitzen und Relationen von Lastspitzen zu Schwachlastzeiten haben. Eine Orientierung des Kostenbeitrages ausschließlich an der Elementnutzung in der elementbezogenen Lastspitze unter Vernachlässigung der Tagesverkehrskurve kann möglicherweise problematisch sein, da Dienste mit ausgeprägten Spitzen in der Spitzenlastperiode des Elementes (möglicherweise ungerechtfertigt) höher belastet werden als Dienste, die ein hohes Volumen außerhalb der Elementlastspitze aufweisen. Dabei wäre es unerheblich, ob die entsprechenden Dienste das Element bis knapp unter die Kapazitätsgrenze nutzen.

Unseres Erachtens ist die Frage, inwieweit Tarifschemata, also etwa tageszeitliche Differenzierungen oder Differenzierungen zwischen Diensten, kostentheoretisch begründet werden können (oder aus regulatorischer Sicht begründet werden müssen) äußerst komplex. Wir vermuten, daß dieses Thema mittelfristig eine hohe Bedeutung erlangt; insbesondere dann, wenn sich zeigen sollte, daß die Interconnectionnachfrage hinsichtlich der Verkehrskurve deutlich von anderen Diensten abweicht. Die Auswirkungen für die Entgeltregulierung sind schwer abzuschätzen. Es sollte erwogen werden, das Verhältnis von Kapazitäten, Kosten und resultierenden Entgelten intensiv und grundlegend aufzuarbeiten.

Im laufenden Verfahren sollte allerdings zunächst weiterhin lediglich die undifferenzierte Umlage von jährlichen Kosten auf gesamte Nutzungsminuten des Elementes erfolgen, da eine solide Grundlage für die Beurteilung von differenzierten Tarifen noch nicht vorhanden ist. Dabei sollte betont werden, daß das Kostenmodell Kosten der Kapazitätsbereitstellung ermittelt, aus denen mit geeigneten Methoden Entgelte abgeleitet werden können. Die Kosten pro Minute, die als Ergebnis der Berechnungen mit dem Modell dokumentiert werden, können nicht nach Addition einer Gemeinkostenkomponente als genehmigungsfähiges Entgelt interpretiert werden.

Schlußfolgerungen:

Das Kostenmodell ermittelt dort, wo die Netzauslegung durch die Spitzen der Verkehrslast bestimmt wird, Kosten für die Bereitstellung von Kapazität. Die Umrechnung auf Jahresminuten dient dazu, Kosten in einer handhabbaren Einheit darzustellen und beinhaltet keine Überlegungen zu zeitabhängigen Entgelten und deren möglicher Rechtfertigung. 

Das Verhältnis von Kapazitätskosten zu zeitlich differenzierten Entgelten sowie dessen kostentheoretische Fundierung kann für die Beurteilung der Differenzierungskomponente von Entgeltanträgen in Zukunft von großer Bedeutung sein. 

B.2.9	Thema 9: Merkmale einer repräsentativen Stichprobe

Die Ermittlung der langfristigen zusätzlichen Kosten von Netzelementen soll in Form einer Stichprobenberechnung durchgeführt werden. Dabei ist auf Repräsentativität hinsichtlich der für die Kostenermittlung relevanten Merkmale von Ortsnetzen zu achten. Als derartige Merkmale werden die Anschlußdichte wie die Teilnehmerzahl von Ortsnetzen angesehen.

Ist es nach ihrer Auffassung notwendig, weitere Merkmale von Ortsnetzen bei der Auswahl einer Stichprobe zu berücksichtigen, um Repräsentativität zu gewährleisten?

Einige Kommentare fordern, daß zunächst eine Gesamterhebung über alle Ortsnetze bzw. Anschlußbereiche erfolgen solle - was mittels des WIK-Modells möglich sei -, um darauf aufbauend repräsentative Ortsnetze zu charakterisieren. Das Problem der Repräsentativität ergibt sich bei der Anwendung des Modells auf den Bereich der Teilnehmeranschlußleitung. Hier ist eine Vollerhebung für die Bundesrepublik zwar theoretisch möglich, aber aufgrund fehlender maschinenlesbarer Eingangsdaten derzeit mit vertretbarem Arbeitsaufwand nicht durchführbar. Ein vergleichbares Problem stellt sich im übrigen nicht für die Ermittlung der Zusammenschaltungskosten im Verbindungsnetz, da hier ausgehend von den ca. 8000 HVt-Standorten eine Betrachtung des nationalen Netzes erfolgt.

Die Reduzierung der Betrachtung auf sehr wenige als repräsentativ erachtete lokale Netze ist ohne Zweifel schwierig und wenn überhaupt erst nach Generierung von Datenmaterial über eine größere Zahl von Netzen möglich. Hier ist allerdings dem Mißverständnis entgegenzutreten, ein solches Vorgehen werde angestrebt und sei im Referenzdokument beschrieben. Der dort verwendete Begriff des Referenznetz ist als ein Satz von Regeln zur Netzgestaltung hinsichtlich Technologie und genereller Struktur  zu interpretieren. Er schließt insbesondere nicht die Nachfragestruktur des Netzes mit ein. 

Vielmehr können die im Referenznetz verkörperten Netzgestaltungsregeln auf eine Vielzahl von konkreten Konfigurationen Anwendung finden. Erst nachdem auf diese Weise eine größere Zahl von konkreten Netzen berechnet worden ist, werden deren Kostendaten zu Durchschnittswerten verdichtet. Nachdem eine große Menge derartiger Daten vorliegt, könnte die Anregung der DETECON aufgegriffen werden, eine Kostenfunktion zu formulieren, die die große Zahl von Einzelfallbetrachtungen in Zukunft ersetzen könnte. Dieser Gedanke ist als perspektivisch einzuordnen.

Bei den weiteren Arbeiten ist folglich sicherzustellen, daß hinsichtlich wesentlicher nachfragestruktureller und städtebaulicher/topographischer Merkmale hinreichend viele Ausprägungen in der Stichprobe enthalten sind. Die Zahl der in den Kommentaren genannten Merkmale ist umfangreich. Von zentraler Bedeutung für die Kosten des Anschlußnetzes dürften jedoch Anschlußdichte und Siedlungsmuster sein. 

Vorgeschlagen wird in einem ersten Schritt Dichteklassen zu bilden, wobei die Definition von 5 Klassen zunächst ausreichend erscheint. Da derzeit keine Daten zur Anschlußdichte pro qkm für Ortsnetze vorliegen, wird sich die Klassifizierung und Grob�auswahl der betrachteten Netze an Bevölkerungsdichten auf Ebene der Gemeinden orientieren. Nach der Einteilung der Gemeinden in Dichteklassen werden für jede Klasse Gemeinden ausgewählt, für die die korrespondierenden Ortsnetze abgegrenzt und berechnet werden. Diese Auswahl erfolgt nach dem Zufallsprinzip, ohne daß die Verteilung weiterer Merkmale in der Grundgesamtheit berücksichtigt wird. Dies läßt sich vornehmlich damit begründen, daß für die Besiedlungsmuster der Gemeinden kein Maß definiert werden kann. Die Zahl der berechneten Netze pro Klasse sollte daher nicht zu klein sein. Wir schlagen die Berechnung von 20-25 Netzen pro Klasse vor.

Die mit Gemeinden korrespondierenden Ortsnetze sind in der Regel nicht deckungsgleich mit den Gemeindegrenzen. Folglich kann ein Ortsnetz nach Ermittlung seiner Anschlußdichte gegebenenfalls in eine andere Gruppe eingeordnet werden. Für die verschiedenen Klassen werden Mittelwerte für die Kosten pro Anschlußleitung berechnet. Diese Werte sind zur Ermittlung des Bundesdurchschnittes mit den Anteilen der Klassen an der gesamten Zahl der Anschlüsse zu gewichten.

Aufgrund der zentralen Bedeutung der Anschlußdichte für die Kosten des Teilnehmer�anschlusses sollte die DT AG gebeten werden, die jeweilige Fläche ihrer Ortsnetze oder der einzelnen Anschlußbereiche anzugeben. Auf Basis dieser Daten könnte die Einteilung in Dichteklassen und die Gewichtung der Ergebnisse für die einzelnen Klassen dann ohne Umweg über die Gemeindestatistik erfolgen. Diese Daten liegen derzeit nicht vor. 

Ob die ermittelten Kosten für verschiedene Ortsnetztypen in Zukunft auch Relevanz für genehmigte Entgelte (in regionaler Differenzierung) haben werden, ist derzeit nicht absehbar. Aktuell werden Klassen nur gebildet, um eine Basis zur Berechnung nationaler Durchschnitte zur Verfügung zu haben. Merkmale wie Boden- und Oberflächenbeschaffenheit oder baurechtliche Vorschriften können modellextern im Rahmen der Parametrisierung z.B. bei den Preisen für Tiefbauleistungen ermittelt werden.

Schlußfolgerungen:

Die Kosten der entbündelten Teilnehmeranschlußleitung werden im Rahmen einer Stichprobenbetrachtung für etwa 125 Ortsnetze unterschiedlicher Anschlußdichteklassen ermittelt. Die Definition eines einzigen, auch durch nachfrage- und städtebauliche Merkmale beschriebenen repräsentativen Referenznetzes wird nicht beabsichtigt.

Merkmale wie Boden- und Oberflächenbeschaffenheit werden bei der Parameterfestlegung berücksichtigt, also modellextern ermittelt.

B.2.10	Thema 10: Weitere Bezugsgrößen

Die in Kapitel 3 des Referenzdokumentes beschriebene Modellierung deckt die wesentlichen Bezugsgrößen für die Kosten von Telekommunikationsortsnetzen ab.

Sollten weitere Bezugsgrößen für Kostenfaktoren in den Bezugsrahmen eingeführt werden und wenn ja, welche?

Sollte die Annahme eines auf allen Ebenen vollvermaschten Verbindungsnetzes, die in großen Ortsnetzen zu einer Überschätzung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung führen kann, modifiziert werden?

Für die Weiterentwicklung des Modells erscheint die von einigen Kommentierenden sehr detailliert geführte Diskussion über die Ermittlung von Trassenlängen besonders relevant, da die Kosten von Tiefbauarbeiten einen erheblichen Teil der Kosten der Teilnehmeranschlußleitung ausmachen. Die Anmerkungen zu den Längenberechnungen insbesondere im Anschlußnetz seitens DT AG und o.tel.o/VATM legen die Heranziehung von Straßenlängen zumindest als Kontrollgröße für die ermittelten Trassenlängen nahe. Diese Anregung sollte unseres Erachtens aufgegriffen werden. Dabei ist allerdings zu beachten, daß die direkte Auswertung von Straßenkarten und die Übertragung der Werte in einzelne Verzweigerbereiche unverhältnismäßig aufwendig ist. Aggregierte Daten über Straßenkilometer liegen zwar teilweise auf Gemeindeebene, nicht aber � aufgrund der abweichenden Grenzverläufe - auf Ortsnetzebene vor. Vorgeschlagen wird das folgende Vorgehen: Für eine eng begrenzte Zahl von Ortsnetzen werden Detailauswertungen von Straßenkarten vorgenommen, um für verschiedene Siedlungs�typen Werte für die durchschnittliche Straßenlänge pro Verzweigerbereich, falls sinnvoll in der Differenzierung des Modells in urbane, sub-urbane und ländliche Verzweigerbereiche, zu ermitteln. Diese Daten werden in das Modell eingearbeitet.

Parallel dazu können Straßenkilometer auf Gemeindeebene ermittelt werden, die mit den im Modell gerechneten Werten für Trassenkilometer verglichen werden können, wenn beide auf die Einheit km/qkm umgerechnet werden. Die Modellparameter können dann so angepaßt werden, daß Abweichungen minimiert werden. Die Straßenlänge ist dabei als Obergrenze für die Trassenlänge (ohne Berücksichtigung von zweiseitiger Verlegung) zu interpretieren. Bei der Modellanpassung wird, wie in mehreren Kommentaren gefordert, die gemeinsame Kabelführung auch im Bereich der Äste zugelassen. Bei der Festlegung der Verzweigertrassenlänge wird die angenommene Straßenlänge mit einem Faktor multipliziert, dessen Wert zwischen 1 und 2 festgelegt wird, um die Beidseitigkeit der Verlegung zu berücksichtigen. 

Dieses Verfahren hat zum Ziel, die bisher getroffenen Plausibilitätsüberlegungen zur Trassenlängenermittlung empirisch zu untermauern. Der Prozeß der Modellentwicklung und öffentlichen Kommentierung kann und wird dazu führen, die Modellstruktur und die verwendeten Parameter schrittweise zu verfeinern. Die ersten mit Hilfe des Kostenmodells ermittelten Ergebnisse mögen in diesem Sinne nicht endgültig sein, sie sind aber an jeder Stelle hinsichtlich ihres Zustandekommens transparent. Alle zugrundeliegenden Daten (Kabellängen, Trassenlängen etc.) können mit Angaben der DT AG oder anderer Carrier jederzeit verglichen werden. Darüberhinaus ist zu beachten, daß wie von einigen Kommentierenden zurecht angemerkt, der Aufwand der Modellierung und der Datenbeschaffung in einer vernünftigen Relation zu den erzielbaren Gewinnen an Genauigkeit stehen soll. Ansonsten könnte das Modell seinem Anspruch der Komplexitätsreduktion und Nachvollziehbarkeit nicht mehr gerecht werden.

Die Kritik hinsichtlich der Ausgestaltung des Teilnehmerrasters, die sich insbesondere auf die unzureichende Kongruenz von Planquadraten bzw. Verzweigerbereichen und bewohnten Flächen richtet, ist wie folgt zu bewerten:

Die Entscheidung hinsichtlich der Lage des Koordinatenursprunges ist rein pragmatisch orientiert. Der Einwand der DT AG, Verschiebungen des Ursprunges würden zu Änderungen der Kosten führen, da die Verzweigerbereiche mal mehr und mal weniger deckungsgleich mit besiedelten Flächen seien, ist im Kern zutreffend. Es kommt zu einer Überschätzung der Kosten, indem in ungünstigen Fällen zu viele und jeweils nur teilweise besiedelte Planquadrate identifiziert werden, wobei die nur partielle Besiedlung in den Modellrechnungen eben nicht reflektiert wird. Der Einwand von VIAG geht in die gleiche Richtung.

Diesem Problem könnte begegnet werden, indem die Planquadrate nicht als Gitterstruktur mit starren Abständen untereinander, sondern variabel über die besiedelten Gebiete gelegt würden. Dies würde allerdings den Eingabe- und Bearbeitungsaufwand unverhältnismäßig erhöhen. Vorgeschlagen wird, statt dessen eine kleinere Rasterung anzuwenden. Hierdurch wird mit begrenztem Aufwand eine bessere Übereinstimmung zwischen Siedlungsfläche und Versorgungsgebiet erreicht. In der praktischen Umsetzung werden die derzeit verwendeten Planquadrate mit Kantenlänge 600 m in vier Sub-Quadrate mit einer Kantenlänge von 300 m unterteilt. Für jedes der Planquadrate, die als Verzweigerbereiche interpretiert werden, wird ein Parameter gesetzt, der angibt, wieviele der Sub-Quadrate besiedelt sind (1-4). Dieser Wert bestimmt die Länge des Verzweigerkabelnetzes im Planquadrat bzw. Verzweigerbereich. In Abweichung zum bisherigen Vorgehen entfällt daher der Teilungsprozeß im Falle dicht besiedelter Planquadrate. Weiterhin wird als Standpunkt des Kabelverzweigers nunmehr die Mitte des Verzweigerbereiches angenommen. Kapazitätsrestriktionen des Kabelverzweigers werden dadurch berücksichtigt, daß abhängig von der Anschlußzahl im Verzweigerbereich ggf. mehrere KVz in Ansatz gebracht werden.

Kritik wurde weiterhin geübt an der fehlenden Routing-Funktion im Verbindungsnetz. Dieser insbesondere von der DT AG formulierte Einwand ist berechtigt. Im Rahmen der Projektentwicklung wird, wie weiter oben bereits beschrieben, das Verbindungsnetz unter Berücksichtigung mehrerer Hierarchieebenen und Verkehrslenkung dimensioniert. Logische Direktwege, d.h. Wege ohne weitere Vermittlung zwischen Ursprungs- und Zielvermittlungsstelle kommen nur bei hoher Verbindungsnachfrage in Betracht. In allen anderen Fällen wird der Verkehr über eine höhere Hierarchieebene geführt. Die angesetzte Verlustwahrscheinlichkeit wird zwischen Erstweg, Überlaufweg und Letztweg differenziert. Weiterhin wird berücksichtigt, daß logische Direktwege im physikalischen Übertragungsnetz nicht direkt, sondern mit anderen logischen Verbindungen in gemeinsamen Übertragungssystemen und Kabeln geführt werden können. Für das Übertragungsnetz ergibt sich folglich eine dünnere Vermaschung als für das logische Netz.

Dieses Vorgehen ermöglicht es, eine wesentlich realistischere Verkehrsbelastung von Knoten und Übertragungsstrecken zu ermitteln, als in der bisher beschriebenen Modellversion, die lediglich einen Spezialfall berücksichtigt hat. Ebenfalls möglich wird die Ermittlung der Netzelemente, die von spezifischen Zusammenschaltungsleistungen im Durchschnitt genutzt werden, wobei z.T. Erwartungswerte zu bilden sind. Die verwendete Verkehrsverteilungsfunktion berücksichtigt darüber hinaus prinzipiell die Entfernung zwischen zwei Anschlußbereichen bei der Berechnung der zwischen diesen nachgefragten Verkehrsminuten, wobei die präzise Parametrisierung noch festzulegen ist. Der Vorschlag der DT AG, Verkehrsmessungen an ihren Netzknoten durchzuführen, ist einerseits zu begrüßen, andererseits würde dies faktisch die Übernahme der Knotenstruktur der DT AG bedeuten. Kompatibel mit dem beschriebenen Vorgehen wäre die Bereitstellung von Verkehrsdaten für einzelne Hauptverteiler. Die Verfügbarkeit dieser Daten bei der DT AG, die insbesondere zur Überprüfung der Modellannahmen zum erwarteten Teilnehmerverkehr dienen könnten, sollte geprüft werden.

Die DT AG macht geltend, daß eine Reihe von Leistungsmerkmalen des vermittelnden Netzes fehlerhafterweise nicht berücksichtigt worden sind. Die Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung würden dadurch systematisch unterschätzt. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß bei der Festlegung von Interconnectionentgelten nur solche Kosten berücksichtigt werden dürfen, die entweder inkrementell zu diesen Leistungen sind oder die als Gemeinkosten der Leistung zugeschlagen werden können. Im letzten Fall müssen die Kosten durch Zusammenschaltungsleistungen im Verbund mit anderen Leistungen, im Grenzfall der Unternehmensgemeinkosten mit allen anderen Leistungen des Unternehmens, verursacht worden sein. 

Bei den von der DT AG aufgezählten Merkmalen ist es zumindest dem ersten Anschein nach zweifelhaft, ob deren Kosten sich zum Interconnection-Angebot inkrementell verhalten oder als Gemeinkosten der Produktgruppe zuzuschlagen sind. Das Leistungsmerkmal "Centrex“ etwa entspricht der Übernahme von Funktionen einer Nebenstellenanlage durch die Vermittlungsstelle. Dessen Kosten sind daher von dem von der DT AG angebotenen Centrex-Dienst zu tragen. Richtig ist, daß für vergleichbare Dienste derzeit keine Kosten der effizienten Bereitstellung ermittelt werden können. In diesem Zusammenhang ist auch dafür Sorge zu tragen, daß den Zusammenschaltungsleistungen keine Kosten zugeschlagen werden, die gemäß früherer Reg TP-Entscheidungen von der DT AG nicht an Nachfrager weitergegeben werden dürfen, z.B. im Zusammenhang mit der Realisierung von Nummernportabilität. Diese Fragen werden im Rahmen der angestrebten Weiterentwicklung der Modellierung der Vermittlungsfunktionen geklärt werden.

Die Berücksichtigung unterschiedlicher Beschaltungseinheiten macht schließlich, wie von der DT AG angeregt, Sinn, wenn Kosten für die Bereitstellung von (nicht entbündelten) Anschlüssen an Endkunden oder Weiterverkäufer zu ermitteln sind. Für die Kosten der entbündelten Anschlußleitung und die Kosten der Zusammenschaltung sind sie nicht relevant.

Schlußfolgerungen:

Die Annahmen an die Trassenlänge insbesondere im Verzweigerbereich werden durch Auswertung der Straßenlängen neu gefaßt und empirisch besser fundiert.

Bei der Erfassung der geographischen Differenzierung der Anschlußnachfrage wird die Granularität des Teilnehmerrasters verfeinert, um eine bessere Über�einstimmung zwischen Verzweigerbereichen und bebauten Flächen zu gewähr�leisten. 

Aspekte der Verkehrsführung werden im Netzmodell für das nationale Verbindungsnetz berücksichtigt.

Die Notwendigkeit der Erfassung weiterer Leistungsmerkmale von Vermittlungsstellen wird im Projektverlauf überprüft.

B.2.11	Thema 11: Kosten des Vertriebs und der Kundenverwaltung

Kosten des Vertriebs und der Kundenverwaltung im Bereich der besonderen Netzzugänge werden bei der Kostenermittlung nicht berücksichtigt, da diese Kosten in hohem Maße kundenspezifisch und daher einer Erfassung im Rahmen eines allgemeinen Modells nicht zugänglich sind. 

Sollten zur Bestimmung der Höhe dieser Kosten Bezugsgrößen herangezogen werden, die im beschriebenen Modell nicht erfaßt sind, und wenn ja, welche?

Wie hoch sind diese Kosten im Verhältnis zu diesen Bezugsgrößen?

Wie hoch ist der Anteil leistungsmengenneutraler Gemeinkosten an den Ge�samtkosten von Vertrieb und Kundenverwaltung?

Das WIK-Modell wird, insbesondere von der DT AG, als unvollständig kritisiert, weil es Vertriebskosten nicht berücksichtige. Klarzustellen ist, daß das Modell den Anspruch, diese Kosten zu erfassen, nicht erhoben hat. Sie sind dennoch im Referenzdokument als relevanter Teil der Kosten besonderer Netzzugänge bezeichnet worden. Es wurde ebenfalls angemerkt, daß für die Höhe dieser Kosten Spezifika der Kundenbeziehung oder der Vertriebsorganisation maßgeblich sind.

Die relevanten Kostentreiber sind also sicherlich andere als diejenigen, die die Netzinfrastrukturinvestitionen bestimmen. Das WIK hält in diesem Zusammenhang eine Prozeßkostenanalyse für sinnvoll, da eine solche die verursachungsgerechte Zurechnung dieser Kosten erlaubt. Auch ermöglicht sie eine weitgehend verursachungsgerechte Zuordnung von Kosten zu Leistungen, so daß das Residuum der leistungsmengenneutralen Gemeinkosten erst nach Ausschöpfung der wirtschaftlich vertretbaren Möglichkeiten zur Prozeßkostenanalyse feststeht. Unseres Erachtens kommt die Verrechnung leistungsmengeninduzierter Gemeinkosten über Gemeinkostenzuschläge in Betracht, wenn die Zuordnung zu Kostentreibern mit unverhältnismäßigem Aufwand verbunden wäre. Dabei ist sicherlich zu berücksichtigen, welchen Anteil diese Kosten bei traditioneller Schlüsselung an den Kosten von Angeboten haben.

Die Integration eines derartigen Ansatzes in die Modellrechnung ist mit Skepsis zu betrachten. Aus unserer Sicht wäre dies weniger eine Integration, als vielmehr ein völlig neu zu konzipierender Baustein, der das Modell ergänzen könnte. Ähnlich wie bei der Behandlung der anlagenbezogenen Betriebskosten ist zu prüfen, in welchem Verhältnis Aufwand und Ertrag zueinander stehen. In jedem Fall ist sicherzustellen, daß die betrachteten Prozesse effizient sind. Mittelfristig gilt, daß die Definition allgemeiner, d.h. nicht betreiberspezifischer, effizienter Prozesse sinnvoll sein kann (siehe hierzu auch B.2.7).

Eine kurzfristige Lösung für die Behandlung von Vertriebskosten läßt sich aus den Kommentaren nicht ableiten. Pragmatisch wäre es, zumindest vorerst die Kosten des Geschäftsbereichs LDC der DT AG heranzuziehen, gegebenenfalls nochmals zu differenzieren und sodann auf die nachgefragten Leistungen zu verteilen. Das Argument von VATM, o.tel.o und insbesondere VIAG, daß ein verkaufsorientiertes Handeln im Bereich der Netzzusammenschaltung mit nationalen Betreibern nicht im Interesse eines etablierten Netzbetreibers liege und daß daher Vertriebskosten für Interconnection-Leistungen im Gegensatz zu den Verwaltungskosten generell nicht angesetzt werden sollten, erscheint in dieser Pauschalität nicht haltbar. Kosten etwa für allgemeine Marketingaktivitäten sollten allerdings kein Bestandteil der Entgelte für Interconnection und andere besondere Netzzugänge sein.

Von der DT AG vorgelegte Prozeßbetrachtungen können ebenfalls zur Kostenbestimmung herangezogen werden. In einem ersten Schritt könnten die dort geltend gemachten Kosten als nachgewiesen im Sinne des § 2 TEntgV anerkannt werden, wenn die Herleitung durchgehend transparent, nachvollziehbar und plausibel erscheint. Hierbei sind an die Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen insbesondere auch hinsichtlich der verwendeten Methode strenge Maßstäbe anzulegen.

Nicht beantwortet ist damit allerdings nach wie vor die Frage nach der Effizienz der beschriebenen und bewerteten Prozesse. Die Erarbeitung eines Maßstabes der Kosten effizienter Leistungsbereitstellung kann sich in erster Näherung aber keinesfalls ausschließlich an den in der Kostenrechnung der DT AG beschriebenen Prozessen orientieren. Hierbei sollten folglich auch Organisation und Betriebsablauf bei anderen Netzbetreibern, insbesondere im Hinblick auf das Carriergeschäft, analysiert werden.

Schlußfolgerungen:

Die Kosten des Vertriebs von Leistungen im Rahmen besonderer Netzzugänge sollten als Bestandteil der relevanten Entgelte grundsätzlich anerkannt werden.

Als Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung gelten allerdings nur Kosten, die durch effiziente Prozesse verursacht worden sind.

Prozeßkostenrechnung ist ein wichtiger Schritt zu einer verursachungsgerechten Kostenallokation. Sie nimmt jedoch nicht die Prüfung der Effizienz der bewerteten Prozesse vorweg.

Die Entwicklung allgemeiner Prozeßmodelle erscheint wünschenswert. Sie könnten das Kostenmodell, das auf Infrastrukturkosten fokussiert, langfristig ergänzen und könnten bei der Beurteilung von Engelten anderer Leistungen als Netzzugangslei�stungen (Endkunden) in hohem Maße an Bedeutung gewinnen.

B.2.12	Thema 12/13: Zuordnung von Gemeinkosten / Verbundvorteile

Thema 12: Höhe der Gemeinkostenzuschläge

Leistungsmengenneutrale Gemeinkosten, also Kosten, die einzelnen Leistungen nach dem Prinzip der Verursachungsgerechtigkeit weder direkt noch indirekt zugerechnet werden können, werden im vorgestellten Kostenmodell nicht erfaßt. Dennoch sind sie nach TEntgV (§ 3 Abs. 2) Bestandteil der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung.

Welche leistungsmengenneutralen Gemeinkostenarten des Netzbetriebs lassen sich zwar der Gesamtheit der Ortsnetze, nicht aber einzelnen Netzen bzw. Netzelementen zurechnen?

Wie ist das Verhältnis dieser Kosten zu der Summe der einzelnen Ortsnetzen zurechenbaren Kosten?

Wie hoch ist der Anteil leistungsmengenneutraler Gemeinkosten - ausschließlich der in den beiden vorangehenden Fragen angesprochenen Kosten - an den Gesamtkosten eines Telekommunikationsunternehmens?

Thema 13: Differenzierung der Gemeinkostenzuschläge nach Produktarten

Gemäß TEntgV sollten leistungsmengenneutrale Gemeinkosten in Form angemessener Zuschläge auf die langfristigen zusätzlichen Kosten bei der Entgeltgenehmigung berücksichtigt werden.

Erscheint für die unter 11 und 12 genannten möglichen Gemeinkostenkategorien ein einheitlicher oder ein jeweils unterschiedlicher Zuschlag auf die ermittelten Kosten der verschiedenen Leistungsangebote angemessen?

Diese Fragen, Höhe und Zuordnung von leistungsmengenneutralen Gemeinkosten adressieren kein Kernproblem des Kostenmodells, da es dessen primäre Aufgabe ist, langfristige zusätzliche Kosten der Leistungsbereitstellung zu generieren. Gemeinkosten besitzen im Modell überall dort unmittelbar Relevanz, wo Netzelemente untereinander oder mit Elementen anderer Netze im Verbund (und unter Realisierung von Verbundvorteilen) aufgebaut werden. Die dort entstehenden Gemeinkosten und deren Behandlung im Modellrahmen wurden unter B.2.2. beschrieben und problematisiert. Generell stellen sich in diesem Zusammenhang die Fragen nach der absoluten Höhe von Gemeinkosten und nach der Zuordnung derselben zu Leistungen.

Gemeinkosten, die nicht auf der Wertschöpfungsstufe der Netzinfrastruktur entstehen, können mit dem Modell der Höhe nach nicht erfaßt werden. Hierzu können daher an dieser Stelle nur allgemeine Ausführungen gemacht werden.

Eine strenge Forward-looking-Betrachtung fordert eine umfassende Modellierung der gesamten Unternehmensaktivität nach dem Effizienzkriterium. Nur auf diese Weise kann sichergestellt werden, daß die Höhe der gesamten Kosten und daher auch die der enthaltenen Gemeinkosten den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung entsprechen. In allen anderen Fällen stellen Gemeinkosten das Residuum der gesamten Kosten der Unternehmens nach Abzug der zurechenbaren Kosten dar. Es kann folglich nicht ausgeschlossen werden, daß nachgewiesene Gemeinkosten Ineffizienzen enthalten. Eine umfassende Bottom-up-Modellierung der Unternehmensaktivität kann allerdings nicht geleistet werden und würde wohl auch den Rahmen der öffentlich vermittelbaren Regulierungsarbeit sprengen.

In diesem Sinne sollten regulierte Unternehmen aufgefordert werden, eine möglichst weitgehende verursachungsgerechte Kostenzurechnung zu gewährleisten. Die oben genannten Überlegungen zum Verhältnis von Aufwand und Ertrag sind dabei zu berücksichtigen. Die ausgewiesenen Einzelkosten können vermutlich leichter auf ihre Effizienz hin überprüft werden, als nicht zurechenbare Kosten, da bei deren Beitrag zur Leistungserstellung wesentlich komplexere Zusammenhänge zu berücksichtigen sind. Diese Effizienzprüfung schließt dann die Anwendung eines Kostenmodelles durch die Regulierungsbehörde oder andere Verfahren wie internationale Kosten- und Preisvergleiche mit ein.

Kosten des Unternehmens, die einzelnen Leistungen nicht nach dem Maßstab der Verursachungsgerechtigkeit zugerechnet werden können, sollten Gruppen von Leistungen auf unterschiedlichen Ebenen zugerechnet werden. Dabei ist ein abgestuftes Vorgehen zu fordern, bei dem Gemeinkosten immer dem kleinstmöglichen Aggregat von Leistungen zugeordnet werden, d.h. Gemeinkosten einer Produktgruppe sollten nur auf die Elemente dieser Gruppe verteilt werden.

Bei der Aufteilung von Gemeinkosten zwischen Leistungen oder Gruppen von Leistungen können unterschiedliche Verfahren oder Regeln angewendet werden. Der Regulierer legt in diesem Zusammenhang, wo dies notwendig ist, die Spielräume des Unternehmens zur Gemeinkostenallokation fest. Die DT AG vertritt allerdings die Auffassung, daß es dem jeweiligen Unternehmen erlaubt sein müsse, marktbestimmte Deckungsbeiträge zu erwirtschaften. Die DT AG führt an, daß dieser Pricing-Logik folgend Produktmanager Preissetzungsfreiheit haben sollten. Diesen Ausführungen ist nicht in vollem Umfang zu folgen. Die Argumentation würde dann zutreffen, wenn Gemeinkosten nur zwischen verschiedenen wettbewerblich angebotenen Produkten einerseits und zwischen verschiedenen unter quasi-monopolistischen Bedingungen angebotenen Produkten andererseits aufzuteilen wären. Für den letzteren Fall wäre dann eine Price-Cap-Regulierung hinreichend. In deren Rahmen hat ein Unternehmen relative Freiheit, marktbestimmte Deckungsbeiträge zu erwirtschaften. Im Idealfall orientieren sich die Deckungsbeiträge an den Preiselastizitäten, so daß es zu einer Ramsey-ähnlichen Lösung kommen kann.

Die Situation ist jedoch dann anders zu bewerten, wenn Gemeinkosten zwischen Leistungen aufzuteilen sind, auf deren Märkten die Intensität sowohl des aktuellen wie des potentiellen Wettbewerbs unterschiedlich ist (und ein Unternehmen auf einigen dieser Märkte eine marktbeherrschende Stellung einnimmt). In einem solchen Fall ist die Regulierungsinstanz angehalten, in die Handlungsfreiheit des Unternehmens einzugreifen. Ansonsten bestünde die Gefahr, daß Gemeinkosten überwiegend den monopolistisch angebotenen Leistungen zugeschlagen würden. 

Sofern ein solcher Eingriff notwendig ist, empfiehlt sich zunächst eine Zuordnungsregel, die sich an den Kosten der Produktion orientiert. Denkbar sind vergleichsweise einfache Regeln, wie etwa die Allokation nach der Höhe der zusätzlichen Kosten oder die Verteilung anhand der Kapazitätsbeanspruchung in Kabelkanälen oder auf Übertragungswegen. Auch der Shapley-Wert als kostenaxiomatisch fundiertes Konzept könnte sich in manchen Bereichen als sinnvoll erweisen.

Schlußfolgerungen:

Im Rahmen der an Kostennachweise gestellten Anforderungen ist die größtmögliche ökonomisch vertretbare Zuordnung von Kosten zu Einzelleistungen zu fordern.

Gemeinkosten können nur im effizienten Rahmen berücksichtigt werden. Auf der Ebene der hochaggregierten Gemeinkosten (Unternehmensebene) ist eine Beurteilung jedoch außerordentlich schwierig.

Eine ausschließlich nachfrageorientierte Gemeinkostenallokation ist in vielen Fällen nicht akzeptabel. Zuordnungsregeln für Gemeinkosten sollten dort, wo sie vorgegeben werden müssen, möglichst einfach und kostenorientiert sein. 

�B.3	Stellungnahmen zum weiteren Vorgehen

B.3.1	Generelle Anmerkungen

Bereits bei den Ausführungen zu den Abschnitten B.1.1 und B.1.2 sind eine Reihe von Vorschlägen zum weiteren Vorgehen formuliert worden. An dieser Stelle soll darüberhinaus die Frage der Verfügbarkeit einer Softwareversion und die Struktur einer Datenerhebung diskutiert werden.

Es ist Ziel der Projektarbeit, eine Softwareversion des Kostenmodells zu erstellen. Diese Version wird der Reg TP zur Verfügung gestellt. Die Weitergabe der Software an Unternehmen, die von Regulierungsentscheidungen unmittelbar betroffen sind, erscheint sinnvoll. Als Abgrenzungskriterium kann die Lizenzerteilung oder wenigstens die Anzeige der Tätigkeit als Anbieter von Telekommunikationsdienstleistungen dienen. Eine generelle Veröffentlichung erscheint aus urheberschutzrechtlichen Gründen nicht wünschenswert. Sie müßte, falls sie denn als unumgänglich angesehen wird, durch entsprechende Einschränkungen der Nutzung auf die Begleitung regulatorischer Prozesse in der Bundesrepublik flankiert werden.

Die Weitergabe der Software ist sinnvoll, da den Unternehmen legitimerweise zuzubilligen ist, selber nachzuvollziehen, wie die Modellergebnisse zustandegekommen sind. Zum anderen können die Unternehmen mit Parametern arbeiten, die von den in der Studie verwendeten abweichen und so eigene Sensitivitätsanalysen durchführen. Um darüberhinaus die Möglichkeit zu eröffnen, einen Abgleich zwischen Modellbeschreibung und Umsetzung im Programm vorzunehmen, kann auch an die Zurverfügungstellung des Quellcodes in Papierform gedacht werden.

Die Verfügbarkeit der Software sollte für einen Zeitpunkt nach der Veröffentlichung des Ergebnisberichts angekündigt werden. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß nach der Erarbeitung der Ergebnisse noch Zeit für die benutzerfreundliche Gestaltung des Programmes benötigt wird. Anzumerken ist, daß die Programme für Anschlußbereich und Verbindungsnetz hinsichtlich der ausgearbeiteten Software voneinander unabhängig sein werden und lediglich über eine gemeinsame Datenbasis verbunden sind. Sie können daher unabhängig voneinander genutzt und weitergegeben werden. Es ist damit zu rechnen, daß die Programmodule für das Anschlußnetz früher in einer verwendungsreifen Version vorliegen, als die für das Verbindungsnetz.

Eine Reihe der für die Modellrechnungen benötigten Daten soll im Rahmen einer Netzbetreiberbefragung erhoben werden. Dabei ist der Grundsatz zu beachten, daß die Befragung einerseits auf das Unabdingbare reduziert werden sollte, um Akzeptanz zu finden. Andererseits ist die Anfrage so zu formulieren, daß sie keine Aufforderungen zur Spekulation enthält. M.a.W. sollten nur Fragen gestellt werden, zu denen substantiierte Antworten erwartet werden können. Ferner gilt für eine Reihe von Parametern, daß sie von der Reg TP in Zusammenarbeit mit dem WIK festzulegen sind. Dies gilt etwa für Abschreibungszeiträume und Kapitalverzinsung, vermutlich aber auch für Beilauffaktoren und Reservekapazitäten.

Wo immer möglich, sollte der Rekurs auf öffentlich verfügbare oder unabhängig beschaffte Daten vollzogen werden. Ein solcher Rekurs scheint etwa bei Tiefbaupreisen oder bei Beschaffungspreisen von Kabeln möglich. Technische Parameter sollten dagegen so weit wie möglich auf der Basis von Expertengesprächen oder Literaturrecherchen festgelegt werden.

Der Schwerpunkt der Datenerhebung wird auf den Beschaffungspreisen für Ausrüstungsinvestitionen liegen. Daneben sind insbesondere Angaben zum erwarteten Teilnehmerverkehr für verschiedene Anschlußtypen von Bedeutung. Noch zu klären ist, wie sichergestellt werden kann, daß Unternehmen wahrheitsgemäße Angaben etwa zu den von Ihnen gezahlten Preisen machen. Insbesondere das Problem der Erfassung von Rabatten auf die Listenpreise der Hersteller muß angegangen werden. Zum Zweck der Verifizierung von Informationen bieten sich vor allem Vergleiche mit verfügbaren Daten aus dem Ausland und eigene Recherchen und Erhebungen an.

Bei der Auswertung der Kommentare ist der Schluß gezogen worden, daß die DTAG veranlaßt werden sollte, eine Reihe von Daten zur Netzstruktur bereitzustellen, die über die allgemeinen Daten, um die alle Netzbetreiber gebeten werden, hinausgehen. Es handelt sich hierbei um Daten zu Anschlußzahlen auf der Ebene der Hauptverteiler und Ortsnetze, differenziert nach Typen, zur Zahl von Festverbindungen bis 2 Mbit/s, zur Fläche von Ortsnetzen, zu den Standorten der Hauptverteiler idealerweise in Form von Geokoordinaten, sowie ggf. zu Verkehrsmengen auf Hauptverteilerebene.

Die Datenanforderungen an die DT AG nehmen erheblich zu, wenn Berechungen für das Verbindungsnetz durchgeführt werden sollen, in denen die Netzstruktur und die Verkehrsflüsse im existierenden Netz zu berücksichtigen sind. Erforderlich werden Angaben zur Anbindung der Anschlußbereiche an Vermittlungsstellen, zur Anbindung der Teilnehmervermittlungsstellen an Fernvermittlungsstellen, Vermaschung der einzelnen Ebenen untereinander, Verkehrsführung etc. Hier sind jedoch verschiedene Abstufungen denkbar, abhängig von den gewünschten Freiheitsgraden bei der Kostenberechnung. Abschließend ist zu betonen, daß die Datenanforderungen geringer sind, wenn eine effiziente Netzstruktur modellendogen ermittelt werden soll. Sie beschränken sich dann auf Hauptverteilerstandorte und den gehenden Verkehr der Anschlußbereiche, der wiederum auf Basis von Anschlußzahlen geschätzt werden kann. Beide Angaben sind ebenfalls für die Berechnung der Kosten des Anschlußnetzes notwendig.

�Schlußfolgerungen:

Es erscheint sinnvoll, eine Softwareversion des Kostenmodells, bzw. einzelner Module den an den Regulierungsverfahren beteiligten Parteien zugänglich zu machen.

Aufgrund arbeitsablauftechnischer Gründe sollte die Verfügbarkeit der Softwareversion für einen Zeitpunkt nach Veröffentlichung des Ergebnisberichtes angekündigt werden. 

Eine Datenerhebung sollte zeitnah vorgenommen werden. Sie kann zunächst auf  Fragen zum Bereich des Anschlußnetzes beschränkt werden. Sie ist generell auf das notwendige Maß zu beschränken. Die DT AG als etablierter Netzbetreiber sollte über allgemeine Daten hinaus, etwa zu Beschaffungspreisen, um die Bereitstellung einer Reihe von Daten zu Ortsnetzen bzw. Anschlußbereichen gebeten werden. Die Datenerhebung sollte formal von der Reg TP allein, materiell jedoch in Kooperation mit dem WIK betrieben werden.

B.3.2	Vertraulichkeit und Sensibilität von Inputdaten

Die Durchführung einer Datenerhebung wirft die Frage nach dem Umgang mit den von den Unternehmen bereitgestellten Daten auf.

Eine größtmögliche Transparenz der Ergebnisse aus den Modellrechnungen ist dann gewährleistet, wenn sämtliche verwendete Inputdaten vollständig dokumentiert sind. Dies schließt im Extremfall die Veröffentlichung der Angaben jedes einzelnen Unternehmens ein, so daß für den Beobachter unmittelbar ersichtlich wird, wie die gelieferten Daten bewertet worden sind. Es besteht allerdings, wie insbesondere die DT AG ausführlich betont, ein (unvermeid�barer) Zielkonflikt zwischen weitestgehender Transparenz einerseits und der Wahrung von Geschäftsgeheimnissen andererseits.

Dieses Problem kann von mehreren Seiten angegangen werden. Ein Ansatz besteht darin, die Studie weitestgehend auf öffentlichen Quellen abzustützen, wie dies auch im Referenzdokument angeregt wird. In diesem Falle sind bei der Veröffentlichung der Inputdaten keinerlei Restriktionen zu beachten. Eine Reihe von Daten, insbesondere Preise für technische Ausrüstung, sind jedoch gar nicht oder nicht für den deutschen Markt dokumentiert. Preislisten von Herstellern geben in der Regel keine Auskunft über die gängigen Rabatte.

Diese Daten werden von den Unternehmen vermutlich als sensibel eingestuft. Z.T. sind diese Daten auch nur mit Einwilligung der Lieferanten weiterzugeben. Von Seiten der Regulierungsbehörde müssen Verhaltensregeln für den Umgang mit derartigen Daten entwickelt werden. Diese können beispielsweise in einer Vertraulichkeitserklärung seitens der Reg TP und des WIK bestehen, so daß gewährleistet ist, daß diese Daten Dritten nicht zugänglich gemacht werden. Im Ergebnisbericht kann in solchen Fällen nur der letztlich gesetzte Standardwert dokumentiert werden. Dieses Verfahren ist in allen Fällen praktikabel, in denen hinreichend viele Parteien Angaben machen, so daß keine Rückschlüsse von den gesetzten Parametern auf die berichtenden Unternehmen gezogen werden können.

Gerade im Fall der spezifischen Daten der DT AG, etwa der Anschlußzahlen und Festverbindungen, ist ein solcher Rückschluß jederzeit möglich. Die Verwendung dieser Daten in den Modellrechnungen kommt deren Veröffentlichung gleich. Werden diese Daten allerdings nicht nach außen hin dokumentiert, so sind die Berechnungen an zentralen Stellen nicht nachvollziehbar und könnten ihre Funktion, die Transparenz von Entscheidungsprozessen zu erhöhen, nur noch begrenzt erfüllen. Es ist daher zu klären, welche Daten veröffentlicht werden können und bei welchen es sich um Geschäftsgeheimnisse handelt. Unseres Erachtens sind Angaben zu Teilnehmerzahlen auf der Ebene der Anschlußbereiche und in der Differenzierung nach Anschlußtypen nicht grundsätzlich als Geschäftsgeheimnis anzusehen. Gleiches gilt für die Zahl der Festverbindungen. Kritischer ist dagegen der Umgang mit Verkehrsdaten, die einen zentralen Faktor auch in der Strategieplanung der Wettbewerber darstellen. Das vorgeschlagene Verfahren, hier mit Planungswerten zu arbeiten, die auf der Bildung von Durchschnitten für Anschlußtypen beruhen, kann dieses Problem lösen, da keine spezifischen Kundenprofile diskutiert werden müssen. Die Abgleich von Planungswerten mit realisierten Werten könnte anschließend von Reg TP/WIK vorgenommen werden.	

Schlußfolgerungen:

Die verwendeten Daten sollten hinsichtlich ihrer Sensibilität klassifiziert werden. Preisinfomationen und Kundendaten sind als sensibel einzustufen. Die in den Berechnungen verwendeten Werte dürfen in diesen Fällen keine Rückschlüsse auf die Unternehmen zulassen. Die Vertraulichkeit der Daten ist zuzusichern.

Daten, die nur die DT AG liefern kann (Anschlußzahlen, HVt-Standorte), müssen im Ergebnisbericht so dargestellt werden, daß die Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Berechnungen sichergestellt ist. Falls die DT AG hier Sensibilität reklamiert und diese anerkannt wird, müssen Prozeduren definiert werden, die anderen Unternehmen die Verifizierung der Modellrechnungen erlauben. Gegebenenfalls sind die Daten zu Anschlußzahlen so darzustellen, daß kein Rückschluß auf das reale Netz möglich ist.

	�	Die der Stellungnahme von AT&T beigelegten Dokumente der FCC werden in der vorliegenden Auswertung nicht berücksichtigt.

	�	Vgl. Commission Recommendation on Interconnection Pricing: "At the present time, very few countries appear to be in a position to calculate per minute interconnection charges based on actual estimates of long run average incremental cost", S. 7.

	�	Vgl. auch hier Commission Recommendation on Interconnection Pricing: "Interconnection costs should be calculated on the basis of forward-looking long run average incremental cost, since these cost closely approximate those of an efficient operator employing modern technology.", S. 14.

	�	Es gilt auch hier, daß keine eindeutig effiziente Anzahl zu bestimmen sein wird. Je nach Annahmen an Kostenstruktur, Verkehrsmengen und Kapazitäten werden unterschiedliche Zahlen ermittelt werden, die ein Intervall beschreiben, das plausible effiziente Konfigurationen enthält. Hier sind Vergleichsrechnungen über verschiedene Werte durchzuführen.
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